
CHECKLISTEN 
NACHUNTERNEHMER-

EINSATZ

TARIF & 

SOZIALPOLITIK

Handlungshinweise und Erläuterungen für 

Bauunternehmer

Einsatz inländischer Nachunternehmer

Einsatz von Nachunternehmern aus dem EWR / der Schweiz

MOE-Werkvertragskontingente / Brexit

Einsatz von Einzelunternehmern („Scheinselbständigkeit“?) 

Exkurs: Arbeitnehmerüberlassung 

Hinweise bei fraglicher Tarifgeltung



Vorwort 

Die Checklisten für den Einsatz von inländischen Nachunternehmern (I.), Nachunternehmern aus dem Europäi-

schen Wirtschaftsraum sowie der Schweiz (II.), MOE-Werkvertragsarbeitnehmern (III.), Einzelunternehmern 
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stehen. Die Arbeitnehmerüberlassung ist von anderen Vertragskonstruktionen bezüglich des Nachunternehmer-

einsatzes, insbesondere dem Fremdpersonaleinsatz aufgrund von Werk- oder Dienstverträgen, abzugrenzen. Die 
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staltung sind kein Schwerpunkt dieser Ausarbeitung. Bauvertraglich schuldet jeder Auftragnehmer seinem Auf-
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Die Formulare „General- und Nachunternehmervertrag im deutschen Schlüsselfertigbau (Formulare Schlüssel-

fertigbau - FSB 2024)“ können als Anhaltspunkt für die vertragliche Umsetzung der Hinweise herangezogen wer-

den (siehe www.bauindustrie.de). 
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abgedruckt, Fußnoten verweisen auf nähere Erläuterungen im Anhang B. In Anhang C befindet sich ein unver-

bindliches Beispiel für eine Mindestlohnbescheinigung (aktuell für den gesetzlichen Mindestlohn). Zum Thema 

Baustellenkontrollen befindet sich ergänzend ein Merkblatt für Baustellenleiter in Anhang D und das Merkblatt 

der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung in Anhang E.  Rechtsprechung ist im Dokument direkt ver-

linkt oder es sind die entsprechenden Papierfundstellen angegeben.  
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Abkürzungen

AAG Aufwendungsausgleichsgesetz 

Abs. Absatz 

AEntG Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen 

AN Arbeitnehmer 

AO Abgabenordnung 

ArbV Arbeitsverhältnis 

ARGE Arbeitsgemeinschaft 

AÜ Arbeitnehmerüberlassung 

AufenthG Aufenthaltsgesetz 

Aufl. Auflage 

AÜG Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

Az. Aktenzeichen 

BA Bundesagentur für Arbeit 

BAG Bundesarbeitsgericht 

BBTV Tarifvertrag über die Berufsbildung im Bau-
gewerbe 

BG BAU Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGH Bundesgerichtshof 

BRTV Bundesrahmentarifvertrag für das Bauge-

werbe 
BSG Bundessozialgericht 

ca. circa 

d.h. das heißt 

DStR Deutsches Steuerrecht 

EG Europäische Gemeinschaft 

EStG Einkommensteuergesetz 

EU Europäische Union 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 

ff. fortfolgende 

Fn. Fußnote 

gem. gemäß 

GewAnzV Gewerbeanzeigeverordnung 

GewO Gewerbeordnung 

ggf. gegebenenfalls 

grds. grundsätzlich 

HDB Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 

e.V. 
HU Hauptunternehmer / Generalunternehmer 

HwO Handwerksordnung 

IHK Industrie- und Handelskammer 

i.H.v. in Höhe von 

i.V.m. in Verbindung mit 

LkSG Gesetz über die unternehmerischen 

 
 
max. 

Sorgfaltspflichten in Lieferketten 

maximal 

MiLoG Mindestlohngesetz 

mind. mindestens 

MindestlohnVO Mindestlohn-Verordnung 

ML Mindestlohn 

MOE Mittel- und Osteuropa 

Nr. Nummer 

NU Nachunternehmer 

o.g. oben genannte 

OLG Oberlandesgericht 

Rn. Randnummer 

S. Satz 

SchwarzArbG Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 

SGB III Sozialgesetzbuch 3. Buch 

SGB IV Sozialgesetzbuch 4. Buch 

SGB VII Sozialgesetzbuch 7. Buch 

sog. so genannte 

SOKA-BAU Sozialkassen der Bauwirtschaft 

StGB Strafgesetzbuch 

TV Mindestlohn Tarifvertrag zur Regelung der Mindestlöhne 

im Baugewerbe im Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland 

u.a. unter anderem 

ULAK Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bau-
wirtschaft 

Urt. Urteil 

UstG Umsatzsteuergesetz 

v.g. vorgenannte 

vgl. vergleiche 

VO Verordnung 

VOB/A Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
tungen, Teil A 

VOB/A – EG Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-

tungen, Teil A für europaweite Ausschrei-
bungen 

VOB/B Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
tungen, Teil B 

VTV Tarifvertrag über das Sozialkassenverfah-
ren im Baugewerbe 

 
WRegG 
 
ZAV 

Wettbewerbsregistergesetz 

  
Zentrale Auslands- und Fachvermittlung 
der Bundesagentur für Arbeit 

z.B. zum Beispiel 

ZDB Zentralverband des Deutschen Baugewer-
bes e.V. 
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I. Einsatz inländischer Nachunternehmer  

1.  Vorüberlegungen: Zulässigkeit des NU-Einsatzes 

1.1 BGB-Vertrag (§ 631 bzw. § 650a BGB) - zulässig, wenn nicht ausdrücklich ausgeschlossen 

1.2 VOB-Vertrag (§ 4 Abs. 8 VOB/B) - grundsätzlich besteht eine Pflicht zur Ausführung im eigenen Betrieb 

des HU. Nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf eine Übertragung an den NU erfolgen. 

„Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers [= HU] 

nicht eingerichtet ist.“ (§ 4 Abs. 8 Nr. 1 S. 3 VOB/B). Bei Zuwiderhandlung hat der Auftraggeber ein Kün-

digungsrecht (§ 8 Abs. 3 VOB/B). Sofern Bauleistungen an NU weitergegeben werden, muss der Auftrag-

geber die VOB zugrunde legen (§ 4 Abs. 8 Nr. 2 VOB/B). Der HU muss dem Auftraggeber auf Verlangen 

die Nachunternehmer bekannt geben. Entsprechend dem Schutzzweck des § 4 Abs. 8 VOB/B muss die 

genaue Mitteilung erfolgen, welche Bauleistungen an den NU weitergegeben werden. In den Vergabe-

unterlagen kann der Auftraggeber die Bieter auffordern, in ihrem Angebot anzugeben, für welchen Teil 

ihrer späteren Bauleistung sie auf NU zurückgreifen möchten (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A-EU, § 8 Abs. 2 Nr. 

2 VOB/A) bzw. von den in die engere Wahl kommenden Bietern - die Benennung späterer Erfüllungsge-

hilfen im Rahmen der sog. „Eignungsleihe“1 (Berufung auf die Kapazitäten anderer Unternehmen § 6d 

VOB/A-EU).2 Zu den Besonderheiten des Austausches von Nachunternehmern im Rahmen eines öffent-

lichen Vergabeverfahrens (bspw. zwischen Angebotsabgabe und Zuschlagserteilung bzw. nach Vertrags-

schluss) siehe Kapellmann/Messerschmidt-Glahs, 9. Aufl. 2025, VOB/A-EU § 6d Rn. 8 ff. 

2. Haftungsrisiken 

2.1 unerkannte Arbeitnehmerüberlassung 

 Gesetzliche Folge kann die Begründung eines ArbV der Arbeitskräfte mit dem HU sein (§ 10  Abs. 1 AÜG); 

 illegale AÜ kann zudem strafrechtlich geahndet werden - siehe Checkliste V. 

2.2 HU-Haftung wie ein selbstschuldnerischer Bürge 

2.2.1 Gesamtsozialversicherungsbeiträge3, § 28e Abs. 3a ff. SGB IV 

2.2.2 Unfallversicherungsbeiträge4, § 150 Abs. 3 SGB VII 

2.2.3 Urlaubskassenbeiträge5, § 14 AEntG  

2.2.4 Mindestlohn6, § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AEntG 

2.3 Steuerrecht 

2.3.1 Bauabzugsteuer7, § 48 Abs. 1 S. 1 EStG 

2.3.2 Umsatzsteuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers8, § 13b Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. Abs. 5 S. 2 UStG 

2.4 zusätzlich: mögliche strafrechtliche Konsequenzen 

2.4.1 NU hält die Mindestarbeitsbedingungen9 (insbesondere Zahlung des Mindestlohnes6, der Urlaubskassen-

beiträge5, der Erschwerniszuschläge, der Sonn- und Feiertagszuschläge und der Überstundenzuschläge) 

nicht ein, § 23 Abs. 2, Abs. 3 AEntG, § 21 Abs. 2, Abs. 3 MiLoG  Geldbuße bis 500.000 Euro gegen HU 

2.4.2 NU hat - trotz Verpflichtung - keine Gewerbeanmeldung10, § 1 Abs. 2 Nr. 4 SchwarzArbG  Geldbuße bis 

50.000 Euro gegen HU 

2.4.3 NU ist - trotz Verpflichtung - nicht in die Handwerksrolle11 eingetragen (§ 1 HwO), § 1 Abs. 2 Nr. 5 

SchwarzArbG  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen HU 

2.4.4 Nichtabführung der Bauabzugsteuer7, gem. § 48 Abs. 1 S. 1 EstG  Geldbuße bis 25.000 Euro gegen HU 

(§ 380 AO) 
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2.4.5 Nichtabführung der Umsatzsteuer8 des Leistungsempfängers gem. § 13b UStG und dadurch Steuerverkür-

zung (kein voller Vorsteuerabzug)  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen HU bei leichtfertiger Steuerverkür-

zung (§ 378 AO), Freiheitsstrafe bei Steuerhinterziehung (§ 370 AO) 

2.5 Achtung: mögliche weitere Folgen 

2.5.1 Eintragung in das Gewerbezentralregister12 und ggf. weitere Register auf Landesebene; Wettbewerbsre-

gister13 

2.5.2 Ausschluss von öffentlichen Aufträgen vgl. § 21 AEntG, § 19 MiLoG und § 21 SchwarzArbG; § 6 Abs. 5 

WRegG13; § 22 LkSG14  

2.5.3 ggf. Verlust der Präqualifikation15 (bei präqualifizierten Bietern gilt: Aufklärung geht vor Ausschluss, vgl. 

VK Rheinland, Beschluss vom 29.11.2023, Az. VK 30/23), Ausschluss eines Bieters im laufenden bzw. von 

künftigen Vergabeverfahren (mehrfache vertragswidrige NU-Einsätze können die Annahme rechtfertigen, 

ein HU sei generell unzuverlässig, vgl. Kammergericht Berlin, Urteil vom 08.12.2011, Az. 2 U 11/11 (NZBau 

2012, 389) 
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3. Möglichkeiten zur Risikoverringerung  

3.1 Auswahl des NU  

3.1.1 Präqualifikation15, Indizien / Kriterien für Zuverlässigkeit, Referenzen  

3.1.2 Gewerbeanmeldung10  

3.1.3 ggf. Handwerksrolleneintragung11  

3.2 Vertragsgestaltung (schriftlicher Werkvertrag/Bauvertrag) - insbesondere:  

3.2.1 bei Präqualifikation des NU:  

 a) unverzügliche Mitteilungspflicht über den Fortfall einer Präqualifikation15  

 b) Zugangsdaten (Nutzername, Kennwort) für PQ-Liste von NU  

3.2.2 regelmäßige Vorlage von Bescheinigungen vereinbaren:  

 a) lückenlose Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugsstellen (Kopie ausreichend)16  

 b) lückenlose qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der BG BAU (Original!)17  

 c) Bescheinigungen SOKA-BAU (alternativ):  

   SOKA-BAU Enthaftungsbescheinigung18 oder  

   Bürgenfrühwarnsystem19 oder  

   falls keine Teilnahmepflicht: ggf. Negativbescheinigung20  

 d) Mindestlohnbescheinigungen21 und Namenslisten der eingesetzten AN  

 e) Freistellungsbescheinigung des NU22  

f) „USt 1 TG“ - Bescheinigung des Leistungsempfängers (HU) 8  

3.2.3 Sicherheiten: ggf. Einbehalt von Nettoauftragssumme oder Bürgschaft vereinbaren (unterliegt der 

Kontrolle nach AGB-Recht):23 
 

 a) Genaue Umschreibung des Sicherungszwecks24  

 b) Sicherungsdauer: Vereinbarung für welchen Zeitraum Sicherheit zu stellen ist25, Verjährung und 

Verfallfristen berücksichtigen 
 

c)  Sicherungshöhe: Höhe der Sicherheit muss unter Berücksichtigung des zutreffenden Bezugs-

punktes angemessen sein, eine klare Trennung der Sicherheiten muss erfolgen!26 
 

 d)  Reduzierung der Sicherheiten bestimmen, soweit sich das Haftungsrisiko vermindert  

3.2.4 Werkvertrag in Abgrenzung zur Arbeitnehmerüberlassung (Indizien):  

 a) konkrete abgrenzbare Leistung / abnahmefähiges Werk vereinbaren  

 b) NU entscheidet, durch welche AN die Leistung erbracht wird   

 c) NU übt das Weisungsrecht gegenüber seinen AN aus  

 d) NU ist für Leistungserbringung verantwortlich (Unternehmerrisiko)  

 e) Gewährleistungspflicht des NU  

 f) Leistungsabrechnung (erfolgt sie allein nach Arbeitszeiteinheiten kann dies ein Indiz für AÜ 

sein) 
 

3.3 Kontrolle während der Vertragsausführung  

3.3.1 vom NU eingesetzte AN (Namensliste, ggf. Kontrollen auf Baustelle)  

3.3.2 lückenlose Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugsstellen16 (Kopie ausreichend)  

 a) Geltungszeitraum (3 Monate)  

 b) Anzahl der AN   

3.3.3 lückenlose qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der BG BAU17 (Original - Papierform oder 
                 elektronisch) 

 
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 a) Geltungszeitraum (individuell)  

 b) Plausibilität in Bezug auf NU-Vertrag: Gefahrtarif32, Bruttolohnsumme  

3.3.4 Bescheinigung SOKA-BAU (siehe oben 3.2.2 c)  Geltungszeitraum  

3.3.5 Mindestlohnbescheinigungen der eingesetzten AN21  

3.3.6 Freistellungsbescheinigung des NU22  

3.3.7 „USt 1 TG“ - Bescheinigung des Leistungsempfängers (HU)8  

3.4 Kontrolle vor Leistung der Schlusszahlung, insbesondere  

3.4.1 Urlaubskassenbeiträge5 sind vollständig abgeführt  

3.4.2 eingesetzte AN haben Mindestlohn6 erhalten  
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II. Einsatz von Nachunternehmern aus dem EWR / der Schweiz 

1.  Vorüberlegungen: Zulässigkeit des NU-Einsatzes 

1.1 BGB-Vertrag (§ 631 BGB bzw. § 650a BGB) - zulässig, wenn nicht ausdrücklich ausgeschlossen 

1.2 VOB-Vertrag (§ 4 Abs. 8 VOB/B) - grundsätzlich besteht eine Pflicht zur Ausführung der Leistungen im ei-

genen Betrieb des HU. Nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf eine Übertragung an den 

NU erfolgen. „Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragneh-

mers [= HU] nicht eingerichtet ist.“ (§ 4 Abs. 8 Nr. 1 S. 3 VOB/B). Bei Zuwiderhandlung hat der Auftragge-

ber ein Kündigungsrecht (§ 8 Abs. 3 VOB/B). Sofern Bauleistungen an NU weitergegeben werden, muss 

der Auftraggeber die VOB zugrunde legen (§ 4 Abs. 8 Nr. 2 VOB/B). Der HU muss dem Auftraggeber auf 

Verlangen die Nachunternehmer bekannt geben. Entsprechend dem Schutzzweck des § 4 Abs. 8 VOB/B 

muss die genaue Mitteilung erfolgen, welche Bauleistungen an den NU weitergegeben werden. In den 

Vergabeunterlagen kann der Auftraggeber die Bieter auffordern, in ihrem Angebot anzugeben, für wel-

chen Teil ihrer späteren Bauleistung sie auf NU zurückgreifen möchten (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A-EU, § 8 

Abs. 2 Nr. 2 VOB/A) bzw. von den in die engere Wahl kommenden Bietern - die Benennung späterer Er-

füllungsgehilfen im Rahmen der sog. „Eignungsleihe“1 (Berufung auf die Kapazitäten anderer Unterneh-

men  § 6d VOB/A-EU).2 Zu den Besonderheiten des Austausches von Nachunternehmern im Rahmen ei-

nes öffentlichen Vergabeverfahrens (bspw. zwischen Angebotsabgabe und Zuschlagserteilung bzw. nach 

Vertragsschluss) siehe Kapellmann/Messerschmidt-Glahs, 9. Aufl. 2025, VOB/A-EU § 6d Rn. 8 ff. 

1.3 Einschränkung der Dienstleistungsfreiheit 

 NU / AN aus Staaten der EU genießen unbegrenzte Dienstleistungsfreiheit / Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

2. Haftungsrisiken 

2.1 unerkannte Arbeitnehmerüberlassung 

 Gesetzliche Folge kann die Begründung eines ArbV der Arbeitskräfte mit dem HU sein (§ 10  Abs. 1 AÜG); 

 illegale AÜ kann zudem strafrechtlich geahndet werden - siehe Checkliste V.  

2.2 HU-Haftung wie ein selbstschuldnerischer Bürge 

2.2.1 Die Haftung soll gem. § 28e Abs. 3a S. 3 SGB IV entsprechend für die vom NU gegenüber ausländischen Sozi-

alversicherungsträgern abzuführenden Beiträge gelten.27 

2.2.2 Das Vorgenannte (2.1.1) soll auch für Unfallversicherungsbeiträge gelten.4  

2.2.3 Urlaubskassenbeiträge5, § 14 AEntG: Das Haftungsrisiko entfällt nur dann, wenn SOKA-BAU den NU wegen 

nachgewiesener Teilnahme an einem vergleichbaren Urlaubskassenverfahren befreit hat (zurzeit sind die 

Urlaubskassenverfahren in Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, und Österreich vergleichbar28). 

2.2.4 Mindestlohn6, § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AEntG 

2.3 Steuerrecht 

2.3.1 Bauabzugsteuer7, § 48 Abs. 1 S. 1 EStG 

2.3.2 Umsatzsteuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers8, § 13b Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 S. 1 UStG 

2.4 zusätzlich: mögliche strafrechtliche Konsequenzen 

2.4.1 NU hält die Mindestarbeitsbedingungen9 (insbesondere Zahlung des Mindestlohnes6, der Urlaubskassenbei-

träge5, der Erschwerniszuschläge, der Sonn- und Feiertagszuschläge und der Überstundenzuschläge) nicht 

ein, § 23 Abs. 2, Abs. 3 AEntG, § 21 Abs. 2, Abs. 3 MiLoG  Geldbuße bis 500.000 Euro gegen HU 

2.4.2 NU hat - trotz Verpflichtung - keine Gewerbeanmeldung10 (§ 14 GewO), § 8 Abs. 1 Nr. 1d, Nr. 2 
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SchwarzArbG  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen HU 

2.4.3 NU ist - trotz Verpflichtung - nicht in die Handwerksrolle11 eingetragen (§ 1 HwO), § 8 Abs. 1 Nr. 1e, Nr. 2 

SchwarzArbG  Geldbuße bis 50.000 Euro 

2.4.4 Nichtabführung der Bauabzugsteuer7 gem. § 48 Abs. 1 S. 1 EStG  Geldbuße bis 25.000 Euro gegen HU 

(§ 380 AO) 

2.4.5 Nichtabführung der Umsatzsteuer8 des Leistungsempfängers gem. § 13b UStG und dadurch Steuerverkür-

zung (kein voller Vorsteuerabzug)  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen HU bei leichtfertiger Steuerverkür-

zung (§ 378 AO), Freiheitsstrafe bei Steuerhinterziehung (§ 370 AO) 

2.5 Achtung: mögliche weitere Folgen 

2.5.1 Eintragung in das Gewerbezentralregister12 und ggf. weitere Register auf Landesebene, Wettbewerbsregis-

ter13 

2.5.2 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge vgl. § 21 AEntG, § 19 MiLoG und § 21 SchwarzArbG, § 6 

WRegG13; § 22 LkSG14  
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3. Möglichkeiten zur Risikoverringerung  

3.1 Auswahl des NU  

3.1.1 Präqualifikation15 in Deutschland; fraglich: ausländische Präqualifikation, Indizien / Kriterien für Zu-

verlässigkeit, Referenzen 
 

3.1.2 ggf. Gewerbeanmeldung10  

3.1.3 ggf. Nachweis gem. EU/EWR-Handwerk-Verordnung11  

3.2 Vertragsgestaltung (schriftlicher Werkvertrag / Bauvertrag) - insbesondere:  

3.2.1 unverzügliche Mitteilungspflicht über den Fortfall einer Präqualifikation15  

3.2.2 regelmäßige Vorlage von Bescheinigungen vereinbaren:  

 a) A1-Bescheinigungen (früher E 101)29 belegen die Sozialversicherungspflicht im Entsendeland  

 b) Bescheinigungen SOKA-BAU (alternativ):  

   SOKA-BAU Enthaftungsbescheinigung18 oder  

   Bürgenfrühwarnsystem19 oder  

   falls keine Teilnahmepflicht: ggf. Befreiung oder Negativbescheinigung20  

 c) Mindestlohnbescheinigungen21 und Namenslisten der eingesetzten AN  

 d) Freistellungsbescheinigung des NU22  

3.2.3 Sicherheiten: ggf. Einbehalt von Nettoauftragssumme oder Bürgschaft vereinbaren (unterliegt der 

Kontrolle nach AGB-Recht)23: 
 

 a) Genaue Umschreibung des Sicherungszwecks24  

 b) Sicherungsdauer: Vereinbarung für welchen Zeitraum Sicherheit zu stellen ist25, Verjährung und 

Verfallfristen berücksichtigen 
 

 c) Sicherungshöhe: Höhe der Sicherheit muss unter Berücksichtigung des zutreffenden Bezugs-

punktes angemessen sein, eine klare Trennung der Sicherheiten muss erfolgen!26 
 

 d)  Reduzierung der Sicherheiten bestimmen, soweit sich Haftungsrisiko vermindert  

3.2.4 Werkvertrag in Abgrenzung zur Arbeitnehmerüberlassung (Indizien):  

 a) konkrete abgrenzbare Leistung / abnahmefähiges Werk vereinbaren  

 b) NU entscheidet, durch welche AN die Leistung erbracht wird   

 c) NU übt das Weisungsrecht gegenüber seinen AN aus  

 d) NU ist für Leistungserbringung verantwortlich (Unternehmerrisiko)  

 e) Gewährleistungspflicht des NU  

 f) Leistungsabrechnung (erfolgt sie allein nach Arbeitszeiteinheiten kann dies ein Indiz für AÜ sein)  

3.3 Kontrolle während der Vertragsausführung  

3.3.1 vom NU eingesetzte AN (Namensliste, ggf. Kontrollen auf Baustelle)  

3.3.2  Bescheinigung SOKA-BAU (siehe oben 3.2.2 b)  Geltungszeitraum  

3.3.3 Mindestlohnbescheinigungen21 der eingesetzten AN  

3.3.4 Freistellungsbescheinigung des NU22  

3.4 Kontrolle vor Leistung der Schlusszahlung, insbesondere  

3.4.1 Urlaubskassenbeiträge5 sind vollständig abgeführt  

3.4.2 eingesetzte AN haben Mindestlohn6 erhalten  
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III. MOE-Werkvertragskontingente / Brexit 

Der Einsatz von Werkvertragsarbeitnehmern aus den mittel- und osteuropäischen Staaten beruht auf Regierungsver-

einbarungen und betrifft außerhalb der EU Bosnien und Herzegowina, Nordmazedonien, Serbien sowie die Türkei. Die 

Bewilligung erfolgt durch die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV)30 der Bundesagentur für Arbeit v.a. unter 

Beachtung der jährlich festgelegten Werkvertragskontingente, der Arbeitsmarktschutzklausel und der Quotierung. 

Grds. geht es um den Einsatz von Facharbeitern, d.h. regelmäßig werden keine Werkvertragskontingente für Helfer 

bewilligt. Die Entlohnung muss der eines vergleichbaren inländischen AN entsprechen. Bei Geltung eines Mindestloh-

nes6 nach dem AEntG wird insoweit ein Bruttolohnvergleich vorgenommen, für den darüberhinausgehenden Tariflohn 

erfolgt ein Nettolohnvergleich. 

Seit dem 01.02.2020 ist Großbritannien nicht mehr Mitglied der Europäischen Union. Die Übergangsphase ist inzwi-

schen ausgelaufen. Seit dem 01.01.2021 gelten britische Staatsangehörige als Drittstaatsangehörige, die eine Arbeits-

erlaubnis nach dem allgemeinen Ausländerrecht benötigen. Im Übrigen gelten die unter II. 2. dargestellten Haftungs-

risiken.  

1.  Vorüberlegungen: Zulässigkeit des NU-Einsatzes 

1.1 BGB-Vertrag (§ 631 BGB bzw. § 650a BGB) - zulässig, wenn nicht ausdrücklich ausgeschlossen 

1.2 VOB-Vertrag (§ 4 Abs. 8 VOB/B) - grundsätzlich besteht eine Pflicht zur Ausführung der Leistungen im 

eigenen Betrieb des HU. Nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf eine Übertragung an 

den NU erfolgen. „Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftrag-

nehmers [= HU] nicht eingerichtet ist.“ (§ 4 Abs. 8 Nr. 1 S. 3 VOB/B). Bei Zuwiderhandlung hat der Auf-

traggeber ein Kündigungsrecht (§ 8 Abs. 3 VOB/B). Sofern Bauleistungen an NU weitergegeben werden, 

muss der Auftraggeber die VOB zugrunde legen (§ 4 Abs. 8 Nr. 2 VOB/B). Der HU muss dem Auftraggeber 

auf Verlangen die Nachunternehmer bekannt geben. Entsprechend dem Schutzzweck des § 4 Abs. 8 

VOB/B muss die genaue Mitteilung erfolgen, welche Bauleistungen an den NU weitergegeben werden. In 

den Vergabeunterlagen kann der Auftraggeber die Bieter auffordern, in ihrem Angebot anzugeben, für 

welchen Teil ihrer späteren Bauleistung sie auf NU zurückgreifen möchten (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A-EU, § 

8 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A) bzw. von den in die engere Wahl kommenden Bietern - die Benennung späterer 

Erfüllungsgehilfen im Rahmen der sog. „Eignungsleihe“ 1 (Berufung auf die Kapazitäten anderer Unter-

nehmen § 6d VOB/A-EU)2. Zu den Besonderheiten des Austausches von Nachunternehmern im Rahmen 

eines öffentlichen Vergabeverfahrens (bspw. zwischen Angebotsabgabe und Zuschlagserteilung bzw. 

nach Vertragsschluss) siehe Kapellmann/Messerschmidt-Glahs, 9. Aufl. 2025, VOB/A-EU § 6d Rn. 8 ff. 

1.3 kein Einsatz im Feuerfest- und Schornsteinbau möglich 

1.4 vorherige Zustimmung der ZAV30 erforderlich; diese erteilt: 

1.4.1 Aufenthaltstitel (§ 4 AufenthG) und 

1.4.2 Werkvertragsarbeitnehmerkarte 

2. Haftungsrisiken 

2.1 HU-Haftung wie ein selbstschuldnerischer Bürge 

2.1.1 Die Haftung soll gem. § 28e Abs. 3a S. 3 SGB IV entsprechend für die vom NU gegenüber ausländischen So-

zialversicherungsträgern abzuführenden Beiträge gelten.27 
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2.1.2 Das Vorgenannte (2.1.1) soll auch für Unfallversicherungsbeiträge gelten.4 

2.1.3 Urlaubskassenbeiträge5, § 14 AEntG  

2.1.4 Mindestlohn6, § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AEntG 

2.2 Steuerrecht 

2.2.1 Bauabzugsteuer7, § 48 Abs. 1 S. 1 EStG 

2.2.2 Umsatzsteuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers8, § 13b Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 S. 1 UStG 

2.3 zusätzlich: mögliche strafrechtliche Konsequenzen 

2.3.1 Beschäftigung von AN ohne Aufenthaltstitel, § 4 aAufenthG, § 404 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 SGB III, §§ 10, 11 

SchwarzArbG  

 Geldbuße bis 500.000 Euro, Geldstrafe oder Freiheitsstrafe 

2.3.2 illegale Beschäftigung als Leiharbeitnehmer, §§ 15 ff. AÜG 

Hinweis: Der Aufenthaltstitel gilt nicht für Tätigkeiten als Leiharbeitnehmer! 

2.3.3 Auftragnehmer hält Mindestarbeitsbedingungen9 (insbesondere Zahlung des Mindestlohnes6, der Urlaubs-

kassenbeiträge5, der Erschwerniszuschläge, der Sonn- und Feiertagszuschläge und der Überstundenzu-

schläge) nicht ein, § 23 Abs. 2, Abs. 3 AEntG, § 21 Abs. 2, Abs. 3 MiLoG  Geldbuße bis 500.000 Euro gegen 

Auftraggeber 

2.3.4 Straftatbestand des Lohnwuchers bei erheblicher Unterschreitung des Bruttomindestlohnes oder Nettota-

riflohnes, § 291 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StGB 

2.3.5 Auftragnehmer hat - trotz Verpflichtung - keine Gewerbeanmeldung10 (§ 14 GewO),  

§ 8 Abs. 1 Nr. 1d, Nr. 2, Abs. 6 SchwarzArbG  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen Auftraggeber 

2.3.6 Auftragnehmer ist - trotz Verpflichtung - nicht in die Handwerksrolle11 eingetragen (§ 1 HwO), § 8 Abs. 1 Nr. 

1e, Nr. 2, Abs. 6 SchwarzArbG  Geldbuße bis 50.000 Euro 

2.3.7 Nichtabführung der Bauabzugsteuer7 gem. § 48 Abs. 1 S. 1 EStG  Geldbuße bis 25.000 Euro gegen Auf-

traggeber (§ 380 AO) 

2.3.8 Nichtabführung der Umsatzsteuer8 des Leistungsempfängers gem. § 13b UStG und dadurch Steuerverkür-

zung (kein voller Vorsteuerabzug)  Geldbuße bis 50.000 Euro gegen HU bei leichtfertiger Steuerverkür-

zung (§ 378 AO), Freiheitsstrafe bei Steuerhinterziehung (§ 370 AO) 

2.4 Achtung: mögliche weitere Folgen 

2.4.1 Eintragung in das Gewerbezentralregister12 und ggf. weitere Register auf Landesebene, Wettbewerbsregis-

ter13 

2.4.2 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge, § 21 AEntG, § 19 MiLoG und § 21 SchwarzArbG,  

§ 6 WRegG13; § 22 LkSG14  
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3. Möglichkeiten zur Risikoverringerung  

3.1 Zustimmung der ZAV30 stets erforderlich  

3.1.1 Aufenthaltstitel  Geltungsdauer  

3.1.2 Werkvertragsarbeitnehmerkarte  Geltungsdauer und Geltungsbereich (Betriebsstätte, Einsatzort) 

beachten 
 

3.2 Vertragsgestaltung (schriftlicher Werkvertrag / Bauvertrag) - insbesondere:  

3.2.1 unverzügliche Mitteilungspflicht über den Fortfall einer Präqualifikation15  

3.2.2 regelmäßige Vorlage von Bescheinigungen vereinbaren:  

a) A1-Bescheinigungen29 oder außerhalb der EU vergleichbare Bescheinigungen, die eine Sozialver- 

sicherungspflicht im Entsendeland bestätigen  
 

 b) Bescheinigungen SOKA-BAU (alternativ):  

   SOKA-BAU Enthaftungsbescheinigung18  

   Bürgenfrühwarnsystem19  

   falls keine Teilnahmepflicht: ggf. Negativbescheinigung20  

 c) Entgeltbescheinigungen der Werkvertragsarbeitnehmer  

 d) Freistellungsbescheinigung des NU22  

3.2.3 Sicherheiten: ggf. Einbehalt von Nettoauftragssumme oder Bürgschaft vereinbaren (unterliegt der 

Kontrolle nach AGB-Recht)23: 
 

 a) Genaue Umschreibung des Sicherungszwecks24  

 b) Sicherungsdauer: Vereinbarung für welchen Zeitraum Sicherheit zu stellen ist25, Verjährung und 

Verfallfristen berücksichtigen 
 

 c)  Sicherungshöhe: Höhe der Sicherheit muss unter Berücksichtigung des zutreffenden Bezugs-

punktes angemessen sein, eine klare Trennung der Sicherheiten muss erfolgen26! 
 

 d)  Reduzierung der Sicherheiten bestimmen, soweit sich Haftungsrisiko vermindert  

3.2.4 Werkvertrag in Abgrenzung zur Arbeitnehmerüberlassung (Indizien):  

 a) konkrete abgrenzbare Leistung / abnahmefähiges Werk vereinbaren  

 b) NU entscheidet, durch welche AN die Leistung erbracht wird   

 c) NU übt das Weisungsrecht gegenüber seinen AN aus  

 d) NU ist für Leistungserbringung verantwortlich (Unternehmerrisiko)  

 e) Gewährleistungspflicht des NU  

 f) Leistungsabrechnung (erfolgt sie allein nach Arbeitszeiteinheiten kann dies ein Indiz für AÜ sein)  

3.3 Kontrolle während der Vertragsausführung  

3.3.1 Einsatz gemäß Werkvertragsarbeitnehmerkarte und Aufenthaltstitel  

3.3.2 Bescheinigung SOKA-BAU (siehe oben 3.2.2 b)  Geltungszeitraum  

3.3.3 Entgeltbescheinigungen der Werkvertragsarbeitnehmer  

3.3.4 Freistellungsbescheinigung des NU22  

3.4 Kontrolle vor Leistung der Schlusszahlung, insbesondere  

3.4.1 Urlaubskassenbeiträge5 sind vollständig abgeführt  

3.4.2 eingesetzte AN haben Mindestlohn6 erhalten  
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IV. Einsatz von Einzelunternehmern („Scheinselbständigkeit“?) 

Der Einsatz von Einzelunternehmern, also Selbständigen ohne eigene AN, birgt v.a. das Risiko, rechtlich als „Schein-

selbständigkeit“ beurteilt zu werden mit der Folge, dass der vermeintlich Selbständige als AN des HU gilt. Besonders 

hoch einzuschätzen ist dieses Risiko, wenn ganze „Kolonnen“ von selbständigen „Einzelunternehmern“ eingesetzt wer-

den, da in solchen Fällen schon nach dem äußeren Bild auf der Baustelle keine Unterschiede zu einer abhängigen 

Beschäftigung erkennbar sind.  

1.  Vorüberlegungen: Zulässigkeit des NU-Einsatzes 

1.1 BGB-Vertrag (§ 631 BGB bzw. § 650a BGB) - zulässig, wenn nicht ausdrücklich ausgeschlossen 

1.2 VOB-Vertrag (§ 4 Abs. 8 VOB/B) - grundsätzlich besteht eine Pflicht zur Ausführung der Leistungen im ei-

genen Betrieb des HU. Nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf eine Übertragung an den 

NU erfolgen. „Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragneh-

mers [= HU] nicht eingerichtet ist.“ (§ 4 Abs. 8 Nr. 1 S. 3 VOB/B). Bei Zuwiderhandlung hat der Auftragge-

ber ein Kündigungsrecht (§ 8 Abs. 3 VOB/B). Sofern Bauleistungen an NU weitergegeben werden, muss 

der Auftraggeber die VOB zugrunde legen (§ 4 Abs. 8 Nr. 2 VOB/B). Der HU muss dem Auftraggeber auf 

Verlangen die Nachunternehmer bekannt geben. Entsprechend dem Schutzzweck des § 4 Abs. 8 VOB/B 

muss die genaue Mitteilung erfolgen, welche Bauleistungen an den NU weitergegeben werden. In den 

Vergabeunterlagen kann der Auftraggeber die Bieter auffordern, in ihrem Angebot anzugeben, für wel-

chen Teil ihrer späteren Bauleistung sie auf NU zurückgreifen möchten (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A-EU, § 8 

Abs. 2 Nr. 2 VOB/A) bzw. von den in die engere Wahl kommenden Bietern - die Benennung späterer Er-

füllungsgehilfen im Rahmen der sog. „Eignungsleihe“1 (Berufung auf die Kapazitäten anderer Unterneh-

men § 6d VOB/A-EU)2. Zu den Besonderheiten des Austausches von Nachunternehmern im Rahmen eines 

öffentlichen Vergabeverfahrens (bspw. zwischen Angebotsabgabe und Zuschlagserteilung bzw. nach Ver-

tragsschluss) siehe Kapell-mann/Messerschmidt-Glahs, 9. Aufl. 2025, VOB/A-EU § 6d Rn. 8 ff. 

2. Haftungsrisiken 

2.1 Der Selbständige setzt eigene AN oder weitere NU mit eigenen AN ein: Es bestehen die oben unter I. 2. / 

II. 2. dargestellten Haftungsrisiken. 

2.2 Der Selbständige gilt rechtlich als AN des HU („Scheinselbständigkeit“). 

Der HU muss als Arbeitgeber des vermeintlich Selbständigen die sozialversicherungsrechtlichen Arbeitge-

berpflichten erfüllen, insbesondere folgende Zahlungen: 

2.2.1 Gesamtsozialversicherungsbeiträge3 

2.2.2 Unfallversicherungsbeiträge4 

2.2.3 Sozialkassenbeiträge SOKA-BAU5 

2.2.4 Mindestlohn6, § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AEntG 

2.2.5 Erschwerniszuschläge, Sonn- und Feiertagszuschläge, Überstundenzuschläge  

2.2.6 Lohnsteuer 

2.3 Steuerrecht (für den Fall, dass der NU nicht als AN, sondern als Einzelunternehmer gilt) 

2.3.1 Bauabzugsteuer7, § 48 Abs. 1 S. 1 EStG 

2.3.2 Umsatzsteuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers8, § 13b Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. Abs. 5 S. 2 UStG 

2.4 zusätzlich: mögliche strafrechtliche Konsequenzen 

2.4.1 Der Selbständige setzt eigene AN oder weitere NU mit eigenen AN ein: Es bestehen die oben unter I. 2.4 



 
12 

dargestellten strafrechtlichen Risiken. 

2.4.2 Der Selbständige gilt rechtlich als AN des HU („Scheinselbständigkeit“): 

 a) ggf. Beschäftigung von AN ohne Aufenthaltstitel, § 4a Abs. 5 AufenthG, § 404 SGB III,  

  §§ 10, 11 SchwarzArbG  Geldbuße bis 500.000 Euro, Geldstrafe oder Freiheitsstrafe 

b) Nichteinhaltung der Mindestarbeitsbedingungen9 (insbesondere Zahlung des Mindestlohnes6, der Ur-

laubskassenbeiträge5, der Erschwerniszuschläge, der Sonn- und Feiertagszuschläge und der Überstun-

denzuschläge), § 23 Abs. 1 Nr. 1 AEntG, § 21 Abs. 1 Nr. 9 MiLoG  Geldbuße bis 500.000 Euro 

 c)  Nichtabführen von Sozialversicherungsbeiträgen3, § 266a StGB 

2.5 Achtung: mögliche weitere Folgen 

2.5.1 Eintragung in das Gewerbezentralregister12 (und ggf. weitere Register auf Landesebene), Eintragung in das 

Wettbewerbsregister13 

2.5.2 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge, § 21 AEntG, § 19 MiLoG und § 21 SchwarzArbG § 6 Abs. 5 

WRegG13; § 22 LkSG14 (ab 01.01.2023) 

2.5.3 ggf. Verlust der Präqualifikation15 
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3. Möglichkeiten zur Risikoverringerung  

3.1 Werden AN / weitere NU mit AN eingesetzt: Siehe hierzu Checkliste I. 3. / II. 3.  

3.2 abhängige Beschäftigung des NU („Scheinselbständigkeit“) vermeiden  
(für die Beurteilung ist das Gesamtbild im Einzelfall entscheidend, § 611a BGB): 

 

3.2.1 keine (arbeitgebertypischen) Weisungsbefugnisse, z.B.  

  keine Verhaltens- und Ordnungsregeln zur Überwachung der Leistungserbringung  

  NU entscheidet über Arbeits- und Pausenzeiten, Überstunden  

3.2.2 keine (ausgeprägte) betriebliche Eingliederung, z.B.  

  keine Führung des NU in Organigrammen / Telefonlisten (ohne Kennzeichnung als Externer)  

  NU trägt nicht die Firmenkleidung des HU  

3.2.3 keine vertragliche Vereinbarung einer persönlichen Leistungserbringungspflicht  

3.2.4 Eigenart und Organisation der Tätigkeit entspricht selbständiger Tätigkeit, z.B.  

  NU setzt eigenes Kapital / Maschinen ein  

  Werbemaßnahmen des NU für eigenes Unternehmen  

  NU betreibt eigene Kundenakquise  

3.2.5 Bestehen eines Unternehmerrisikos des NU, z.B.  

  klar abgrenzbare Leistung des NU  

  NU übernimmt eigene Gewährleistungspflichten  

  NU erbringt Leistungen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung  

3.2.6 Bindung des Selbständigen an HU als einzigen Auftraggeber vermeiden, z.B.  

  Freiheit bei der Annahme / Ablehnung von Aufträgen  

3.2.7 Statusfeststellungsverfahren durch Deutsche Rentenversicherung, § 7a SGB IV  

3.2.8 Bewertung als selbständige Arbeit durch andere Stelle (z.B. Finanzamt)   
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V. Exkurs: Arbeitnehmerüberlassung 

1.  Vorüberlegungen: Abgrenzung zu anderen Personaleinsatzformen; Zulässigkeit 

1.1 Abgrenzung zu anderen Personaleinsatzformen 

1.1.1 Zusammenschluss zu ARGEN: 

a)  Freistellung des AN und neues ArbV mit ARGE (§ 9 BRTV) ist keine AÜ, so dass das AÜG keine  

 Anwendung findet 

b)  „Abordnung“ des AN an ARGE (kein neues ArbV) stellt nur dann keine AÜ dar, wenn die  

  Voraussetzungen von § 1 Abs. 1a AÜG vorliegen, so dass das AÜG keine Anwendung findet31 

1.1.2 Überlassung von Maschinen mit Bedienpersonal: 

 a) keine AÜ, wenn Personalüberlassung Nebenleistung zu Mietvertrag über Spezialgeräte 

  (mit qualifiziertem Bedienpersonal) darstellt: 

  Bedienpersonal (nur) zur Sicherung des Maschineneinsatzes, keine weitere Tätigkeit 

   Gebrauchsüberlassung der Maschine muss im Vordergrund stehen 

   z.B. bei Vermietung von Großbaggern und Spezialbaumaschinen 

 b) jedoch AÜ, wenn Schwerpunkt in Verschaffung der Arbeitsleistung liegt: 

  Das Führen von LKW verfolgt regelmäßig den Hauptzweck der AÜ! 

   Bei Überlassung von Kleingeräten mit Bedienpersonal liegt regelmäßig AÜ vor. 

1.2 Verbot der AÜ von Nicht-Baubetrieben an Baubetriebe für Arbeitertätigkeiten, § 1b AÜG 

1.2.1 Ausnahme: Verleiher wird seit mind. 3 Jahren von denselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen wie 

der Entleiher erfasst (Tarifgeltung, Allgemeinverbindlicherklärung oder hypothetische Erfassung bei auslän-

dischem Verleiher) - „Lohnarbeit“, „Kollegenhilfe“ 

1.2.2 Verbot gilt nicht bei AÜ für Angestelltentätigkeiten (z.B. Sekretariat); hier gelten keine bauspezifischen Be-

sonderheiten 

1.3 Erlaubnispflicht: Verleiher muss grds. eine gültige Erlaubnis zur AÜ haben. Hinweis: Unabhängig davon, 

ob die Erlaubnispflicht besteht oder ausnahmsweise nicht besteht, ist immer zu prüfen, ob die AÜ nach 

§ 1b AÜG zulässig ist! In zwei relevanten Fällen besteht ausnahmsweise keine Erlaubnispflicht (weitere 

Fälle siehe § 1 Abs. 3 AÜG): 

1.3.1 konzerninterne AÜ: Verleiher und Entleiher gehören demselben Konzern an und die AÜ erfolgt nur vo-

rübergehend, § 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG 

1.3.2 „Kollegenhilfe“, § 1a AÜG: Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschäftigten überlässt AN für max. 12 Monate 

zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen und zeigt die Überlassung vorher schriftlich der zuständi-

gen Regionaldirektion an 

2. Haftungsrisiken 

2.1 AÜ-Vertrag wirksam:  

Entleiher-Haftung wie ein selbstschuldnerischer Bürge 

2.1.1 Haftung für Gesamtsozialversicherungsbeiträge3 gem. § 28e Abs. 2 S. 1 SGB IV 

2.1.2 Haftung für Unfallversicherungsbeiträge4, § 150 Abs. 3 SGB VII 

2.2 AÜ-Vertrag unwirksam: 

2.2.1  ArbV zwischen vermeintlichem Entleiher und Leiharbeitnehmer kraft Gesetzes, § 10 Abs. 1 AÜG. Der HU 

muss als Arbeitgeber die sozialversicherungsrechtlichen Arbeitgeberpflichten sowie die Pflichten nach dem 
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AEntG erfüllen, insbesondere 

 a) Sozialversicherungsbeiträge3 

 b)  Unfallversicherungsbeiträge4 

c)  Sozialkassenbeitrag SOKA-BAU5 

 d)  Zahlung des Brutto-Mindestlohnes6 

 e)  Zahlung der Erschwerniszuschläge, Sonn- und Feiertagszuschläge und der Überstundenzuschläge  

 f)  Lohnsteuer 

2.2.2 vermeintlicher Entleiher haftet neben dem vermeintlichen Verleiher für Gesamtsozialversicherungs- und 

Unfallversicherungsbeiträge, § 28e Abs. 2 S. 3, 4 SGB IV 

2.3 Lohnsteuerhaftung 

 Entleiher haftet grds. nachrangig für die Lohnsteuer, die während der AÜ vom Verleiher abzuführen ist, 

§ 42d Abs. 6 EStG (keine Haftung in den Fällen des § 1 Abs. 3 AÜG sowie dann, wenn Verleiher eine nach 

§ 1 AÜG erforderliche Verleiherlaubnis hat) 

2.4 zusätzlich: mögliche strafrechtliche Konsequenzen 

2.4.1 Entleih und Einsatz eines Leiharbeitnehmers für Arbeitertätigkeiten im Baugewerbe, obwohl nicht diesel-

ben Rahmen- und Sozialkassentarifverträge für Entleiher und Verleiher seit mind. 3 Jahren gelten (§ 1b 

AÜG), ordnungswidrig für Entleiher und Verleiher gem. § 16 Abs. 1 Nr. 1f, Abs. 2 AÜG  Geldbuße bis 

30.000 Euro 

Achtung: Typischerweise verwirklicht, wenn unerkannt AÜ vorliegt (siehe z.B. oben Nr. 1.1)  

2.4.2 Entleih und Einsatz eines Leiharbeitnehmers von Verleiher ohne erforderliche Erlaubnis (§ 1 AÜG), ord-

nungswidrig für Entleiher und Verleiher gem. § 16 Abs. 1 Nr. 1a, Abs. 2 AÜG  Geldbuße bis 30.000 Euro 

Achtung: Typischerweise verwirklicht, wenn unerkannt AÜ vorliegt (siehe z.B. oben Nr. 1.1) 

2.4.3 Entleih und Einsatz eines ausländischen Leiharbeitnehmers ohne erforderlichen Aufenthaltstitel oder Ge-

nehmigung, ordnungswidrig für Entleiher gem. § 16 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 AÜG  Geldbuße bis 500.000 Euro 

2.4.4 Entleih von Ausländern ohne Genehmigung zu Arbeitsbedingungen, die in auffälligem Missverhältnis zu 

vergleichbaren deutschen Leiharbeitnehmern stehen, strafbar gem. § 15a Abs. 1 S. 1 AÜG  Freiheitsstrafe 

bis zu 3 Jahre oder Geldstrafe, in besonders schweren Fällen gem. § 15a Abs. 1 S. 2 AÜG  Freiheitsstrafe 6 

Monate bis 5 Jahre 

2.5 Achtung: mögliche weitere Folgen 

2.5.1 Eintragung in das Gewerbezentralregister12 (und ggf. weitere Register auf Landesebene), Wettbewerbsre-

gister13 

2.5.2 Ausschluss von öffentlichen Aufträgen, § 21 SchwarzArbG; § 6 WRegG13; § 22 LkSG14 (ab 1.1.2023) 
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3. Möglichkeiten zur Risikoverringerung und Hinweise zur Vertragsgestaltung  

3.1 bei Entleih für Arbeitertätigkeiten:  

3.1.1 Verleiher und Entleiher sind von denselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen  

 a)  im Bauhauptgewerbe: TV Mindestlohn, BRTV, BBTV, VTV  

 b)  seit mind. 3 Jahren erfasst.  

3.1.2 Indizien für Zugehörigkeit zum Bauhauptgewerbe:  

 a) Teilnahme am Sozialkassenverfahren bei SOKA-BAU  

 b) Abführung der Winterbeschäftigungs-Umlage   

 c) Anwendung des TV Mindestlohn, BRTV, BBTV, VTV  

 d) Unfallversicherung bei BG BAU, Gefahrtarifstelle des Bauhauptgewerbes32  

 e) Tätigkeitsfelder des Bauhauptgewerbes (vgl. z.B. Gewerbeanmeldung)  

 f) Mitgliedschaft bei Landesverband des HDB oder ZDB  

3.2 nur bei „Kollegenhilfe“ (§ 1a AÜG): Nachweis der Anzeige bei Regionaldirektion  

3.3 zusätzlich bei jeder AÜ:   

3.3.1 Vertrag zwischen Verleiher und Entleiher in Textform (§ 126a BGB), § 12 Abs. 1 AÜG  

  eigenhändige Unterschriften notwendig (Austausch per Fax nicht ausreichend!)  

3.3.2 Nachweis der Erlaubnis des Verleihers gem. § 1 AÜG  
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VI. Hinweise bei fraglicher Tarifgeltung 

 

Die Checklisten Nachunternehmereinsatz umfassen die Fälle, in denen es sich beim NU um einen Betrieb des Bau-

hauptgewerbes handelt, für den insbesondere der VTV, u.a. aber auch der BRTV und BBTV u.a. (im Folgenden Bau-

tarifverträge) gelten. Bei der Beauftragung eines NU, der nicht dem Bauhauptgewerbe angehört, ist zu prüfen, ob 

die allgemeinverbindlichen Bautarifverträge tatsächlich keine Anwendung finden. Dabei kommt es nicht auf ein-

zelne Tätigkeiten, z.B. auf die vom NU geschuldete Leistung, an. Entscheidend für die Tarifgeltung sind die arbeits-

zeitlich überwiegend („Überwiegensprinzip“ - nach der Rechtsprechung des BAG ist eine kalenderjährliche Betrach-

tung / Prognose entscheidend) in dem Betrieb des NU ausgeführten Tätigkeiten. Da bei einer unzutreffenden An-

nahme der Geltung der Bautarifverträge die Haftungsrisiken höher eingeschätzt werden als sie tatsächlich sind, ist 

dies „unschädlich“. Allerdings führt dies zu erhöhtem Aufwand bei der Anforderung und Prüfung von Nachweisen, 

die durch den NU nicht oder nicht wie erwartet erbracht werden können (z.B. Bescheinigungen von SOKA-BAU).  

Problematischer ist die unzutreffende Annahme, dass die Bautarifverträge oder andere allgemeinverbindliche 

Mindestlohntarifverträge oberhalb des gesetzlichen Mindestlohns nicht gelten, da die Haftungsrisiken dann nied-

riger eingeschätzt werden, als sie tatsächlich sind. Ferner werden in einem solchen Fall wichtige Bescheinigungen, 

die ggf. eine Exkulpation ermöglichen könnten, fehlen. Daraus folgt, dass für die Risikobeurteilung im Zweifel von 

einer Geltung der Bautarifverträge und demzufolge insbesondere von der Verpflichtung zur Teilnahme am Sozial-

kassenverfahren der Bauwirtschaft ausgegangen werden sollte. 

 

1. Anhaltspunkte 

 

a)  Indizien für eine Nicht-Geltung der Bautarifverträge 

Mit aller Vorsicht können Indizien für eine Nicht-Geltung der Bautarifverträge sprechen. Geeignet sind insbesondere 

solche Indizien, die eine anderweitige Tarifgeltung nahelegen. Als relativ starkes Indiz kann die Anwendung eines 

anderen Mindestlohn-Tarifvertrages nach dem AEntG33 angesehen werden, weil eine Mindestlohn-Unterschrei-

tung ordnungswidrig oder strafbar sein kann und die Konsequenzen existenzbedrohend sind (z.B. der Ausschluss 

von öffentlichen Aufträgen oder sogar die Verneinung der gewerberechtlichen Zuverlässigkeit).  

 

Bei tatsächlicher Geltung eines dieser Mindestlöhne nach dem AEntG finden die Bautarifverträge keine Anwendung, 

so dass SOKA-BAU lediglich mitteilt, dass der Betrieb nicht am Sozialkassenverfahren der Bauwirtschaft teilnimmt. 

Zu beachten ist allerdings, dass die Anwendung eines der o.g. Mindestlöhne auch unzutreffend erfolgen kann, da 

z.B. in dem vermeintlichen Dachdeckerbetrieb (§ 1 Abs. 2 Abschnitt VII Nr. 2 BRTV) tatsächlich überwiegend Zim-

mer- und Holzbauarbeiten ausgeführt werden und daher die Bautarifverträge gelten (§ 1 Abs. 2 Abschnitt V Nr. 42 

BRTV). Dieser Fall kann auch eintreten, wenn z.B. der NU zunächst juristisch zutreffend die Tarifverträge des Dach-

deckerhandwerks angewendet, sich allerdings die betriebliche Tätigkeit im Laufe der Jahre verändert hat. Wird z.B. 

eine klassische Dachdeckertätigkeit immer weniger und eine Zimmertätigkeit immer häufiger ausgeführt, kann es 

betrieblich arbeitszeitlich zu einem Überwiegen der Zimmertätigkeit kommen. Schlimmstenfalls würde der HU in 

solchen und ähnlich gelagerten Fällen gegenüber SOKA-BAU für den anteilig auf die Zeit des Nachunternehmerein-

satzes entfallenden Beitrag haften.  
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b)  Indizien für die Geltung der Bautarifverträge 

Die juristisch anspruchsvolle Prüfung, ob die Bautarifverträge oder ggf. andere Tarifverträge für einen NU maßgeb-

lich sind, ist in der Praxis bei aller gebotenen Vorsicht in den Fällen entbehrlich, in denen bestimmte Indizien für die 

Geltung der Bautarifverträge sprechen: 

 

Indizien für die Geltung der Bautarifverträge  

Teilnahme am Sozialkassenverfahren bei SOKA-BAU  

Abführung der Winterbeschäftigungs-Umlage   

Anwendung des BRTV, BBTV, VTV  

Unfallversicherung bei BG BAU, Gefahrtarifstelle des Bauhauptgewerbes32  

Tätigkeitsfelder des Bauhauptgewerbes (vgl. z.B. Gewerbeanmeldung)  

Mitgliedschaft bei Landesverband des HDB oder ZDB  

 

 

2.  Einschränkung der Allgemeinverbindlichkeit bei Überschneidungstätigkeiten 

 

Für Branchen mit Überschneidungstätigkeiten zum Bauhauptgewerbe regelt die sog. „große Einschränkungsklausel“ 

die Abgrenzungskriterien, da regelmäßig nur ein Branchentarifwerk in einem Betrieb Anwendung findet. Betriebe, 

die unter die sog. große Einschränkungsklausel fallen34, werden nicht von der Allgemeinverbindlicherklärung erfasst, 

so dass die Bautarifverträge ohne Mitgliedschaft in einem Bau-Arbeitgeberverband (vgl. § 3 Abs. 1 TVG) keine 

Anwendung finden können.  

Nahezu alle Fälle der Einschränkungsklausel setzen 

• eine bestimmte Fachlichkeit (z.B. Malerhandwerk) und zusätzlich 

• eine anderweitige verbandliche Mitgliedschaft (z.B. in einem Maler-Arbeitgeberverband) sowie 

• ggf. die Einhaltung eines bestimmten Stichtages, zu dem die Mitgliedschaft bereits bestanden haben muss, 

voraus. 

Die Mitgliedschaft in einem bestimmten Verband lässt sich durch den NU am einfachsten gegenüber dem HU 

nachweisen, während es für die weitere Prüfung einer Ausnahme von der Allgemeinverbindlicherklärung auf eine, 

teils komplizierte, juristische Einzelfallprüfung ankommt. 

 

Für Mitglieder bestimmter anderer Verbände kommt es zusätzlich auf die Frage an, ob die jeweiligen Tarifverträge 

gegenüber den Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen des Baugewerbes spezieller sind (§ 2 Abs. 4 Nr. 5 und Nr. 6 

MindestlohnVO). Die für die Beurteilung maßgebliche Zusammenfassung der fachlichen Geltungsbereiche ist in An-

lage 4 der MindestlohnVO abgedruckt. Eine annähernd rechtssichere Einschätzung kann nur durch eine juristische 

Einzelfallprüfung erfolgen. In Grenzfällen kann erst eine gerichtliche Klärung der Tarifgeltung für Rechtssicherheit 

sorgen. Allerdings ist zu beachten, dass selbst eine durch rechtskräftiges Urteil gefundene Rechtssicherheit zeitlich 

begrenzt ist, da sich die tatsächlichen Verhältnisse (schnell) ändern können (Folge des „Überwiegensprinzips“). 
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3.  Konsequenzen bei Nichtgeltung der Bautarifverträge  

 

Gelangt man (nach sorgfältiger juristischer Prüfung) zu dem Ergebnis, dass die Bautarifverträge nicht gelten, sind 

die empfehlenswerten Anforderungen an Nachweise und Bescheinigungen des NU davon abhängig, ob ein 

Mindestlohn nach dem AEntG gilt oder nicht. Für die Frage, ob die Beanspruchung von 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugsstellen und der BG BAU bzw. des für den NU zuständigen 

Unfallversicherungsträgers sinnvoll ist, kommt es ferner darauf an, ob der NU mit der Erbringung baulicher 

Leistungen beauftragt wurde, denn nur dann kann es gem. § 28e Abs. 3a S. 1 SGB IV (und § 150 Abs. 3 SGB VII) zu 

einer Hauptunternehmerhaftung für Sozialversicherungsbeiträge (und Unfallversicherungsbeiträge) kommen. 

Entscheidend ist die Legaldefinition von „Bauleistungen“ in § 101 Abs. 2 S. 2 SGB III. Zu beachten ist schließlich die 

Haftung für die Zahlung des gesetzlichen Mindestlohnes nach § 13 MiLoG, für welche aufgrund des Verweises jedoch 

die bekannten Maßstäbe für die Haftung nach § 14 AEntG gelten. Im Einzelnen ergeben sich die Hinweise aus der 

folgenden Übersicht, wobei die Beauftragung des NU mit der Erbringung baulicher Leistungen zur Vereinfachung 

unterstellt wurde (andernfalls kann auf die Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugsstelle und der 

Unfallversicherung verzichtet werden): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachunternehmer 

Teilnahme SOKA-BAU keine Teilnahme SOKA-BAU 

Bescheinigungen:  

➢ SOKA-BAU 

➢ Mindestlohn 

➢ Krankenkassen 

➢ BG BAU 

kein ML AEntG / kein ML MiLoG 

 

ML AEntG / ML MiLoG 

➢ Negativbescheinigung 

Bescheinigungen:  

➢ Mindestlohn 

➢ Krankenkassen 

➢ BG BAU 

Bescheinigungen:  

➢ Krankenkassen 

➢ BG BAU 



 
20 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.  Prüfschema 

1. NU führt vermutlich arbeitszeitlich überwiegend Tätigkeiten aus, die sich im Katalog des § 1 Abs. 2 Ab-
schnitt V BRTV/VTV finden? 

 

nein 

bis zur Erlangung gegenteiliger Erkenntnisse ist da-
von auszugehen, dass der NU ein Betrieb des Bau-

hauptgewerbes ist (Checklisten Nachunternehmer-
einsatz anwenden) - keiner der weiteren nachfol-

genden Prüfschritte erforderlich 

 

2. Baubetriebe-Eigenschaft und Teilnahme am Sozialkassenverfahren (SOKA-BAU) des NU? 

 

ja 

von Baubetriebe-Eigenschaft ausgehen (Checklis-
ten Nachunternehmereinsatz anwenden) - keiner 

der weiteren nachfolgenden Prüfschritte erforder-
lich 

nein 

3. Negativ-Bescheinigung von SOKA-BAU verlangen und in Zweifelsfällen / zur Erlangung größerer Rechts-
sicherheit: Prüfschritt 4 und 5 (diese Prüfung sollte bereits der Negativ-Bescheinigung von SOKA-BAU zu-
grunde liegen und kann dann ggf. entfallen); in jedem Fall weiter bei Prüfschritt 6 und 7 

4. Anwendungsfall der sog. großen Einschränkungsklausel mit NU prüfen (siehe oben unter I. 3.) und in 
Zweifelsfällen / zur Erlangung größerer Rechtssicherheit Schritt 5 

5. Verbandsmitgliedschaft des NU nachweisen lassen 

6. Geltung eines Mindestlohnes nach dem AEntG? 

ja nein 

ggf. Mindestlohnbescheinigungen AEntG21 ggf. Mindestlohnbescheinigungen MiLoG21 

7. NU wird mit der Erbringung baulicher Leistungen beauftragt? 
 

ja nein 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Ein-
zugsstellen / qualifizierte Unbedenklichkeitsbe-

scheinigung des Unfallversicherungsträ-
gers/SOKA-BAU - Bescheinigung verlangen 

(siehe Fn. 16-18) 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen/SOKA-BAU 
- Bescheinigung (siehe Fn. 16-18) entbehrlich 

ja 
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Anhang A 

Gesetzliche Vorschriften / Auszug VOB

AEntG  
(letzte Änderung: 28. Juni 2023)  

 
§ 14 AEntG 

Haftung des Auftraggebers 
Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der 
Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen beauftragt, haf-
tet für die Verpflichtungen dieses Unternehmers, eines Nach-

unternehmers oder eines von dem Unternehmer oder einem 
Nachunternehmer beauftragten Verleihers zur Zahlung des 

Mindestentgelts an Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen 
oder zur Zahlung von Beiträgen an eine gemeinsame Einrich-
tung der Tarifvertragsparteien nach § 8 wie ein Bürge, der auf 

die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Das Mindestent-
gelt im Sinne des Satzes 1 umfasst nur den Betrag, der nach 
Abzug der Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung 

und zur Arbeitsförderung oder entsprechender Aufwendun-
gen zur sozialen Sicherung an Arbeitnehmer oder Arbeitneh-

merinnen auszuzahlen ist (Nettoentgelt). 
 

§ 21 AEntG 
Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge 

(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Lie-

fer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in §§ 99 und 100 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genann-
ten Auftraggeber sollen Bewerber oder Bewerberinnen für 

eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederher-
stellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die we-
gen eines Verstoßes nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und 

11 oder Absatz 2 mit einer Geldbuße von wenigstens zweitau-
sendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt 

auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn 
im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger 
Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des 

Satzes 1 besteht. 
 
(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der Ordnungswidrig-

keiten nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und 11 oder Absatz 
2 zuständigen Behörden dürfen öffentlichen Auftraggebern 

nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern zuge-
lassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- 

und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen die erfor-
derlichen Auskünfte geben. 

 
(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 fordern im Rah-
men ihrer Tätigkeit beim Wettbewerbsregister Auskünfte 

über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und 
11 oder Absatz 2 an oder verlangen von Bewerbern oder Be-

werberinnen eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für ei-
nen Ausschluss nach Absatz 1 nicht vorliegen. Im Falle einer 

Erklärung des Bewerbers oder der Bewerberin können öffent-
liche Auftraggeber nach Absatz 2 jederzeit zusätzlich Aus-
künfte des Wettbewerbsregisters anfordern. 

 
(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro fordert der 
öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 für den Bewerber 

oder die Bewerberin, der oder die den Zuschlag erhalten soll, 
vor der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Gewerbe-

zentralregister nach § 150a der Gewerbeordnung an. 
 
(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist der Bewer-

ber oder die Bewerberin zu hören. 
 

 
 
 

§ 23 AEntG - Auszug 
Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedin-
gung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der 
Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig 

gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig 
leistet, 

2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 

Nummer 1 oder 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht 

mitwirkt, 
3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 

Nummer 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 

Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht 
duldet, 

4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Satz 1 
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebe-

nen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt, 
5. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 eine An-

meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 

vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt 
oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 

vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet, 
6. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Ab-

satz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmel-

dung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

7. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 

Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder 

nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt, 
8. entgegen § 19 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen 

Weise bereithält, 
9. entgegen § 19 Absatz 2a Satz 1 nicht sicherstellt, dass die 

dort genannten Unterlagen zur Verfügung stehen, 
10. entgegen § 19 Absatz 2a Satz 2 eine Unterlage nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 

Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
11. entgegen § 19 Absatz 2b Satz 1 oder 3 eine Unterlage 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt. 
 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder Dienstleistungen 
in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unter-
nehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er 

weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung 
dieses Auftrags 

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedin-

gung, deren Einhaltung nach § 16 von den Behörden der 
Zollverwaltung geprüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig 

gewährt oder einen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig 
leistet oder 

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein 

Nachunternehmer tätig wird, der entgegen § 8 Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 3 eine Arbeitsbedingung, deren Einhal-
tung nach § 16 von den Behörden der Zollverwaltung ge-

prüft wird, nicht oder nicht rechtzeitig gewährt oder ei-
nen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leistet. 

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 und des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfhun-

derttausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße 
bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 

 
[...] 
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AO 
(letzte Änderung: 23. Januar 2025) 

 
§ 370  

Steuerhinterziehung 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 

wird bestraft, wer 
1. den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steu-

erlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollstän-

dige Angaben macht, 
2. die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebli-

che Tatsachen in Unkenntnis lässt oder 
3. pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder 

Steuerstemplern unterlässt 

und dadurch Steuern verkürzt oder für sich oder einen ande-
ren nicht gerechtfertigte Steuervorteile erlangt. 

 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwe-
rer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. in großem Ausmaß Steuern verkürzt oder nicht gerecht-
fertigte Steuervorteile erlangt, 

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder 
Europäischer Amtsträger (§ 11 Absatz 1 Nummer 2a des 
Strafgesetzbuchs) missbraucht, 

3. die Mithilfe eines Amtsträgers oder Europäischen Amts-
trägers (§ 11 Absatz 1 Nummer 2a des Strafgesetzbuchs) 
ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stellung miss-

braucht, 
4. unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Be-

lege fortgesetzt Steuern verkürzt oder nicht gerechtfer-
tigte Steuervorteile erlangt, 

5. als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Bege-

hung von Taten nach Absatz 1 verbunden hat, Umsatz- 
oder Verbrauchssteuern verkürzt oder nicht gerechtfer-
tigte Umsatz- oder Verbrauchssteuervorteile erlangt 

oder 
6. eine Drittstaat-Gesellschaft im Sinne des § 138 Absatz 3, 

auf die er alleine oder zusammen mit nahestehenden 
Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Außensteuerge-
setzes unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 

oder bestimmenden Einfluss ausüben kann, zur Ver-
schleierung steuerlich erheblicher Tatsachen nutzt und 

auf diese Weise fortgesetzt Steuern verkürzt oder nicht 
gerechtfertigte Steuervorteile erlangt. 

 

(4) Steuern sind namentlich dann verkürzt, wenn sie nicht, 
nicht in voller Höhe oder nicht rechtzeitig festgesetzt werden; 
dies gilt auch dann, wenn die Steuer vorläufig oder unter Vor-

behalt der Nachprüfung festgesetzt wird oder eine Steueran-
meldung einer Steuerfestsetzung unter Vorbehalt der Nach-

prüfung gleichsteht. Steuervorteile sind auch Steuervergü-
tungen; nicht gerechtfertigte Steuervorteile sind erlangt, so-
weit sie zu Unrecht gewährt oder belassen werden. Die Vo-

raussetzungen der Sätze 1 und 2 sind auch dann erfüllt, wenn 
die Steuer, auf die sich die Tat bezieht, aus anderen Gründen 
hätte ermäßigt oder der Steuervorteil aus anderen Gründen 

hätte beansprucht werden können. 
 

[…] 
§ 378 AO 

Leichtfertige Steuerverkürzung 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei 
Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen 

eine der in § 370 Abs. 1 bezeichneten Taten leichtfertig 
begeht. § 370 Abs. 4 bis 7 gilt entsprechend. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

fünfzigtausend Euro geahndet werden. 
 

(3) Eine Geldbuße wird nicht festgesetzt, soweit der Täter ge-
genüber der Finanzbehörde die unrichtigen Angaben berich-

tigt, die unvollständigen Angaben ergänzt oder die unterlas-
senen Angaben nachholt, bevor ihm oder seinem Vertreter 
die Einleitung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens wegen der 

Tat bekannt gegeben worden ist. Sind Steuerverkürzungen 
bereits eingetreten oder Steuervorteile erlangt, so wird eine 

Geldbuße nicht festgesetzt, wenn der Täter die aus der Tat zu 
seinen Gunsten verkürzten Steuern innerhalb der ihm be-
stimmten angemessenen Frist entrichtet. § 371 Absatz 4 gilt 

entsprechend. 
 

§ 380 AO 
Gefährdung der Abzugsteuern 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

seiner Verpflichtung, Steuerabzugsbeträge einzubehalten 
und abzuführen, nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden, wenn die 

Handlung nicht nach § 378 geahndet werden kann. 
 

 
 

AufenthG 
(letzte Änderung: 17. Juli 2025) 

 
§ 4a AufenthG 

Zugang zur Erwerbstätigkeit 
 

(1) Ausländer, die einen Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine 
Erwerbstätigkeit ausüben, es sei denn, ein Gesetz bestimmt 

ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit kann durch Gesetz be-
schränkt sein. Die Ausübung einer über das Verbot oder die 
Beschränkung hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der 

Erlaubnis. 
 

(2) Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich ver-
boten oder beschränkt ist, bedarf die Ausübung einer Be-
schäftigung oder einer über die Beschränkung hinausgehen-

den Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt 
der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 

39 unterliegen. Die Zustimmung der Bundesagentur für Ar-
beit kann beschränkt erteilt werden. Bedarf die Erlaubnis 
nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, gilt § 40 

Absatz 2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis ent-
sprechend. 
 

(3) Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschrän-

kungen unterliegt. Zudem müssen Beschränkungen seitens 
der Bundesagentur für Arbeit für die Ausübung der Beschäf-
tigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. Für die 

Änderung einer Beschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Er-
laubnis erforderlich. Wurde ein Aufenthaltstitel zum Zweck 
der Ausübung einer bestimmten Beschäftigung erteilt, ist die 

Ausübung einer anderen Erwerbstätigkeit verboten, solange 
und soweit die zuständige Behörde die Ausübung der ande-

ren Erwerbstätigkeit nicht erlaubt hat. Die Sätze 2 und 3 gel-
ten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund eines Betrieb-
sübergangs nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ändert 

oder auf Grund eines Formwechsels eine andere Rechtsform 
erhält. 

 
(4) Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf 
eine kontingentierte kurzzeitige Beschäftigung oder eine Sai-

sonbeschäftigung nach der Beschäftigungsverordnung nur 
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ausüben, wenn er dafür eine Arbeitserlaubnis der Bunde-
sagentur für Arbeit besitzt, sowie eine andere Erwerbstätig-

keit nur ausüben, wenn er auf Grund einer zwischenstaatli-
chen Vereinbarung, eines Gesetzes oder einer Rechtsverord-

nung ohne Aufenthaltstitel hierzu berechtigt ist oder deren 
Ausübung ihm durch die zuständige Behörde erlaubt wurde. 
 

(5) Ein Ausländer darf nur beschäftigt oder mit anderen ent-
geltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt werden, 

wenn er einen Aufenthaltstitel besitzt und kein diesbezügli-
ches Verbot oder keine diesbezügliche Beschränkung be-
steht. Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf 

nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 beschäftigt 
werden. Wer im Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt, 
muss 

1. prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 1 oder Satz 2 

vorliegen, 

2. für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des Aufent-
haltstitels, der Arbeitserlaubnis der Bundesagentur für 
Arbeit oder der Bescheinigung über die Aufenthaltsge-

stattung oder über die Aussetzung der Abschiebung des 
Ausländers in elektronischer Form oder in Papierform 
aufbewahren und 

3. der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von vier 
Wochen ab Kenntnis mitteilen, dass die Beschäftigung, 

für die ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 4 er-
teilt wurde, vorzeitig beendet wurde. 

Satz 3 Nummer 1 gilt auch für denjenigen, der einen Auslän-

der mit nachhaltigen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistun-
gen beauftragt, die der Ausländer auf Gewinnerzielung ge-
richtet ausübt. 

 

AÜG 
(letzte Änderung: 23. Oktober 2024) 

 
§ 1 AÜG - Auszug 

Arbeitnehmerüberlassung, Erlaubnispflicht 
(1) Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) Arbeit-

nehmer (Leiharbeitnehmer) im Rahmen ihrer wirtschaftli-
chen Tätigkeit zur Arbeitsleistung überlassen (Arbeitnehmer-

überlassung) wollen, bedürfen der Erlaubnis. Arbeitnehmer 
werden zur Arbeitsleistung überlassen, wenn sie in die Ar-
beitsorganisation des Entleihers eingegliedert sind und sei-

nen Weisungen unterliegen. Die Überlassung und das Tätig-
werdenlassen von Arbeitnehmern als Leiharbeitnehmer ist 

nur zulässig, soweit zwischen dem Verleiher und dem Leihar-
beitnehmer ein Arbeitsverhältnis besteht. Die Überlassung 
von Arbeitnehmern ist vorübergehend bis zu einer Überlas-

sungshöchstdauer nach Absatz 1b zulässig. Verleiher und Ent-
leiher haben die Überlassung von Leiharbeitnehmern in ih-
rem Vertrag ausdrücklich als Arbeitnehmerüberlassung zu be-

zeichnen, bevor sie den Leiharbeitnehmer überlassen oder 
tätig werden lassen. Vor der Überlassung haben sie die Per-

son des Leiharbeitnehmers unter Bezugnahme auf diesen 
Vertrag zu konkretisieren. 
 

(1a) Die Abordnung von Arbeitnehmern zu einer zur Herstel-
lung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft ist keine 
Arbeitnehmerüberlassung, wenn der Arbeitgeber Mitglied 

der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle Mitglieder der Arbeitsge-
meinschaft Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges gel-

ten und alle Mitglieder auf Grund des Arbeitsgemeinschafts-
vertrages zur selbständigen Erbringung von Vertragsleistun-
gen verpflichtet sind. Für einen Arbeitgeber mit Geschäftssitz 

in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes ist die Abordnung von Arbeitnehmern zu einer 

zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft 
auch dann keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn für ihn 
deutsche Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges wie für 

die anderen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft nicht gelten, 

er aber die übrigen Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt. 
 

[...] 
 

(3) Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1b Satz 1, des § 16 
Absatz 1 Nummer 1f und Absatz 2 bis 5 sowie der §§ 17 und 
18 nicht anzuwenden auf die Arbeitnehmerüberlassung 

1. zwischen Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur 
Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein 

für den Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag 
dies vorsieht, 

2. zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des Ak-

tiengesetzes, wenn der Arbeitnehmer nicht zum Zweck 
der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird, 

2a. zwischen Arbeitgebern, wenn die Überlassung nur gele-

gentlich erfolgt und der Arbeitnehmer nicht zum Zweck 

der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird, 

2b. zwischen Arbeitgebern, wenn Aufgaben eines Arbeitneh-
mers von dem bisherigen zu dem anderen Arbeitgeber 
verlagert werden und auf Grund eines Tarifvertrages des 

öffentlichen Dienstes 
a) das Arbeitsverhältnis mit dem bisherigen Arbeitge-

ber weiter besteht und 

b) die Arbeitsleistung zukünftig bei dem anderen Ar-
beitgeber erbracht wird, 

2c. zwischen Arbeitgebern, wenn diese juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind und Tarifverträge des öffent-
lichen Dienstes oder Regelungen der öffentlich-rechtli-

chen Religionsgesellschaften anwenden, oder 
3. in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer in ein auf der 

Grundlage zwischenstaatlicher Vereinbarungen begrün-

detes deutsch-ausländisches Gemeinschaftsunterneh-
men verliehen wird, an dem der Verleiher beteiligt ist. 

 
§ 1a AÜG 

Anzeige der Überlassung 
(1) Keiner Erlaubnis bedarf ein Arbeitgeber mit weniger als 50 
Beschäftigten, der zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Ent-

lassungen an einen Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der 
nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, bis zur Dauer von zwölf Monaten überläßt, wenn er die 

Überlassung vorher schriftlich der Bundesagentur für Arbeit 
angezeigt hat. 
(2) In der Anzeige sind anzugeben 

1. Vor- und Familiennamen, Wohnort und Wohnung, Tag 
und Ort der Geburt des Leiharbeitnehmers, 

2. Art der vom Leiharbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit 
und etwaige Pflicht zur auswärtigen Leistung, 

3. Beginn und Dauer der Überlassung, 

4. Firma und Anschrift des Entleihers. 
 

§ 1b AÜG 
Einschränkungen im Baugewerbe 

Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 in Betriebe des Bauge-

werbes für Arbeiten, die üblicherweise von Arbeitern verrich-
tet werden, ist unzulässig. Sie ist gestattet 
a) zwischen Betrieben des Baugewerbes und anderen Be-

trieben, wenn diese Betriebe erfassende, für allgemein-
verbindlich erklärte Tarifverträge dies bestimmen, 

b) zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn der verlei-
hende Betrieb nachweislich seit mindestens drei Jahren 
von denselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen 

oder von deren Allgemeinverbindlichkeit erfasst wird. 
 
Abweichend von Satz 2 ist für Betriebe des Baugewerbes mit 

Geschäftssitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes Arbeitnehmerüberlassung auch ge-

stattet, wenn die ausländischen Betriebe nicht von deutschen 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder für allgemein-
verbindlich erklärten Tarifverträgen erfasst werden, sie aber 

nachweislich seit mindestens drei Jahren überwiegend 
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Tätigkeiten ausüben, die unter den Geltungsbereich dersel-
ben Rahmen- und Sozialkassentarifverträge fallen, von denen 

der Betrieb des Entleihers erfasst wird. 
 

§ 10 AÜG - Auszug 
Rechtsfolgen bei Unwirksamkeit 

(1) Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und einem Leih-

arbeitnehmer nach § 9 unwirksam, so gilt ein Arbeitsverhält-
nis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer zu dem zwi-

schen dem Entleiher und dem Verleiher für den Beginn der 
Tätigkeit vorgesehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; 
tritt die Unwirksamkeit erst nach Aufnahme der Tätigkeit 

beim Entleiher ein, so gilt das Arbeitsverhältnis zwischen Ent-
leiher und Leiharbeitnehmer mit dem Eintritt der Unwirksam-
keit als zustande gekommen. Das Arbeitsverhältnis nach Satz 

1 gilt als befristet, wenn die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers 

bei dem Entleiher nur befristet vorgesehen war und ein die 

Befristung des Arbeitsverhältnisses sachlich rechtfertigender 
Grund vorliegt. Für das Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt die 
zwischen dem Verleiher und dem Entleiher vorgesehene Ar-

beitszeit als vereinbart. Im Übrigen bestimmen sich Inhalt und 
Dauer dieses Arbeitsverhältnisses nach den für den Betrieb 
des Entleihers geltenden Vorschriften und sonstigen Regelun-

gen; sind solche nicht vorhanden, gelten diejenigen vergleich-
barer Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den Entlei-

her mindestens Anspruch auf das mit dem Verleiher verein-
barte Arbeitsentgelt. 
 

[...] 
 
(3) Zahlt der Verleiher das vereinbarte Arbeitsentgelt oder 

Teile des Arbeitsentgelts an den Leiharbeitnehmer, obwohl 
der Vertrag nach § 9 unwirksam ist, so hat er auch sonstige 

Teile des Arbeitsentgelts, die bei einem wirksamen 
Arbeitsvertrag für den Leiharbeitnehmer an einen anderen zu 
zahlen wären, an den anderen zu zahlen. Hinsichtlich dieser 

Zahlungspflicht gilt der Verleiher neben dem Entleiher als 
Arbeitgeber; beide haften insoweit als Gesamtschuldner. 

 
[...] 
 

§ 12 AÜG 
Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und Entleiher 

(1) Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem Entleiher 

bedarf der Textform. Wenn der Vertrag und seine tatsächli-
che Durchführung einander widersprechen, ist für die rechtli-

che Einordnung des Vertrages die tatsächliche Durchführung 
maßgebend. In dem Vertrag hat der Verleiher zu erklären, ob 
er die Erlaubnis nach § 1 besitzt. Der Entleiher hat in dem Ver-

trag anzugeben, welche besonderen Merkmale die für den 
Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat und welche be-
rufliche Qualifikation dafür erforderlich ist sowie welche im 

Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer 

des Entleihers wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließ-

lich des Arbeitsentgelts gelten; Letzteres gilt nicht, soweit die 
Voraussetzungen der in § 8 Absatz 2 und 4 Satz 2 genannten 
Ausnahme vorliegen. 

 
(2) Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich über den 

Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den 
Fällen der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rück-
nahme (§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das 

voraussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und 
die gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halb-
satz) hinzuweisen. 

 
(3) (weggefallen) 

 
 

 

§ 15 AÜG 
Ausländische Leiharbeitnehmer ohne Genehmigung 

(1) Wer als Verleiher einen Ausländer, der einen erforderli-
chen Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufent-

haltsgesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Ab-
satz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 des Aufenthaltsge-
setzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur 

Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Geneh-
migung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetz-

buch nicht besitzt, entgegen § 1 einem Dritten ohne Erlaubnis 
überläßt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwe-

rer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig 

oder aus grobem Eigennutz handelt. 

 
§ 15a AÜG 

Entleih von Ausländern ohne Genehmigung 
(1) Wer als Entleiher einen ihm überlassenen Ausländer, der 
einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 5 Satz 
1 des Aufenthaltsgesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung 

nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 des Auf-
enthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Dul-

dung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder 
eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch nicht besitzt, zu Arbeitsbedingungen des Leih-

arbeitsverhältnisses tätig werden läßt, die in einem auffälli-
gen Mißverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher 
Leiharbeitnehmer stehen, die die gleiche oder eine vergleich-

bare Tätigkeit ausüben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. In besonders schweren 

Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren; ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz 

handelt. 
 

(2) Wer als Entleiher 
1. gleichzeitig mehr als fünf Ausländer, die einen erforderli-

chen Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 5 Satz 1 des Auf-

enthaltsgesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach 
§ 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 des Auf-
enthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine 

Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechti-
gen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Drit-

ten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzen, tätig werden 
lässt oder 

2. eine in § 16 Abs. 1 Nr. 2 bezeichnete vorsätzliche Zuwi-

derhandlung beharrlich wiederholt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. Handelt der Täter aus grobem Eigennutz, ist die 

Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

 

§ 16 AÜG - Auszug 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem Dritten 
ohne Erlaubnis überlässt, 

1a. einen ihm von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlasse-
nen Leiharbeitnehmer tätig werden lässt, 

1b. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 3 einen Arbeitnehmer über-

lässt oder tätig werden lässt, 
1c. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 5 eine dort genannte Überlas-

sung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig bezeichnet, 

1d. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 6 die Person nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig konkretisiert, 

1e. entgegen § 1 Absatz 1b Satz 1 einen Leiharbeitnehmer 
überlässt, 

1f. entgegen § 1b Satz 1 Arbeitnehmer überlässt oder tätig 

werden lässt, 



 
25 

2. einen ihm überlassenen ausländischen Leiharbeitneh-
mer, der einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4a 

Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes, eine Erlaubnis 
oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbin-

dung mit Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der 
Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung 

nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
nicht besitzt, tätig werden läßt,  

 
[…] 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 bis 1f, 6 
und 11 bis 17 kann mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend 
Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2, 7a, 

7b und 8a mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 

Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 

und 10 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert 
Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 8 mit ei-
ner Geldbuße bis zu zweitausend Euro und die Ordnungswid-

rigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5 und 6a mit einer Geldbuße 
bis zu tausend Euro geahndet werden. 
 

[…] 
 

BGB 
(letzte Änderung: 17. Juli 2025) 

 
§ 631 BGB 

Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 
(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Her-
stellung des versprochenen Werkes, der Besteller zur Entrich-

tung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
 
(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstel-

lung oder Veränderung einer Sache als auch ein anderer 
durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg 
sein. 

 
§ 650a BGB 
Bauvertrag 

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über die Herstellung, die 
Wiederherstellung, die Beseitigung oder den Umbau eines 

Bauwerks, einer Außenanlage oder eines Teils davon. Für den 
Bauvertrag gelten ergänzend die folgenden Vorschriften die-

ses Kapitels. 
 
(2) Ein Vertrag über die Instandhaltung eines Bauwerks ist ein 

Bauvertrag, wenn das Werk für die Konstruktion, den Bestand 
oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch von wesentlicher 
Bedeutung ist. 

 

EStG 
(letzte Änderung: 14. Juli 2025) 

 

§ 42d Abs. 6 EStG 
Haftung des Arbeitgebers und Haftung bei Arbeitnehmer-

überlassung 
(6) Soweit einem Dritten (Entleiher) Arbeitnehmer im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Arbeitnehmerüberlassungsgeset-

zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 
(BGBl. I S. 158), das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist, zur 

Arbeitsleistung überlassen werden, haftet er mit Ausnahme 
der Fälle, in denen eine Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 
Absatz 3 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes vorliegt, ne-

ben dem Arbeitgeber. Der Entleiher haftet nicht, wenn der 
Überlassung eine Erlaubnis nach § 1 des Arbeitnehmerüber-

lassungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung zugrunde 
liegt und soweit er nachweist, dass er den nach § 51 Absatz 1 

Nummer 2 Buchstabe d vorgesehenen Mitwirkungspflichten 
nachgekommen ist. Der Entleiher haftet ferner nicht, wenn er 

über das Vorliegen einer Arbeitnehmerüberlassung ohne Ver-
schulden irrte. Die Haftung beschränkt sich auf die Lohn-

steuer für die Zeit, für die ihm der Arbeitnehmer überlassen 
worden ist. Soweit die Haftung des Entleihers reicht, sind der 
Arbeitgeber, der Entleiher und der Arbeitnehmer Gesamt-

schuldner. Der Entleiher darf auf Zahlung nur in Anspruch ge-
nommen werden, soweit die Vollstreckung in das inländische 

bewegliche Vermögen des Arbeitgebers fehlgeschlagen ist 
oder keinen Erfolg verspricht; § 219 Satz 2 der Abgabenord-
nung ist entsprechend anzuwenden. Ist durch die Umstände 

der Arbeitnehmerüberlassung die Lohnsteuer schwer zu er-
mitteln, so ist die Haftungsschuld mit 15 Prozent des zwischen 
Verleiher und Entleiher vereinbarten Entgelts ohne Umsatz-

steuer anzunehmen, solange der Entleiher nicht glaubhaft 

macht, dass die Lohnsteuer, für die er haftet, niedriger ist. Die 

Absätze 1 bis 5 sind entsprechend anzuwenden. Die Zustän-
digkeit des Finanzamts richtet sich nach dem Ort der Betriebs-
stätte des Verleihers. 

 
§ 48 EStG 

Steuerabzug 
(1) Erbringt jemand im Inland eine Bauleistung (Leistender) an 
einen Unternehmer im Sinne des § 2 des Umsatzsteuergeset-

zes oder an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
(Leistungsempfänger), ist der Leistungsempfänger verpflich-
tet, von der Gegenleistung einen Steuerabzug in Höhe von 15 

Prozent für Rechnung des Leistenden vorzunehmen. Vermie-
tet der Leistungsempfänger Wohnungen, so ist Satz 1 nicht 
auf Bauleistungen für diese Wohnungen anzuwenden, wenn 

er nicht mehr als zwei Wohnungen vermietet. Bauleistungen 
sind alle Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung, In-

standhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken 
dienen. Als Leistender gilt auch derjenige, der über eine Leis-
tung abrechnet, ohne sie erbracht zu haben. 

 
(2) Der Steuerabzug muss nicht vorgenommen werden, wenn 

der Leistende dem Leistungsempfänger eine im Zeitpunkt der 
Gegenleistung gültige Freistellungsbescheinigung nach § 48b 
Absatz 1 Satz 1 vorlegt oder die Gegenleistung im laufenden 

Kalenderjahr den folgenden Betrag voraussichtlich nicht 
übersteigen wird: 
1. 15 000 Euro, wenn der Leistungsempfänger ausschließ-

lich steuerfreie Umsätze nach § 4 Nummer 12 Satz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes ausführt, 

2. 5 000 Euro in den übrigen Fällen. 
Für die Ermittlung des Betrags sind die für denselben Leis-
tungsempfänger erbrachten und voraussichtlich zu erbrin-

genden Bauleistungen zusammenzurechnen. 
 
(3) Gegenleistung im Sinne des Absatzes 1 ist das Entgelt zu-

züglich Umsatzsteuer. 

 

(4) Wenn der Leistungsempfänger den Steuerabzugsbetrag 
angemeldet und abgeführt hat, 
1. ist § 160 Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung nicht an-

zuwenden, 
2. sind § 42d Absatz 6 und 8 und § 50a Absatz 7 nicht anzu-

wenden. 
 

GewAnzV 
(letzte Änderung: 11. Dezember 2024) 

 

§ 3 GewAnzV 
Übermittlung von Daten aus der Gewerbeanzeige an wei-

tere Behörden 
(1) Die zuständige Behörde übermittelt die mittels der Vor-
drucke der Anlagen 1 bis 3 erhobenen Daten aus der Gewer-

beanzeige regelmäßig an die nachfolgenden Stellen zur 
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Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben: 
1. an die Industrie- und Handelskammern nach § 14 Absatz 

8 Satz 1 Nummer 1 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 13, 27, 29 bis 31 und 33 

der Anlage 1, 
b) der Daten in den Feldern 13, 26 bis 28 und 30 der 

Anlage 2 und 

c) der Daten in den Feldern 13 und 30 der Anlage 3, 
2. an die Handwerkskammern nach § 14 Absatz 8 Satz 1 

Nummer 2 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 13, 27, 30, 31 und 33 der 

Anlage 1, 

b) der Daten in den Feldern 13, 27, 28 und 30 der An-
lage 2 und 

c) der Daten in den Feldern 13 und 30 der Anlage 3, 

3. an die für den Immissionsschutz zuständige Landesbe-

hörde nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 der Gewerbe-

ordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 27 bis 31 und 

33 der Anlage 1, 

b) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 25 bis 28 und 
30 der Anlage 2 und 

c) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 28 und 30 der 

Anlage 3, 
4. an die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz 

einschließlich den Entgeltschutz nach dem Heimarbeits-
gesetz zuständige Landesbehörde nach § 14 Absatz 8 Satz 
1 Nummer 3a der Gewerbeordnung mit Ausnahme 

a) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 27 bis 31 und 
33 der Anlage 1, 

b) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 25 bis 28 und 

30 der Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 28 und 30 der 

Anlage 3, 
5. an die nach Landesrecht zuständige Behörde zur Wahr-

nehmung der Aufgaben, die im Mess- und Eichgesetz und 

in den auf Grund des Mess- und Eichgesetzes ergangenen 
Rechtsverordnungen festgelegt sind, nach § 14 Absatz 8 

Satz 1 Nummer 4 der Gewerbeordnung 
a) die Daten in den Feldern 1, 3 bis 5, 11, 14, 15, 18 

und 20 der Anlage 1, 

b) die Daten in den Feldern 1, 3 bis 5, 11, 14, 15, 18, 
19 und 21 der Anlage 2 und 

c) die Daten in den Feldern 1, 3 bis 5, 11, 14, 16, 18 

und 20 der Anlage 3, 
6. an die Bundesagentur für Arbeit nach § 14 Absatz 8 Satz 

1 Nummer 5 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 13, 27 und 33 der Anlage 

1, 

b) der Daten in den Feldern 13 und 30 der Anlage 2 
und 

c) der Daten in den Feldern 10, 12 bis 19 und 21 bis 30 

der Anlage 3, 

7. an die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. 

nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 6 der Gewerbeord-
nung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 12, 28, 30, 31 und 33 der 

Anlage 1, 
b) der Daten in den Feldern 12, 25, 27, 28 und 30 der 

Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 12 und 30 der Anlage 3, 

8. an das Registergericht nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 

8 der Gewerbeordnung mit Ausnahme der Daten in den 
Feldern 8 bis 10, 12 bis 14, 16, 21, 22, 24 und 28 bis 30 
der Anlage 3, 

9. an die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Be-
hörden der Länder nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 10 

der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 27 bis 31 und 

33 der Anlage 1, 

b) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 25 bis 28 und 

30 der Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 10, 12, 13, 28 und 30 der 

Anlage 3, 
10. an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-

See nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 11 der Gewerbe-
ordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 12, 13, 17, 19, 21 bis 31 

und 33 der Anlage 1, 
b) der Daten in den Feldern 12, 13, 17, 22 bis 28 und 

30 der Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 12, 13, 17, 19, 21 bis 28 

und 30 der Anlage 3, 

11. an die Ausländerbehörden nach § 14 Absatz 8 Satz 1 
Nummer 12 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 12 bis 14, 17, 19, 22 bis 29 

und 33 der Anlage 1, 

b) der Daten in den Feldern 12 bis 14, 17, 22 bis 26 und 

30 der Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 12 bis 14, 17, 19, 21 bis 28 

und 30 der Anlage 3, 

12. an die Finanzämter nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 
13 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 
a) der Daten in den Feldern 6, 12, 13, 19, 21, 22, 27 bis 

31 und 33 der Anlage 1, 
b) der Daten in den Feldern 6, 12, 13, 22, 25 bis 28 und 

30 der Anlage 2 und 
c) der Daten in den Feldern 6, 12, 13, 19, 21, 22, 27 und 

30 der Anlage 3, 

13. an die für die Erlaubnisverfahren nach der Gewerbeord-
nung zuständigen Behörden nach § 14 Absatz 8 Satz 1 
Nummer 14 der Gewerbeordnung mit Ausnahme 

a) der Daten in Feld 33 der Anlage 1, 
b) der Daten in Feld 30 der Anlage 2 und 

c) der Daten in Feld 30 der Anlage 3. 
 
Die Daten sind nicht zu übermitteln, wenn die empfangsbe-

rechtigte Stelle auf die regelmäßige Datenübermittlung ver-
zichtet hat. 

 
(2) Zur Führung des Statistikregisters nach § 14 Absatz 8 Satz 
1 Nummer 9 der Gewerbeordnung und zur Durchführung der 

monatlichen Erhebungen als Bundesstatistik nach § 14 Absatz 
13 Satz 1 der Gewerbeordnung übermittelt die zuständige Be-
hörde die folgenden Daten aus den Gewerbeanzeigen gemäß 

den Anlagen 1 bis 3 an die statistischen Ämter der Länder 
1. die Daten in den Feldern 1 bis 5 als Hilfsmerkmale für den 

Betriebsinhaber, 
2. die Daten in den Feldern 12 und 15 bis 17 als Hilfsmerk-

male für den Betrieb, 

3. die Daten 
a) in den Feldern 6, 10, 18 bis 25, 29 und 32 der Anlage 

1 als Erhebungsmerkmale für die Anmeldung, 

b) in den Feldern 6, 10, 18 bis 24, 26 und 29 der Anlage 

2 als Erhebungsmerkmale für die Ummeldung und 

c) in den Feldern 6, 10, 18 bis 26, 28 und 29 der Anlage 
3 als Erhebungsmerkmale für die Abmeldung. 

 

(3) Sofern sich bei der Anmeldung eines Gewerbes nach § 14 
Absatz 1 oder § 55c der Gewerbeordnung Anhaltspunkte für 

Verstöße gegen die in § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 7 der Ge-
werbeordnung genannten Vorschriften ergeben, übermitteln 
die zuständigen Behörden diese Anhaltspunkte einschließlich 

der Daten aus der Gewerbeanzeige mit Ausnahme der Daten 
in den Feldern 13, 27 und 33 der Anlage 1 an die Behörden 
der Zollverwaltung. Das Bundesministerium der Finanzen und 

die Länder legen im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung 
einvernehmlich fest, in welchen Fällen Anhaltspunkte im 

Sinne des Satzes 1 vorliegen. 
 
(4) Die Übermittlung der Daten aus der Gewerbeanzeige an 

die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Stellen erfolgt 
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elektronisch über verwaltungsinterne Kommunikationsnetze 
oder verschlüsselt über das Internet. Bei Datenübermittlun-

gen über das Internet ist als Übermittlungsprotokoll der vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz im Bun-

desanzeiger in der jeweils gültigen Fassung bekannt ge-
machte Standard zu Grunde zu legen. § 3 des Gesetzes über 
die Verbindung der informationstechnischen Netze des Bun-

des und der Länder – Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c 
Absatz 4 des Grundgesetzes – vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 

2702) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. Bei 
nicht über verwaltungsinterne Kommunikationsnetze erfol-
gender direkter elektronischer Kommunikation zwischen zu-

ständiger Behörde und den in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Stellen ist das Deutsche Verwaltungsdiensteverzeichnis 
(DVDV) zu Grunde zu legen. Als Datenaustauschformat ist der 

vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz im 

Bundesanzeiger in der jeweils gültigen Fassung bekannt ge-

machte Standard zu Grunde zu legen. Bei der Festlegung der 
Standards für das Übermittlungsprotokoll sowie für das Da-
tenaustauschformat nach den Sätzen 2 und 5 sind die vom IT-

Planungsrat nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des IT-
Staatsvertrages beschlossenen IT-Interoperabilitäts- und IT-
Sicherheitsstandards zu beachten. 

 
(5) Die zuständige Behörde übermittelt die Daten aus der Ge-

werbeanzeige unverzüglich nach Bescheinigung des Emp-
fangs der Gewerbeanzeige nach § 15 Absatz 1 der Gewerbe-
ordnung an die in den Absätzen 1 und 3 genannten Stellen. 

Die Daten sind an die in Absatz 2 genannten Stellen unverzüg-
lich, spätestens jedoch am ersten Arbeitstag des Monats, der 
auf die Bescheinigung des Empfangs der Gewerbeanzeige 

folgt, zu übermitteln. 
 

(6) (weggefallen) 

GewO 
(letzte Änderung: 27. Dezember 2024) 

 
§ 14 GewO - Auszug 

Anzeigepflicht; Verordnungsermächtigung 
(1) Wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewer-

bes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständigen 
Zweigstelle anfängt, muss dies der zuständigen Behörde 
gleichzeitig anzeigen. Das Gleiche gilt, wenn 

1.  der Betrieb verlegt wird, 
2.  der Gegenstand des Gewerbes gewechselt oder auf Wa-

ren oder Leistungen ausgedehnt wird, die bei Gewerbe-
betrieben der angemeldeten Art nicht geschäftsüblich 
sind,  

2a.  der Name des Gewerbetreibenden geändert wird oder 
3.  der Betrieb aufgegeben wird. 
Steht die Aufgabe des Betriebes eindeutig fest und ist die Ab-

meldung nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums er-
folgt, kann die Behörde die Abmeldung von Amts wegen vor-

nehmen. 
 
[...] 

 
(8) Die zuständige Behörde übermittelt, sofern die empfangs-
berechtigte Stelle auf die regelmäßige Datenübermittlung 

nicht verzichtet hat, Daten aus der Gewerbeanzeige regelmä-
ßig an 

1. die Industrie- und Handelskammer zur Wahrnehmung 
der in den §§ 1, 3 und 5 des Gesetzes zur vorläufigen Re-
gelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern 

genannten sowie der nach § 1 Abs. 4 desselben Gesetzes 
übertragenen Aufgaben, 

2. die Handwerkskammer zur Wahrnehmung der in § 91 der 
Handwerksordnung genannten, insbesondere der ihr 
durch die §§ 6, 19 und 28 der Handwerksordnung zuge-

wiesenen und sonstiger durch Gesetz übertragener 

Aufgaben, 
3. die für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörde 

zur Durchführung arbeitsschutzrechtlicher sowie immis-
sionsschutzrechtlicher Vorschriften, 

3a. die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz, ein-
schließlich den Entgeltschutz nach dem Heimarbeitsge-
setz zuständige Landesbehörde zur Durchführung ihrer 

Aufgaben, 
4. die nach Landesrecht zuständige Behörde zur Wahrneh-

mung der Aufgaben, die im Mess- und Eichgesetz und in 
den auf Grund des Mess- und Eichgesetzes ergangenen 
Rechtsverordnungen festgelegt sind, 

5. die Bundesagentur für Arbeit zur Wahrnehmung der in § 
405 Abs. 1 in Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch sowie der im Arbeitnehmerüber-

lassungsgesetz genannten Aufgaben, 

6. die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. aus-

schließlich zur Weiterleitung an die zuständige Berufsge-
nossenschaft für die Erfüllung der ihr durch Gesetz über-
tragenen Aufgaben, 

7. die Behörden der Zollverwaltung zur Wahrnehmung der 
ihnen nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, 
nach § 405 Abs. 1 in Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Drit-

ten Buches Sozialgesetzbuch sowie nach dem Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz obliegenden Aufgaben, 

8. das Registergericht, soweit es sich um die Abmeldung ei-
ner im Handels- und Genossenschaftsregister eingetra-
genen Haupt- oder Zweigniederlassung handelt, für Maß-

nahmen zur Herstellung der inhaltlichen Richtigkeit des 
Handelsregisters gemäß § 388 Absatz 1 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-

genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder des Ge-
nossenschaftsregisters gemäß § 160 des Gesetzes betref-

fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
9. die statistischen Ämter der Länder zur Führung des Sta-

tistikregisters nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Statistikregister-

gesetzes in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 und 2, 
10. die nach Landesrecht zuständigen Behörden zur Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben nach dem Lebensmittel-, Be-
darfsgegenstände-, Futtermittel-, Tabak-, Tiergesund-
heits- und Tierschutzrecht, 

11. die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
zum Einzug und zur Vollstreckung der einheitlichen 
Pauschsteuer nach § 40a Absatz 2 des Einkommensteu-

ergesetzes, 
12. die Ausländerbehörden zur Wahrnehmung ihrer Aufga-

ben nach dem Aufenthaltsgesetz, 
13. die nach § 22 der Abgabenordnung zuständigen Finanz-

ämter, unbeschadet des § 138 der Abgabenordnung, 

14. die für die Erlaubnisverfahren nach diesem Gesetz zu-
ständigen Behörden. 

Die Übermittlung der Daten ist auf das zur Wahrnehmung der 

in Satz 1 bezeichneten Aufgaben Erforderliche zu beschrän-

ken. Sind die Daten derart verbunden, dass ihre Trennung 

nach erforderlichen und nicht erforderlichen Daten nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, sind 
auch die Kenntnisnahme, die Weitergabe innerhalb der da-

tenverarbeitenden Stelle und die Übermittlung der Daten, die 
nicht zur Erfüllung der jeweiligen Aufgaben erforderlich sind, 

zulässig, soweit nicht schutzwürdige Belange der betroffenen 
Personen oder Dritter überwiegen. Die nicht erforderlichen 
Daten unterliegen insoweit einem Verwertungsverbot. 

 
[...] 
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HwO 
(letzte Änderung: 3. April 2025) 

 

§ 1 HwO - Auszug 
(1) Der selbständige Betrieb eines zulassungspflichtigen 
Handwerks als stehendes Gewerbe ist nur den in der Hand-

werksrolle eingetragenen natürlichen und juristischen Perso-
nen und Personengesellschaften gestattet. Personengesell-
schaften im Sinne dieses Gesetzes sind Personenhandelsge-

sellschaften und Gesellschaften des bürgerlichen Rechts. 
 

(2) Ein Gewerbebetrieb ist ein Betrieb eines zulassungspflich-
tigen Handwerks, wenn er handwerksmäßig betrieben wird 
und ein Gewerbe vollständig umfasst, das in der Anlage A auf-

geführt ist, oder Tätigkeiten ausgeübt werden, die für dieses 
Gewerbe wesentlich sind (wesentliche Tätigkeiten). Keine 

wesentlichen Tätigkeiten sind insbesondere solche, die 
1. in einem Zeitraum von bis zu drei Monaten erlernt wer-

den können, 

2. zwar eine längere Anlernzeit verlangen, aber für das Ge-
samtbild des betreffenden zulassungspflichtigen Hand-
werks nebensächlich sind und deswegen nicht die Fertig-

keiten und Kenntnisse erfordern, auf die die Ausbildung 
in diesem Handwerk hauptsächlich ausgerichtet ist, oder 

3. nicht aus einem zulassungspflichtigen Handwerk ent-
standen sind. 

Die Ausübung mehrerer Tätigkeiten im Sinne des Satzes 2 Nr. 

1 und 2 ist zulässig, es sei denn, die Gesamtbetrachtung 
ergibt, dass sie für ein bestimmtes zulassungspflichtiges 
Handwerk wesentlich sind. 

 
[...] 

 

LkSG 
(letzte Änderung: 16. Juli 2021) 

 
§ 22 LkSG - Auszug 

Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(1) Von der Teilnahme an einem Verfahren über die 

Vergabe eines Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrags der 
in den §§ 99 und 100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen genannten Auftraggeber sollen Unternehmen 

bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen 

werden, die wegen eines rechtskräftig festgestellten Versto-
ßes nach § 24 Absatz 1 mit einer Geldbuße nach Maßgabe von 
Absatz 2 belegt worden sind. Der Ausschluss nach Satz 1 darf 

nur innerhalb eines angemessenen Zeitraums von bis zu drei 
Jahren erfolgen. 
 

(2) Ein Ausschluss nach Absatz 1 setzt einen rechts- 
kräftig festgestellten Verstoß mit einer Geldbuße von 
wenigstens einhundertfünfundsiebzigtausend Euro voraus. 
Abweichend von Satz 1 wird  

 
1. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 

§ 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ein rechtskräftig festge-
stellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens eine 

Million fünfhunderttausend Euro, 
2. in den Fällen des § 24 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung 

mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ein rechtskräftig 
festgestellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigs-
tens zwei Millionen Euro und  

3. in den Fällen des § 24 Absatz 3 ein rechtskräftig festge-
stellter Verstoß mit einer Geldbuße von wenigstens 0,35 

Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes voraus-
gesetzt. 

 

(3) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist 
der Bewerber zu hören. 

MiLoG 
(letzte Änderung: 28. Juni 2023) 

 
§ 13 MiLoG 

Haftung des Auftraggebers 
§ 14 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes findet entspre-

chende Anwendung. 
 

§ 19 MiLoG 
Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge 

(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Lie-

fer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in §§ 99 und 100 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genann-
ten Auftraggeber sollen Bewerberinnen oder Bewerber für 

eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederher-
stellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die we-

gen eines Verstoßes nach § 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 
und 11 oder Absatz 2 mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. 

 
(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der Ordnungswidrig-
keiten nach § 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 und 11 oder 

Absatz 2 zuständigen Behörden dürfen öffentlichen Auftrag-
gebern nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftragge-
bern zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unter-
nehmer- und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen 

die erforderlichen Auskünfte geben. 
 
(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 fordern im Rah-

men ihrer Tätigkeit beim Wettbewerbsregister Auskünfte 
über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer 

Ordnungswidrigkeit nach § 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 
und 11 oder Absatz 2 an oder verlangen von Bewerberinnen 
oder Bewerbern eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für 

einen Ausschluss nach Absatz 1 nicht vorliegen. Im Falle einer 
Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers können öffent-
liche Auftraggeber nach Absatz 2 jederzeit zusätzlich Aus-

künfte des Wettbewerbsregisters anfordern. 
 

(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro fordert der 
öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 für die Bewerberin 
oder den Bewerber, die oder der den Zuschlag erhalten soll, 

vor der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Wettbe-
werbsregisters an. 

 
(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist die Bewer-
berin oder der Bewerber zu hören. 

 
§ 21 MiLoG 

Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 1 oder 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung 
nicht mitwirkt, 

2. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums 

nicht duldet, 
3. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 5 Satz 

1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

4. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine 
Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 

der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vor-
legt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet, 

5. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 3, auch in Verbindung mit 
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Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmel-
dung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 

vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht, 
6. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 

Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder 
nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt, 

7. entgegen § 17 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen 

Weise bereithält, 
8. entgegen § 17 Absatz 2a Satz 1 nicht sicherstellt, dass die 

dort genannten Unterlagen zur Verfügung stehen, 

9. entgegen § 17 Absatz 2a Satz 2 eine Unterlage nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

10. entgegen § 17 Absatz 2b Satz 1 oder 3 eine Unterlage 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt 
oder 

11. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht 

oder nicht rechtzeitig zahlt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder Dienstleistungen 

in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unter-
nehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er 

weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung 
dieses Auftrags 
1. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht 

oder nicht rechtzeitig zahlt oder 
2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein 

Nachunternehmer tätig wird, der entgegen § 20 das dort 

genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig 
zahlt. 

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 11 und des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu 

fünfhunderttausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 

 
(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 
1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die in § 14 ge-

nannten Behörden jeweils für ihren Geschäftsbereich. 
 
(5) Für die Vollstreckung zugunsten der Behörden des Bundes 

und der bundesunmittelbaren juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts sowie für die Vollziehung des Vermögensar-

restes nach § 111e der Strafprozessordnung in Verbindung 
mit § 46 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten durch die 
in § 14 genannten Behörden gilt das Verwaltungs-Vollstre-

ckungsgesetz des Bundes. 
 

SchwarzArbG 
(letzte Änderung: 6. Mai 2024) 

 
§ 1 SchwarzArbG 

Zweck des Gesetzes 
(1) Zweck des Gesetzes ist die Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und illegalen Beschäftigung. 
 

(2) Schwarzarbeit leistet, wer Dienst- oder Werkleistungen er-
bringt oder ausführen lässt und dabei 

1. als Arbeitgeber, Unternehmer oder versicherungspflich-
tiger Selbstständiger seine sich auf Grund der Dienst- 
oder Werkleistungen ergebenden sozialversicherungs-

rechtlichen Melde-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflich-
ten nicht erfüllt, 

2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der Dienst- oder 
Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht 
erfüllt, 

3. als Empfänger von Sozialleistungen seine sich auf Grund 

der Dienst- oder Werkleistungen ergebenden Mittei-
lungspflichten gegenüber dem Sozialleistungsträger 

nicht erfüllt, 
4. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen seiner sich 

daraus ergebenden Verpflichtung zur Anzeige vom Be-
ginn des selbstständigen Betriebes eines stehenden Ge-
werbes (§ 14 der Gewerbeordnung) nicht nachgekom-

men ist oder die erforderliche Reisegewerbekarte (§ 55 
der Gewerbeordnung) nicht erworben hat oder 

5. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen ein zulas-
sungspflichtiges Handwerk als stehendes Gewerbe 
selbstständig betreibt, ohne in der Handwerksrolle ein-

getragen zu sein (§ 1 der Handwerksordnung). 
Schwarzarbeit leistet auch, wer vortäuscht, eine Dienst- oder 
Werkleistung zu erbringen oder ausführen zu lassen, und 

wenn er selbst oder ein Dritter dadurch Sozialleistungen nach 

dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch zu Unrecht 

bezieht. 
 
(3) Illegale Beschäftigung übt aus, wer 

1. Ausländer und Ausländerinnen als Arbeitgeber unerlaubt 
beschäftigt oder als Entleiher unerlaubt tätig werden 
lässt, 

2. als Ausländer oder Ausländerin unerlaubt eine Erwerbs-
tätigkeit ausübt, 

3. als Arbeitgeber Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
a) ohne erforderliche Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Satz 

1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 

b) entgegen den Bestimmungen nach § 1 Absatz 1 Satz 
5 und 6, § 1a oder § 1b des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes oder 

c) entgegen § 6a Absatz 2 in Verbindung mit § 6a Ab-
satz 3 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitneh-

merrechten in der Fleischwirtschaft 
überlässt oder für sich tätig werden lässt, 

4. als Arbeitgeber Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

beschäftigt, ohne dass die Arbeitsbedingungen nach 
Maßgabe des Mindestlohngesetzes, des Arbeitnehmer-

Entsendegesetzes oder des § 8 Absatz 5 des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 Satz 1 des Arbeit-

nehmerüberlassungsgesetzes eingehalten werden, 
5. als Arbeitgeber Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

zu ausbeuterischen Arbeitsbedingungen beschäftigt oder 

6. als Inhaber oder Dritter Personen entgegen § 6a Absatz 2 
des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in 

der Fleischwirtschaft tätig werden lässt. 
 
(4) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung für nicht 

nachhaltig auf Gewinn gerichtete Dienst- oder Werkleistun-
gen, die 
1. von Angehörigen im Sinne des § 15 der Abgabenordnung 

oder Lebenspartnern, 

2. aus Gefälligkeit, 

3. im Wege der Nachbarschaftshilfe oder 
4. im Wege der Selbsthilfe im Sinne des § 36 Abs. 2 und 4 

des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2137) 
oder als Selbsthilfe im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 2 des 

Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. September 2001 
(BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076), 

erbracht werden. Als nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtet 
gilt insbesondere eine Tätigkeit, die gegen geringes Entgelt 
erbracht wird. 

 
§ 8 SchwarzArbG  

Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. 

a) (weggefallen) 
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b) (weggefallen) 
c) (weggefallen) 

d) der Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn des selbststän-
digen Betriebes eines stehenden Gewerbes (§ 14 der Ge-

werbeordnung) nicht nachgekommen ist oder die erfor-
derliche Reisegewerbekarte (§ 55 der Gewerbeordnung) 
nicht erworben hat oder 

e) ein zulassungspflichtiges Handwerk als stehendes Ge-
werbe selbstständig betreibt, ohne in die Handwerksrolle 

eingetragen zu sein (§ 1 der Handwerksordnung) 
und Dienst- oder Werkleistungen in erheblichem Umfang er-
bringt oder 

2. Dienst- oder Werkleistungen in erheblichem Umfang 
ausführen lässt, indem er eine oder mehrere Personen 
beauftragt, von der oder denen er weiß oder fahrlässig 

nicht weiß, dass diese Leistungen unter vorsätzlichem 

Verstoß gegen eine in Nummer 1 genannte Vorschrift er-

bringen. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2a Abs. 1 ein dort genanntes Dokument nicht 
mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

2. entgegen § 2a Abs. 2 den schriftlichen Hinweis nicht oder 

nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

3. entgegen 
a) § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 oder 
b) § 5 Absatz 4 Satz 1 

eine Prüfung oder das Betreten eines Grundstücks oder 
eines Geschäftsraumes nicht duldet oder bei einer Prü-
fung nicht mitwirkt, 

4. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 1 ein dort genanntes Doku-
ment nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

5. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 1 Daten nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

6. entgegen § 5a Absatz 1 Satz 1 seine Arbeitskraft anbietet 
oder 

7. entgegen § 5a Absatz 1 Satz 2 eine Arbeitskraft nachfragt. 
 
(3) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber eine in § 

266a Absatz 2 Nummer 1 oder 2 des Strafgesetzbuches be-
zeichnete Handlung leichtfertig begeht und dadurch der Ein-
zugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers oder der Arbeitneh-

merin zur Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförde-
rung oder vom Arbeitgeber zu tragende Beiträge zur Sozial-

versicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig 
davon, ob Arbeitsentgelt gezahlt wird, leichtfertig vorenthält. 
(4) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. einen Beleg ausstellt, der in tatsächlicher Hinsicht nicht 
richtig ist und das Erbringen oder Ausführenlassen einer 
Dienst- oder Werkleistung vorspiegelt, oder 

2. einen in Nummer 1 genannten Beleg in den Verkehr 

bringt 

und dadurch Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 oder 
illegale Beschäftigung im Sinne des § 1 Absatz 3 ermöglicht. 
 

(5) Ordnungswidrig handelt, wer eine in Absatz 4 genannte 
Handlung begeht und 

1. aus grobem Eigennutz für sich oder einen anderen Ver-
mögensvorteile großen Ausmaßes erlangt oder 

2. als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetz-

ten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
 
(6) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 5 

mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den 
Fällen des Absatzes 4 mit einer Geldbuße bis zu einhundert-

tausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 Buch-
stabe d und e, Nummer 2 in Verbindung mit Nummer 1 Buch-
stabe d und e sowie in den Fällen des Absatzes 3 mit einer 

Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des 

Absatzes 2 Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 5 und 7 mit einer 
Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in den Fällen des Absat-

zes 2 Nummer 1 und 6 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend 
Euro und in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu tau-

send Euro geahndet werden. 
 
(7) Absatz 1 findet keine Anwendung für nicht nachhaltig auf 

Gewinn gerichtete Dienst- oder Werkleistungen, die 
1. von Angehörigen im Sinne des § 15 der Abgabenordnung 

oder Lebenspartnern, 
2. aus Gefälligkeit, 
3. im Wege der Nachbarschaftshilfe oder 

4. im Wege der Selbsthilfe im Sinne des § 36 Abs. 2 und 4 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2137) 

oder als Selbsthilfe im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 2 des 

Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. September 2001 

(BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076), 

erbracht werden. Als nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtet 

gilt insbesondere eine Tätigkeit, die gegen geringes Entgelt 
erbracht wird. 
 

(8) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

Vorschriften über Regelsätze für Geldbußen wegen einer Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 oder 2 zu erlassen. 
 

(9) Eine Geldbuße wird in den Fällen des Absatzes 3 nicht fest-
gesetzt, wenn der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt der 
Fälligkeit oder unverzüglich danach gegenüber der Einzugs-

stelle 
1. schriftlich die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt, 

2. schriftlich darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht 
möglich ist, obwohl er sich darum ernsthaft bemüht hat, 
und 

3. die vorenthaltenen Beiträge nachträglich innerhalb der 
von der Einzugsstelle bestimmten angemessenen Frist 

entrichtet. 
 

 
§ 10 SchwarzArbG 

Beschäftigung von Ausländern ohne Genehmigung oder 
ohne Aufenthaltstitel und zu ungünstigen Arbeitsbedingun-

gen 
(1) Wer vorsätzlich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Bu-

ches Sozialgesetzbuch bezeichnete Handlung begeht und den 
Ausländer zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die in einem 
auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deut-

scher Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen stehen, die die 
gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) In besonders schweren Fällen des Absatzes 1 ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein be-
sonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz handelt. 

 
§ 11 SchwarzArbG 

Erwerbstätigkeit von Ausländern ohne Genehmigung oder 
ohne Aufenthaltstitel in größerem Umfang oder von min-

derjährigen Ausländern 
(1) Wer 
1. gleichzeitig mehr als fünf Ausländer entgegen § 284 Abs. 

1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch beschäftigt oder 

entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
beschäftigt oder mit Dienst- oder Werkleistungen beauf-

tragt, 
2. eine in 

a) § 404 Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetz-

buch, 
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b) 404 Abs. 2 Nr. 4 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch, 

c) § 98 Absatz 2a Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes 
oder 

d) § 98 Abs. 3 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes  
bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt 
oder 

3. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
eine Person unter 18 Jahren beschäftigt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
 

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 
Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe c oder Nummer 3 aus 
grobem Eigennutz, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-

ren oder Geldstrafe. 

 

§ 21 SchwarzArbG 
Ausschluss von öffentlichen Aufträgen 

(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Lie-

fer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in den §§ 99 und 
100 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ge-
nannten Auftraggeber sollen Bewerber bis zu einer Dauer von 

drei Jahren ausgeschlossen werden, die oder deren nach Sat-
zung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach 

1. § 8 Abs. 1 Nr. 2, §§ 10 bis 11, 
2. § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetz-

buch, 

3. §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes oder 

4. § 266a Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches 

zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer 
Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder 

mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert 
Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor 
Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im 

Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel 
an einer schwerwiegenden Verfehlung nach Satz 1 besteht. 

Die für die Verfolgung oder Ahndung zuständigen Behörden 
nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 dürfen den öffentlichen Auftraggebern 
nach § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

und solchen Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern zuge-
lassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- 
und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen die erfor-

derlichen Auskünfte geben. Öffentliche Auftraggeber nach 
Satz 3 fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit Auskünfte aus dem 

Wettbewerbsregister an oder verlangen vom Bewerber eine 
Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss 
nach Satz 1 oder 2 nicht vorliegen; auch im Falle einer Erklä-

rung des Bewerbers können öffentliche Auftraggeber Aus-
künfte aus dem Wettbewerbsregister jederzeit anfordern. 
Für den Bewerber, der den Zuschlag erhalten soll, fordert der 

öffentliche Auftraggeber nach Satz 3 bei Aufträgen ab einer 

Höhe von 30 000 Euro vor Zuschlagserteilung eine Auskunft 

aus dem Wettbewerbsregister an. Der Bewerber ist vor der 
Entscheidung über den Ausschluss zu hören. 
 

(2) Eine Verfehlung nach Absatz 1 steht einer Verletzung von 
Pflichten nach § 241 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

gleich. 
 

SGB III 
(letzte Änderung: 23. Oktober 2024)  

 

§ 404 SGB III - Auszug 
Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmerin oder Un-
ternehmer Dienst- oder Werkleistungen in erheblichem Um-
fang ausführen lässt, indem sie oder er eine andere Unterneh-

merin oder einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem 

sie oder er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass diese oder 
dieser zur Erfüllung dieses Auftrags 

1. entgegen § 284 Absatz 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes eine Ausländerin oder einen Auslän-

der beschäftigt oder 
2. eine Nachunternehmerin oder einen Nachunternehmer 

einsetzt oder es zulässt, dass eine Nachunternehmerin 

oder ein Nachunternehmer tätig wird, die oder der ent-
gegen § 284 Absatz 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 des Auf-

enthaltsgesetzes eine Ausländerin oder einen Ausländer 
beschäftigt. 

 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 42 Absatz 4 oder § 287 Abs. 3 sich die dort 

genannte Gebühr oder den genannten Aufwendungser-

satz erstatten lässt, 

1a. entgegen § 82 Absatz 5 Satz 3 einen Nachweis nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erbringt, 
2. entgegen § 165 Absatz 5 einen dort genannten Beschluss 

nicht oder nicht rechtzeitig bekanntgibt, 

3. entgegen § 284 Abs. 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 oder 2 
des Aufenthaltsgesetzes eine Ausländerin oder einen 
Ausländer beschäftigt, 

[...] 
 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1 
und 2 Nr. 3 mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 
Euro, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 5 bis 9 und 11 bis 13 

mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in den Fällen 
des Absatzes 2 Nr. 2, 4, 16, 26 und 27 mit einer Geldbuße bis 
zu fünftausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld-

buße bis zu zweitausend Euro geahndet werden. 
 

SGB IV 
(letzte Änderung: 25. Februar 2025) 

 
§ 28e SGB IV 

Zahlungspflicht, Vorschuss 
(1) Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag hat der Arbeitge-
ber und in den Fällen der nach § 7f Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

auf die Deutsche Rentenversicherung Bund übertragenen 
Wertguthaben die Deutsche Rentenversicherung Bund zu 
zahlen. Die Zahlung des vom Beschäftigten zu tragenden Teils 

des Gesamtsozialversicherungsbeitrags gilt als aus dem Ver-
mögen des Beschäftigten erbracht. Ist ein Träger der Kranken- 

oder Rentenversicherung oder die Bundesagentur für Arbeit 
der Arbeitgeber, gilt der jeweils für diesen Leistungsträger 
oder, wenn eine Krankenkasse der Arbeitgeber ist, auch der 

für die Pflegekasse bestimmte Anteil am Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag als gezahlt; dies gilt für die Beiträge zur Ren-
tenversicherung auch im Verhältnis der Träger der Renten-

versicherung untereinander. 
 

(2) Für die Erfüllung der Zahlungspflicht des Arbeitgebers haf-
tet bei einem wirksamen Vertrag der Entleiher wie ein selbst-
schuldnerischer Bürge, soweit ihm Arbeitnehmer gegen Ver-

gütung zur Arbeitsleistung überlassen worden sind. Er kann 
die Zahlung verweigern, solange die Einzugsstelle den Arbeit-
geber nicht gemahnt hat und die Mahnfrist nicht abgelaufen 

ist. Zahlt der Verleiher das vereinbarte Arbeitsentgelt oder 
Teile des Arbeitsentgelts an den Leiharbeitnehmer, obwohl 

der Vertrag nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 bis 1b des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes unwirksam ist, so hat er auch 
den hierauf entfallenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag 

an die Einzugsstelle zu zahlen. Hinsichtlich der Zahlungspflicht 
nach Satz 3 gilt der Verleiher neben dem Entleiher als Arbeit-

geber; beide haften insoweit als Gesamtschuldner. 
 
(2a) Für die Erfüllung der Zahlungspflicht, die sich für den Ar-

beitgeber knappschaftlicher Arbeiten im Sinne von § 134 



 
32 

Absatz 4 des Sechsten Buches ergibt, haftet der Arbeitgeber 
des Bergwerkbetriebes, mit dem die Arbeiten räumlich und 

betrieblich zusammenhängen, wie ein selbstschuldnerischer 
Bürge. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Für die Erfüllung der Zahlungspflicht des Arbeitgebers von 
Seeleuten nach § 13 Absatz 1 Satz 2 haften Arbeitgeber und 
Reeder als Gesamtschuldner. 

 
(3a) Ein Unternehmer des Baugewerbes, der einen anderen 

Unternehmer mit der Erbringung von Bauleistungen im Sinne 
des § 101 Absatz 2 des Dritten Buches beauftragt, haftet für 
die Erfüllung der Zahlungspflicht dieses Unternehmers oder 

eines von diesem Unternehmer beauftragten Verleihers wie 
ein selbstschuldnerischer Bürge. Satz 1 gilt entsprechend für 
die vom Nachunternehmer gegenüber ausländischen Sozial-

versicherungsträgern abzuführenden Beiträge. Absatz 2 Satz 

2 gilt entsprechend. 

 
(3b) Die Haftung nach Absatz 3a entfällt, wenn der Unterneh-
mer nachweist, dass er ohne eigenes Verschulden davon aus-

gehen konnte, dass der Nachunternehmer oder ein von ihm 
beauftragter Verleiher seine Zahlungspflicht erfüllt. Ein Ver-
schulden des Unternehmers ist ausgeschlossen, soweit und 

solange er Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 
des Nachunternehmers oder des von diesem beauftragten 

Verleihers durch eine Präqualifikation nachweist, die die Eig-
nungsvoraussetzungen nach § 6a der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen Teil A in der Fassung der Bekannt-

machung vom 31. Januar 2019 (BAnz. AT 19.02.2019 B2) er-
füllt. 
 

(3c) Ein Unternehmer, der Bauleistungen im Auftrag eines an-
deren Unternehmers erbringt, ist verpflichtet, auf Verlangen 

der Einzugsstelle Firma und Anschrift dieses Unternehmers 
mitzuteilen. Kann der Auskunftsanspruch nach Satz 1 nicht 
durchgesetzt werden, hat ein Unternehmer, der einen Ge-

samtauftrag für die Erbringung von Bauleistungen für ein Bau-
werk erhält, der Einzugsstelle auf Verlangen Firma und An-

schrift aller Unternehmer, die von ihm mit der Erbringung von 
Bauleistungen beauftragt wurden, zu benennen. 
 

(3d) Absatz 3a gilt ab einem geschätzten Gesamtwert aller für 
ein Bauwerk in Auftrag gegebenen Bauleistungen von 275 
000 Euro, wobei für Schätzungen die Vergabeverordnung 

vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624) in der jeweils geltenden 
Fassung gilt. 

 
(3e) Die Haftung des Unternehmers nach Absatz 3a erstreckt 
sich in Abweichung von der dort getroffenen Regelung auf 

das von dem Nachunternehmer beauftragte nächste Unter-
nehmen, wenn die Beauftragung des unmittelbaren Nachun-
ternehmers bei verständiger Würdigung der Gesamtum-

stände als ein Rechtsgeschäft anzusehen ist, dessen Ziel vor 

allem die Auflösung der Haftung nach Absatz 3a ist. Maßgeb-

lich für die Würdigung ist die Verkehrsanschauung im Baube-
reich. Ein Rechtsgeschäft im Sinne dieser Vorschrift, das als 
Umgehungstatbestand anzusehen ist, ist in der Regel anzu-

nehmen, 
a) wenn der unmittelbare Nachunternehmer weder selbst 

eigene Bauleistungen noch planerische oder kaufmänni-
sche Leistungen erbringt oder 

b) wenn der unmittelbare Nachunternehmer weder techni-

sches noch planerisches oder kaufmännisches Fachper-
sonal in nennenswertem Umfang beschäftigt oder 

c) wenn der unmittelbare Nachunternehmer in einem ge-

sellschaftsrechtlichen Abhängigkeitsverhältnis zum 
Hauptunternehmer steht. 

Besonderer Prüfung bedürfen die Umstände des Einzelfalles 
vor allem in den Fällen, in denen der unmittelbare Nachun-
ternehmer seinen handelsrechtlichen Sitz außerhalb des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraums hat. 

(3f) Der Unternehmer kann den Nachweis nach Absatz 3b Satz 
2 anstelle der Präqualifikation auch für den Zeitraum des Auf-

tragsverhältnisses durch Vorlage von lückenlosen Unbedenk-
lichkeitsbescheinigungen der zuständigen Einzugsstellen für 

den Nachunternehmer oder den von diesem beauftragten 
Verleiher erbringen. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
enthält Angaben über die ordnungsgemäße Zahlung der Sozi-

alversicherungsbeiträge und die Zahl der gemeldeten Be-
schäftigten.  

 
(3g) Für einen Unternehmer im Speditions-, Transport- und 
damit verbundenen Logistikgewerbe, der im Bereich der Ku-

rier-, Express- und Paketdienste tätig ist und der einen ande-
ren Unternehmer mit der Beförderung von Paketen beauf-
tragt, gelten die Absätze 3a, 3b Satz 1, 3e und 3f entspre-

chend. Absatz 3b Satz 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 

dass die Präqualifikation die Voraussetzung erfüllt, dass der 

Nachunternehmer in einem amtlichen Verzeichnis eingetra-
gen ist oder über eine Zertifizierung verfügt, die jeweils den 
Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 2014/24/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 

65), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2017/2365 (ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 19) geändert wor-

den ist, entsprechen. Für einen Unternehmer, der im Auftrag 
eines anderen Unternehmers Pakete befördert, gilt Absatz 3c 
entsprechend. Beförderung von Paketen im Sinne dieses Bu-

ches ist 
a. die Beförderung adressierter Pakete mit einem Einzelge-

wicht von bis zu 32 Kilogramm, soweit diese mit Kraft-

fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis 
zu 3,5 Tonnen erfolgt, 

b. die stationäre Bearbeitung von adressierten Paketen bis 
zu 32 Kilogramm mit Ausnahme der Bearbeitung im Fili-
albereich. 

 
(3h) Die Bundesregierung berichtet unter Beteiligung des 

Normenkontrollrates zum 31. Dezember 2023 über die Wirk-
samkeit und Reichweite der Haftung für Sozialversicherungs-
beiträge für die Unternehmer im Speditions-, Transport- und 

damit verbundenen Logistikgewerbe, die im Bereich der Ku-
rier-, Express- und Paketdienste tätig sind und einen anderen 
Unternehmer mit der Beförderung von Paketen beauftragen, 

insbesondere über die Haftungsfreistellung nach Absatz 3b 
und Absatz 3f Satz 1. 

 
(4) Die Haftung umfasst die Beiträge und Säumniszuschläge, 
die infolge der Pflichtverletzung zu zahlen sind, sowie die Zin-

sen für gestundete Beiträge (Beitragsansprüche). 
 
(5) Die Satzung der Einzugsstelle kann bestimmen, unter wel-

chen Voraussetzungen vom Arbeitgeber Vorschüsse auf den 

Gesamtsozialversicherungsbeitrag verlangt werden können. 

 
§ 116a SGB IV 
(weggefallen) 

 

SGB VII 
(letzte Änderung: 23. Oktober 2024) 

 

§ 150 Abs. 3 SGB VII 
Beitragspflichtige 

[...] 

 
(3) Für die Beitragshaftung bei der Arbeitnehmerüberlassung 

gilt § 28e Abs. 2 und 4 des Vierten Buches, für die Beitrags-
haftung bei der Ausführung eines Dienst- oder Werkvertrages 
im Baugewerbe gelten § 28e Absatz 3a bis 3f des Vierten Bu-

ches und für die Beitragshaftung bei der Ausführung eines 
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Dienst- oder Werkvertrages durch Unternehmer im Spediti-
ons-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe, 

die im Bereich der Kurier-, Express- und Paketdienste tätig 
sind und im Auftrag eines anderen Unternehmers adressierte 

Pakete befördern, gilt § 28e Absatz 3g des Vierten Buches ent-
sprechend. Der Nachunternehmer oder der von diesem be-
auftragte Verleiher hat für den Nachweis nach § 28e Absatz 

3f des Vierten Buches eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung des zuständigen Unfallversicherungsträgers vor-

zulegen; diese enthält insbesondere Angaben über die bei 
dem Unfallversicherungsträger eingetragenen Unterneh-
mensteile und diesen zugehörigen Lohnsummen des Nachun-

ternehmers oder des von diesem beauftragten Verleihers so-
wie die ordnungsgemäße Zahlung der Beiträge. 
 

[...] 

 

StGB 
(letzte Änderung: 7. November 2024) 

 
§ 266a StGB - Auszug 

Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt 
(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeit-
nehmers zur Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsför-

derung, unabhängig davon, ob Arbeitsentgelt gezahlt wird, 
vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber 
1. der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über 

sozialversicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen un-
richtige oder unvollständige Angaben macht oder 

2. die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflicht-
widrig über sozialversicherungsrechtlich erhebliche Tat-
sachen in Unkenntnis lässt 

und dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende Bei-
träge zur Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförde-
rung, unabhängig davon, ob Arbeitsentgelt gezahlt wird, vor-

enthält. 
 

(3) Wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, die er 
für den Arbeitnehmer an einen anderen zu zahlen hat, dem 
Arbeitnehmer einbehält, sie jedoch an den anderen nicht 

zahlt und es unterlässt, den Arbeitnehmer spätestens im Zeit-
punkt der Fälligkeit oder unverzüglich danach über das Unter-

lassen der Zahlung an den anderen zu unterrichten, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Satz 1 gilt nicht für Teile des Arbeitsentgelts, die als Lohn-

steuer einbehalten werden. 
 
(4) In besonders schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 

Täter 
1. aus grobem Eigennutz in großem Ausmaß Beiträge vor-

enthält, 

2. unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Be-
lege fortgesetzt Beiträge vorenthält, 

3. fortgesetzt Beiträge vorenthält und sich zur Verschleie-

rung der tatsächlichen Beschäftigungsverhältnisse un-
richtige, nachgemachte oder verfälschte Belege von ei-

nem Dritten verschafft, der diese gewerbsmäßig anbie-
tet, 

4. als Mitglied einer Bande handelt, die sich zum fortgesetz-

ten Vorenthalten von Beiträgen zusammengeschlossen 
hat und die zur Verschleierung der tatsächlichen Beschäf-

tigungsverhältnisse unrichtige, nachgemachte oder ver-
fälschte Belege vorhält, oder 

5. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befug-

nisse oder seine Stellung missbraucht. 

[...] 
 

(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das Gericht von 
einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn der 

Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt der Fälligkeit oder un-
verzüglich danach der Einzugsstelle schriftlich 
1. die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt und 

2. darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht möglich ist, 
obwohl er sich darum ernsthaft bemüht hat. 

Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor und werden die 
Beiträge dann nachträglich innerhalb der von der Einzugs-
stelle bestimmten angemessenen Frist entrichtet, wird der 

Täter insoweit nicht bestraft. In den Fällen des Absatzes 3 gel-
ten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

 
 
 

§ 291 StGB 
Wucher 

(1) Wer die Zwangslage, die Unerfahrenheit, den Mangel an 

Urteilsvermögen oder die erhebliche Willensschwäche eines 
anderen dadurch ausbeutet, dass er sich oder einem Dritten 
1. für die Vermietung von Räumen zum Wohnen oder damit 

verbundene Nebenleistungen, 
2. für die Gewährung eines Kredits, 

3. für eine sonstige Leistung oder 
4. für die Vermittlung einer der vorbezeichneten Leistun-

gen 

Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lässt, die in 
einem auffälligen Missverhältnis zu der Leistung oder deren 
Vermittlung stehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe bestraft. Wirken mehrere Personen als 
Leistende, Vermittler oder in anderer Weise mit und ergibt 

sich dadurch ein auffälliges Missverhältnis zwischen sämtli-
chen Vermögensvorteilen und sämtlichen Gegenleistungen, 
so gilt Satz 1 für jeden, der die Zwangslage oder sonstige 

Schwäche des anderen für sich oder einen Dritten zur Erzie-
lung eines übermäßigen Vermögensvorteils ausnutzt. 

 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwe-

rer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1. durch die Tat den anderen in wirtschaftliche Not bringt, 
2. die Tat gewerbsmäßig begeht, 

3. sich durch Wechsel wucherische Vermögensvorteile ver-
sprechen lässt. 

 

UStG 
(letzte Änderung: 2. Dezember 2024) 

 
§ 13b UStG - Auszug 

Leistungsempfänger als Steuerschuldner 
[...]  

 
(2) Für folgende steuerpflichtige Umsätze entsteht die Steuer 
mit Ausstellung der Rechnung, spätestens jedoch mit Ablauf 

des der Ausführung der Leistung folgenden Kalendermonats: 
1. Werklieferungen und nicht unter Absatz 1 fallende sons-

tige Leistungen eines im Ausland ansässigen Unterneh-

mers;  
[...] 

4. Bauleistungen, einschließlich Werklieferungen und sons-
tigen Leistungen im Zusammenhang mit Grundstücken, 
die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Än-

derung oder Beseitigung von Bauwerken dienen, mit 
Ausnahme von Planungs- und Überwachungsleistungen. 

Als Grundstücke gelten insbesondere auch Sachen, Aus-
stattungsgegenstände und Maschinen, die auf Dauer in 
einem Gebäude oder Bauwerk installiert sind und die 

nicht bewegt werden können, ohne das Gebäude oder 
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Bauwerk zu zerstören oder zu verändern. Nummer 1 
bleibt unberührt; 

[...] 
 

(4) Bei der Anwendung der Absätze 1 bis 3 gilt § 13 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe a Satz 2 und 3 entsprechend. Wird in 
den in den Absätzen 1 bis 3 sowie in den in Satz 1 genannten 

Fällen das Entgelt oder ein Teil des Entgelts vereinnahmt, be-
vor die Leistung oder die Teilleistung ausgeführt worden ist, 

entsteht insoweit die Steuer mit Ablauf des Voranmeldungs-
zeitraums, in dem das Entgelt oder das Teilentgelt verein-
nahmt worden ist. 

 
(5) In den in den Absätzen 1 und 2 Nummer 1 bis 3 genannten 
Fällen schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, wenn er 

ein Unternehmer oder eine juristische Person ist; in den in 

Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe a, Nummer 6, 7, 9 bis 11 ge-

nannten Fällen schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, 
wenn er ein Unternehmer ist. In den in Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 genannten Fällen schuldet der Leistungsempfänger die 

Steuer unabhängig davon, ob er sie für eine von ihm er-
brachte Leistung im Sinne des Absatzes 2 Nummer 4 Satz 1 
verwendet, wenn er ein Unternehmer ist, der nachhaltig ent-

sprechende Leistungen erbringt; davon ist auszugehen, wenn 
ihm das zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausfüh-

rung des Umsatzes gültige auf längstens drei Jahre befristete 
Bescheinigung, die nur mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen oder zurückgenommen werden kann, darüber erteilt hat, 

dass er ein Unternehmer ist, der entsprechende Leistungen 
erbringt. Bei den in Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b genann-
ten Lieferungen von Erdgas schuldet der Leistungsempfänger 

die Steuer, wenn er ein Wiederverkäufer von Erdgas im Sinne 
des § 3g ist. Bei den in Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b ge-

nannten Lieferungen von Elektrizität schuldet der Leistungs-
empfänger in den Fällen die Steuer, in denen der liefernde 
Unternehmer und der Leistungsempfänger Wiederverkäufer 

von Elektrizität im Sinne des § 3g sind. In den in Absatz 2 Num-
mer 8 Satz 1 genannten Fällen schuldet der Leistungsempfän-

ger die Steuer unabhängig davon, ob er sie für eine von ihm 
erbrachte Leistung im Sinne des Absatzes 2 Nummer 8 Satz 1 
verwendet, wenn er ein Unternehmer ist, der nachhaltig ent-

sprechende Leistungen erbringt; davon ist auszugehen, wenn 
ihm das zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausfüh-
rung des Umsatzes gültige auf längstens drei Jahre befristete 

Bescheinigung, die nur mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen oder zurückgenommen werden kann, darüber erteilt hat, 

dass er ein Unternehmer ist, der entsprechende Leistungen 
erbringt. Bei den in Absatz 2 Nummer 12 Satz 1 genannten 
Leistungen schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, 

wenn er ein Unternehmer ist, dessen Haupttätigkeit in Bezug 
auf den Erwerb dieser Leistungen in deren Erbringung besteht 
und dessen eigener Verbrauch dieser Leistungen von unter-

geordneter Bedeutung ist; davon ist auszugehen, wenn ihm 

das zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausführung 

des Umsatzes gültige auf längstens drei Jahre befristete Be-
scheinigung, die nur mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
oder zurückgenommen werden kann, darüber erteilt hat, 

dass er ein Unternehmer ist, der entsprechende Leistungen 
erbringt. Die Sätze 1 bis 6 gelten vorbehaltlich des Satzes 10 

auch, wenn die Leistung für den nichtunternehmerischen Be-
reich bezogen wird. Sind Leistungsempfänger und leistender 
Unternehmer in Zweifelsfällen übereinstimmend vom Vorlie-

gen der Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 4, 5 Buch-
stabe b, Nummer 7 bis 12 ausgegangen, obwohl dies nach der 
Art der Umsätze unter Anlegung objektiver Kriterien nicht zu-

treffend war, gilt der Leistungsempfänger dennoch als Steu-
erschuldner, sofern dadurch keine Steuerausfälle entstehen. 

Die Sätze 1 bis 7 gelten nicht, wenn bei dem Unternehmer, 
der die Umsätze ausführt, die Steuer nach § 19 Absatz 1 nicht 
erhoben wird. Die Sätze 1 bis 9 gelten nicht, wenn ein in Ab-

satz 2 Nummer 2, 7 oder 9 bis 11 genannter Gegenstand von 

dem Unternehmer, der die Lieferung bewirkt, unter den Vo-
raussetzungen des § 25a geliefert wird. In den in Absatz 2 

Nummer 4, 5 Buchstabe b und Nummer 7 bis 12 genannten 
Fällen schulden juristische Personen des öffentlichen Rechts 

die Steuer nicht, wenn sie die Leistung für den nichtunterneh-
merischen Bereich beziehen. 
 

[...] 
 

(7) Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im Sinne des Ab-
satzes 2 Nummer 1 und 5 ist ein Unternehmer, der im Inland, 
auf der Insel Helgoland und in einem der in § 1 Absatz 3 be-

zeichneten Gebiete weder einen Wohnsitz, seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt, seinen Sitz, seine Geschäftsleitung noch eine 
Betriebsstätte hat; dies gilt auch, wenn der Unternehmer aus-

schließlich einen Wohnsitz oder einen gewöhnlichen Aufent-

haltsort im Inland, aber seinen Sitz, den Ort der Geschäftslei-

tung oder eine Betriebsstätte im Ausland hat. Ein im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer ist ein Unter-
nehmer, der in den Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union, die nach dem Gemeinschaftsrecht als In-
land dieser Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz, seine Geschäftsleitung 

oder eine Betriebsstätte hat; dies gilt nicht, wenn der Unter-
nehmer ausschließlich einen Wohnsitz oder einen gewöhnli-

chen Aufenthaltsort in den Gebieten der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union, die nach dem Gemein-
schaftsrecht als Inland dieser Mitgliedstaaten gelten, aber 

seinen Sitz, den Ort der Geschäftsleitung oder eine Betriebs-
stätte im Drittlandsgebiet hat. Hat der Unternehmer im In-
land eine Betriebsstätte und führt er einen Umsatz nach Ab-

satz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 oder Nummer 5 aus, gilt er 
hinsichtlich dieses Umsatzes als im Ausland oder im übrigen 

Gemeinschaftsgebiet ansässig, wenn die Betriebsstätte an 
diesem Umsatz nicht beteiligt ist. Maßgebend ist der Zeit-
punkt, in dem die Leistung ausgeführt wird. Ist es zweifelhaft, 

ob der Unternehmer diese Voraussetzungen erfüllt, schuldet 
der Leistungsempfänger die Steuer nur dann nicht, wenn ihm 

der Unternehmer durch eine Bescheinigung des nach den ab-
gabenrechtlichen Vorschriften für die Besteuerung seiner 
Umsätze zuständigen Finanzamts nachweist, dass er kein Un-

ternehmer im Sinne der Sätze 1 und 2 ist. 
 
[…] 
 

VOB/A 
(letzte Änderung: 31. Januar 2019) 

  
§ 6 VOB/A 

Teilnehmer am Wettbewerb 
(1) Der Wettbewerb darf nicht auf Unternehmen beschränkt 

werden, die in bestimmten Regionen oder Orten ansässig 
sind. 

 
(2) Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, 
wenn sie die Arbeiten im eigenen Betrieb oder in den Betrie-

ben der Mitglieder ausführen. 
 
(3) Am Wettbewerb können sich nur Unternehmen beteili-

gen, die sich gewerbsmäßig mit der Ausführung von Leistun-
gen der ausgeschriebenen Art befassen. 

 
§ 6a VOB/A 

Eignungsnachweise 
(1) Zum Nachweis ihrer Eignung ist die Fachkunde, Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit der Bewerber oder Bieter zu 

prüfen. Bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit werden Selbst-
reinigungsmaßnahmen in entsprechender Anwendung des § 
6f EU Absatz 1 und 2 berücksichtigt. 
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(2) Der Nachweis umfasst die folgenden Angaben:  
1. den Umsatz des Unternehmens jeweils bezogen auf die 

letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre, soweit er 
Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der 

zu vergebenden Leistung vergleichbar sind, unter Ein-
schluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unter-
nehmen ausgeführten Aufträgen, 

2. die Ausführung von Leistungen in den letzten bis zu fünf 
abgeschlossenen Kalenderjahren, die mit der zu verge-

benden Leistung vergleichbar sind. Um einen ausreichen-
den Wettbewerb sicherzustellen, kann der Auftraggeber 
darauf hinweisen, dass auch einschlägige Bauleistungen 

berücksichtigt werden, die mehr als fünf Jahre zurücklie-
gen, 

3. die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Kalen-

derjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeits-

kräfte, gegliedert nach Lohngruppen mit gesondert aus-

gewiesenem technischem Leitungspersonal, 
4. die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder 

Wohnsitzes,  

        sowie Angaben, 
5. ob ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares ge-

setzlich geregeltes Verfahren eröffnet oder die Eröffnung 

beantragt worden ist oder der Antrag mangels Masse ab-
gelehnt wurde oder ein Insolvenzplan rechtskräftig be-

stätigt wurde, 
6. ob sich das Unternehmen in Liquidation befindet, 
7. dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen 

wurde, die die Zuverlässigkeit als Bewerber oder Bieter in 
Frage stellt, 

8. dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Ab-

gaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung ord-
nungsgemäß erfüllt wurde, 

9. dass sich das Unternehmen bei der Berufsgenossen-
schaft angemeldet hat. 

 

(3)   Andere, auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche, 
insbesondere für die Prüfung der Fachkunde geeignete 

Angaben können verlangt werden. 
 
(4)   Der Auftraggeber wird andere ihm geeignet erscheinende 

Nachweise der wirtschaftlichen und finanziellen Leis-
tungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, dass stichhal-
tige Gründe dafür bestehen. 

 
(5)  Der Auftraggeber kann bis zu einem Auftragswert von 

10 000 Euro auf Angaben nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3, 
5 und 6 verzichten, wenn dies durch Art und Umfang des 
Auftrags gerechtfertigt ist. 

 
§ 6b VOB/A 

Mittel der Nachweisführung, Verfahren  
(1) Der Nachweis der Eignung kann mit der vom Auftraggeber 

direkt abrufbaren Eintragung in die allgemein zugängliche 

Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men e. V. (Präqualifikationsverzeichnis) erfolgen. 
 

(2) Die Angaben können die Bewerber oder Bieter auch durch 
Einzelnachweise erbringen. Der Auftraggeber kann dabei vor-

sehen, dass für einzelne Angaben Eigenerklärungen ausrei-
chend sind. Eigenerklärungen, die als vorläufiger Nachweis 
dienen, sind von den Bietern, deren Angebote in die engere 

Wahl kommen, oder von den in Frage kommenden Bewer-
bern durch entsprechende Bescheinigungen der zuständigen 
Stellen zu bestätigen. 

 
(3) Der Auftraggeber verzichtet auf die Vorlage von Nachwei-

sen, wenn die den Zuschlag erteilende Stelle bereits im Besitz 
dieser Nachweise ist. 
 

(4) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind in der Aufforderung 

zur Angebotsabgabe die Nachweise zu bezeichnen, deren 
Vorlage mit dem Angebot verlangt oder deren spätere Anfor-

derung vorbehalten wird. Bei Beschränkter Ausschreibung 
mit Teilnahmewettbewerb ist zu verlangen, dass die Eigener-

klärungen oder Nachweise bereits mit dem Teilnahmeantrag 
vorgelegt werden. 
(5) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger 

Vergabe ist vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe die Eig-
nung der Unternehmen zu prüfen. Dabei sind die Unterneh-

men auszuwählen, deren Eignung die für die Erfüllung der 
vertraglichen Verpflichtungen notwendige Sicherheit bietet; 
dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen und über ausrei-
chende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen. 
 

 

§ 8 Abs. 2 VOB/A 
Vergabeunterlagen 

(2)  
1. Das Anschreiben muss alle Angaben nach § 12 Absatz 1 

Nummer 2 enthalten, die außer den Vertragsunterlagen 
für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig 
sind, sofern sie nicht bereits veröffentlicht wurden. 

2. In den Vergabeunterlagen kann der Auftraggeber die Bie-
ter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzuge-

ben, die sie an Nachunternehmen zu vergeben beabsich-
tigen. 

3. Der Auftraggeber hat anzugeben:  

a) ob er Nebenangebote nicht zulässt, 
b)  ob er Nebenangebote ausnahmsweise nur in Verbin-

dung mit einem Hauptangebot zulässt. 

Die Zuschlagskriterien sind so festzulegen, dass sie so-
wohl auf Hauptangebote als auch auf Nebenangebote 

anwendbar sind. Es ist dabei auch zulässig, dass der Preis 
das einzige Zuschlagskriterium ist. 
Von Bietern, die eine Leistung anbieten, deren Ausfüh-

rung nicht in Allgemeinen Technischen Vertragsbedin-
gungen oder in den Vergabeunterlagen geregelt ist, sind 

im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung 
und Beschaffenheit dieser Leistung zu verlangen. 

4. Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen ange-

ben, dass er die Abgabe mehrerer Hauptangebote nicht 
zulässt. 

5. Der Auftraggeber hat an zentraler Stelle in den Vergabe-

unterlagen abschließend alle Unterlagen im Sinne von    
§ 16a Absatz 1 mit Ausnahme von Produktangaben anzu-

geben. 
6. Auftraggeber, die ständig Bauleistungen vergeben, sollen 

die Erfordernisse, die die Unternehmen bei der Bearbei-

tung ihrer Angebote beachten müssen, in den Teilnah-
mebedingungen zusammenfassen und dem Anschreiben 
beifügen. 

 

VOB/A-EU 
(letzte Änderung: 31. Januar 2023) 

 
§ 6 VOB/A-EU 

Teilnehmer am Wettbewerb 
(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige und leis-

tungsfähige (geeignete) Unternehmen vergeben, die nicht 
nach § 6e EU ausgeschlossen worden sind. 

 
(2) Ein Unternehmen ist geeignet, wenn es die durch den öf-
fentlichen Auftraggeber im Einzelnen zur ordnungsgemäßen 

Ausführung des öffentlichen Auftrags festgelegten Kriterien 
(Eignungskriterien) erfüllt. Die Eignungskriterien dürfen aus-

schließlich Folgendes betreffen: 
1. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung, 
2. wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit, 

3. technische und berufliche Leistungsfähigkeit. 
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Die Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in 
Verbindung und zu diesem in einem angemessenen Verhält-

nis stehen. 
 

(3) 
1. Der Wettbewerb darf nicht auf Unternehmen beschränkt 

werden, die in bestimmten Regionen oder Orten ansässig 

sind. 
2. Bewerber- und Bietergemeinschaften sind Einzelbewer-

bern und -bietern gleichzusetzen. Für den Fall der Auf-
tragserteilung kann der öffentliche Auftraggeber verlan-
gen, dass eine Bietergemeinschaft eine bestimmte 

Rechtsform annimmt, sofern dies für die ordnungsge-
mäße Durchführung des Auftrages notwendig ist. 

3. Der öffentliche Auftraggeber kann das Recht zur Teil-

nahme an dem Vergabeverfahren unter den Vorausset-

zungen des § 118 GWB beschränken.  

4. Hat ein Bewerber oder Bieter oder ein mit ihm in Verbin-
dung stehendendes Unternehmen vor Einleitung des 
Vergabeverfahrens den öffentlichen Auftraggeber bera-

ten oder sonst unterstützt, so ergreift der öffentliche 
Auftraggeber angemessene Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass der Wettbewerb durch die Teilnahme dieses 

Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht wird. 
Der betreffende Bewerber oder Bieter wird vom Verfah-

ren nur dann ausgeschlossen, wenn keine andere Mög-
lichkeit besteht, den Grundsatz der Gleichbehandlung zu 
gewährleisten. 

Vor einem solchen Ausschluss gibt der öffentliche Auf-
traggeber den Bewerbern oder Bietern die Möglichkeit, 
nachzuweisen, dass ihre Beteiligung an der Vorbereitung 

des Vergabeverfahrens den Wettbewerb nicht verzerren 
kann. Die ergriffenen Maßnahmen werden im Vergabe-

vermerk dokumentiert. 
 

§ 6a VOB/A-EU 
Eignungsnachweise 

Der öffentliche Auftraggeber kann Unternehmen nur die in 

den Nummern 1 bis 3 genannten Anforderungen an die Teil-
nahme auferlegen. 
1. Zum Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufs-

ausübung kann der öffentliche Auftraggeber die Eintra-
gung in das Berufs- oder Handelsregister oder der Hand-
werksrolle ihres Sitzes oder Wohnsitzes verlangen. 

2. Zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leis-
tungsfähigkeit kann der öffentliche Auftraggeber verlan-

gen: 
a) die Vorlage entsprechender Bankerklärungen oder 

gegebenenfalls den Nachweis einer entsprechenden 

Berufshaftpflichtversicherung. 
b) die Vorlage von Jahresabschlüssen, falls deren Ver-

öffentlichung in dem Land, in dem das Unternehmen 

ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Zusätzlich können weitere Informationen, zum Bei-

spiel über das Verhältnis zwischen Vermögen und 
Verbindlichkeiten in den Jahresabschlüssen, verlangt 
werden. Die Methoden und Kriterien für die Berück-

sichtigung weiterer Informationen müssen in den 
Vergabeunterlagen spezifiziert werden; sie müssen 

transparent, objektiv und nichtdiskriminierend sein. 
c) eine Erklärung über den Umsatz des Unternehmens 

jeweils bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen 

Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere 
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils 

bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Aufträgen. 

Der öffentliche Auftraggeber kann von den Unter-
nehmen insbesondere verlangen, einen bestimmten 
Mindestjahresumsatz, einschließlich eines Mindes-

tumsatzes in dem vom Auftrag abgedeckten Bereich 

nachzuweisen. Der geforderte Mindestjahresumsatz 
darf das Zweifache des geschätzten Auftragswerts 

nur in hinreichend begründeten Fällen übersteigen. 
Die Gründe sind in den Vergabeunterlagen oder in 

dem Vergabevermerk gemäß § 20 EU anzugeben. 
Ist ein Auftrag in Lose unterteilt, finden diese Rege-
lungen auf jedes einzelne Los Anwendung. Der öf-

fentliche Auftraggeber kann jedoch den Mindestjah-
resumsatz, der von Unternehmen verlangt wird, un-

ter Bezugnahme auf eine Gruppe von Losen in dem 
Fall festlegen, dass der erfolgreiche Bieter den Zu-
schlag für mehrere Lose erhält, die gleichzeitig aus-

zuführen sind. 
Sind auf einer Rahmenvereinbarung basierende Auf-
träge infolge eines erneuten Aufrufs zum Wettbe-

werb zu vergeben, wird der Höchstjahresumsatz auf-

grund des erwarteten maximalen Umfangs spezifi-

scher Aufträge berechnet, die gleichzeitig ausgeführt 
werden, oder – wenn dieser nicht bekannt ist – auf-
grund des geschätzten Werts der Rahmenvereinba-

rung. Bei dynamischen Beschaffungssystemen wird 
der Höchstjahresumsatz auf der Basis des erwarte-
ten Höchstumfangs konkreter Aufträge berechnet, 

die nach diesem System vergeben werden sollen. 
Der öffentliche Auftraggeber wird andere ihm geeignet 

erscheinende Nachweise der wirtschaftlichen und finan-
ziellen Leistungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, 
dass stichhaltige Gründe dafür bestehen. 

3. Zum Nachweis der beruflichen und technischen Leis-
tungsfähigkeit kann der öffentliche Auftraggeber je nach 
Art, Menge oder Umfang oder Verwendungszweck der 

ausgeschriebenen Leistung verlangen: 
a) Angaben über die Ausführung von Leistungen in den 

letzten bis zu fünf abgeschlossenen Kalenderjahren, 
die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar 
sind, wobei für die wichtigsten Bauleistungen Be-

scheinigungen über die ordnungsgemäße Ausfüh-
rung und das Ergebnis beizufügen sind. Um einen 

ausreichenden Wettbewerb sicherzustellen, kann 
der öffentliche Auftraggeber darauf hinweisen, dass 
er auch einschlägige Bauleistungen berücksichtigen 

werde, die mehr als fünf Jahre zurückliegen; 
b) Angabe der technischen Fachkräfte oder der techni-

schen Stellen, unabhängig davon, ob sie seinem Un-

ternehmen angehören oder nicht, und zwar insbe-
sondere derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle 

beauftragt sind, und derjenigen, über die der Unter-
nehmer für die Errichtung des Bauwerks verfügt; 

c) die Beschreibung der technischen Ausrüstung und 

Maßnahmen des Unternehmens zur Qualitätssiche-
rung und seiner Untersuchungs- und Forschungs-
möglichkeiten; 

d) Angabe des Lieferkettenmanagement- und -überwa-

chungssystems, das dem Unternehmen zur Ver-

tragserfüllung zur Verfügung steht; 
e) Studiennachweise und Bescheinigungen über die be-

rufliche Befähigung des Dienstleisters oder Unter-

nehmers und/oder der Führungskräfte des Unter-
nehmens, sofern sie nicht als Zuschlagskriterium be-

wertet werden; 
f) Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die 

der Unternehmer während der Auftragsausführung 

anwenden kann; 
g) Angaben über die Zahl der in den letzten drei abge-

schlossenen Kalenderjahren jahresdurchschnittlich 

beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Lohn-
gruppen mit gesondert ausgewiesenem techni-

schem Leitungspersonal; 
h) eine Erklärung, aus der hervorgeht, über welche Aus-

stattung, welche Geräte und welche technische Aus-

rüstung das Unternehmen für die Ausführung des 
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Auftrags verfügt; 
i) Angabe, welche Teile des Auftrags der Unternehmer 

unter Umständen als Unteraufträge zu vergeben be-
absichtigt. 

 
§ 6b VOB/A-EU 

Mittel der Nachweisführung, Verfahren 

(1) Der Nachweis, auch über das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen nach § 6e EU, kann wie folgt geführt werden: 

1. durch die vom öffentlichen Auftraggeber direkt abruf-
bare Eintragung in die allgemein zugängliche Liste des 
Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen 

e.V. (Präqualifikationsverzeichnis). Die im Präqualifikati-
onsverzeichnis hinterlegten Angaben werden nicht ohne 
Begründung in Zweifel gezogen. Hinsichtlich der Zahlung 

von Steuern und Abgaben sowie der Sozialversicherungs-

beiträge kann grundsätzlich eine zusätzliche Bescheini-

gung verlangt werden. Die Eintragung in ein gleichwerti-
ges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis 
ebenso zugelassen. 

2. durch Vorlage von Einzelnachweisen. Der öffentliche Auf-
traggeber kann vorsehen, dass für einzelne Angaben Ei-
generklärungen ausreichend sind. Eigenerklärungen, die 

als vorläufiger Nachweis dienen, sind von den Bietern, 
deren Angebote in die engere Wahl kommen, durch ent-

sprechende Bescheinigungen der zuständigen Stellen zu 
bestätigen. 

Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert als vorläufigen Nach-

weis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). 
 
(2) 

1. Wenn dies zur angemessenen Durchführung des Verfah-
rens erforderlich ist, kann der öffentliche Auftraggeber 

Bewerber und Bieter, die eine Eigenerklärung abgegeben 
haben, jederzeit während des Verfahrens auffordern, 
sämtliche oder einen Teil der Nachweise beizubringen. 

2. Beim offenen Verfahren fordert der öffentliche Auftrag-
geber vor Zuschlagserteilung den Bieter, an den er den 

Auftrag vergeben will und der bislang nur eine Eigener-
klärung als vorläufigen Nachweis vorgelegt hat, auf, die 
einschlägigen Nachweise unverzüglich beizubringen und 

prüft diese. 
3. Beim nicht offenen Verfahren, beim Verhandlungsver-

fahren sowie beim wettbewerblichen Dialog und bei der 

Innovationspartnerschaft fordert der öffentliche Auftrag-
geber die in Frage kommenden Bewerber auf, ihre Eigen-

erklärungen durch einschlägige Nachweise unverzüglich 
zu belegen und prüft diese. Dabei sind die Bewerber aus-
zuwählen, deren Eignung die für die Erfüllung der ver-

traglichen Verpflichtungen notwendige Sicherheit bietet. 
4. Der öffentliche Auftraggeber greift auf das Informations-

system e-Certis zurück und verlangt in erster Linie jene 

Arten von Bescheinigungen und dokumentarischen 

Nachweisen, die von e-Certis abgedeckt sind. 

 
(3) Unternehmen müssen keine Nachweise vorlegen, 

− sofern und soweit die Zuschlag erteilende Stelle 
diese direkt über eine gebührenfreie nationale Da-

tenbank in einem Mitgliedstaat erhalten kann, oder 

− wenn die Zuschlag erteilende Stelle bereits im Besitz 
dieser Nachweise ist. 

 

 
§ 6c VOB/A-EU 

Qualitätssicherung und Umweltmanagement 
(1) Verlangt der öffentliche Auftraggeber zum Nachweis da-
für, dass Bewerber oder Bieter bestimmte Normen der Quali-

tätssicherung erfüllen, die Vorlage von Bescheinigungen un-
abhängiger Stellen, so bezieht sich der öffentliche Auftragge-
ber auf Qualitätssicherungssysteme, die 

1. den einschlägigen europäischen Normen genügen und 
2. von akkreditierten Stellen zertifiziert sind. 

Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch gleichwertige Be-
scheinigungen von akkreditierten Stellen aus anderen Staa-

ten an. Konnte ein Unternehmen aus Gründen, die es nicht zu 
vertreten hat, die betreffenden Bescheinigungen nicht inner-
halb der einschlägigen Fristen einholen, so muss der öffentli-

che Auftraggeber auch andere Unterlagen über gleichwertige 
Qualitätssicherungssysteme anerkennen, sofern das Unter-

nehmen nachweist, dass die vorgeschlagenen Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen den geforderten Qualitätssicherungsnor-
men entsprechen. 

 
(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber zum Nachweis da-
für, dass Bewerber oder Bieter bestimmte Systeme oder Nor-

men des Umweltmanagements erfüllen, die Vorlage von Be-

scheinigungen unabhängiger Stellen, so bezieht sich der öf-

fentliche Auftraggeber 
1. entweder auf das Gemeinschaftssystem für das Umwelt-

management und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) 

der Europäischen Union oder 
2. auf andere nach Artikel 45 der Verordnung (EG) 

1221/2009 anerkannte Umweltmanagementsysteme 

oder 
3. auf andere Normen für das Umweltmanagement, die auf 

den einschlägigen europäischen oder internationalen 
Normen beruhen und von akkreditierten Stellen zertifi-
ziert sind. 

Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch gleichwertige Be-
scheinigungen von Stellen in anderen Staaten an. Hatte ein 
Unternehmen aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet wer-

den können, nachweislich keinen Zugang zu den betreffenden 
Bescheinigungen oder aus Gründen, die es nicht zu vertreten 

hat, keine Möglichkeit, diese innerhalb der einschlägigen Fris-
ten zu erlangen, so muss der öffentliche Auftraggeber auch 
andere Nachweise über gleichwertige Umweltmanagement-

maßnahmen anerkennen, sofern das Unternehmen nach-
weist, dass diese Maßnahmen mit denen, die nach dem gel-

tenden System oder den geltenden Normen für das Umwelt-
management erforderlich sind, gleichwertig sind. 
 

§ 6d VOB/A-EU 
Kapazitäten anderer Unternehmen 

(1) Ein Bewerber oder Bieter kann sich zum Nachweis seiner 

Eignung auf andere Unternehmen stützen – ungeachtet des 
rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen Unter-

nehmen bestehenden Verbindungen (Eignungsleihe). 
In diesem Fall weist er dem öffentlichen Auftraggeber gegen-
über nach, dass ihm die erforderlichen Kapazitäten zur Verfü-

gung stehen werden, indem er beispielsweise die diesbezüg-
lichen verpflichtenden Zusagen dieser Unternehmen vorlegt. 
Eine Inanspruchnahme der Kapazitäten anderer Unterneh-

men für die berufliche Befähigung (§ 6a EU Absatz 1 Nummer 

3 Buchstabe e) oder die berufliche Erfahrung (§ 6a EU Absatz 

1 Nummer 3 Buchstaben a und b) ist nur möglich, wenn diese 
Unternehmen die Arbeiten ausführen, für die diese Kapazitä-
ten benötigt werden. 

Der öffentliche Auftraggeber hat zu überprüfen, ob diese Un-
ternehmen die entsprechenden Anforderungen an die Eig-

nung gemäß § 6a EU erfüllen und ob Ausschlussgründe ge-
mäß § 6e EU vorliegen. Der öffentliche Auftraggeber schreibt 
vor, dass der Bieter ein Unternehmen, das eine einschlägige 

Eignungsanforderung nicht erfüllt oder bei dem Ausschluss-
gründe gemäß § 6e EU Absatz 1 bis 5 vorliegen, zu ersetzen 
hat. Der öffentliche Auftraggeber kann vorschreiben, dass der 

Bieter ein Unternehmen, bei dem Ausschlussgründe gemäß § 
6e EU Absatz 6 vorliegen, ersetzt. 

 
(2) Nimmt ein Bewerber oder Bieter im Hinblick auf die Krite-
rien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, so kann 
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der öffentliche Auftraggeber vorschreiben, dass Bewerber 
oder Bieter und diese Unternehmen gemeinsam für die Auf-

tragsausführung haften. 
 

(3) Werden die Kapazitäten anderer Unternehmen gemäß Ab-
satz 1 in Anspruch genommen, so muss die Nachweisführung 
entsprechend § 6b EU auch für diese Unternehmen erfolgen. 

 
(4) Der öffentliche Auftraggeber kann vorschreiben, dass be-

stimmte kritische Aufgaben direkt vom Bieter selbst oder - 
wenn der Bieter einer Bietergemeinschaft angehört - von ei-
nem Mitglied der Bietergemeinschaft ausgeführt werden. 

 
 

§ 6e VOB/A-EU 
Ausschlussgründe 

(1) Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu 

jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme 
aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren 
Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 

rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat 

nach: 
 

1. § 129 des Strafgesetzbuches (StGB) (Bildung krimineller 
Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer 
Vereinigungen) oder § 129 StGB (kriminelle und terro-

ristische Vereinigungen im Ausland),  
2. § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der 

Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereit-

stellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teil-

weise dazu verwendet werden oder verwendet werden 
sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu 
begehen, 

3. § 261 StGB (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig 
erlangter Vermögenswerte), 

4. § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte 
richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem 

Auftrag verwaltet werden, 
5. § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat 

gegen den Haushalt der Europäischen Union oder ge-

gen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union 
oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 

6. § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im ge-
schäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des StGB (Be-
stechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen), 

7. § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Man-
datsträgern), 

8. den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Be-

stechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB 

(Ausländische und internationale Bedienstete), 

9. Artikel 2 des § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung interna-
tionaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abge-
ordneter im Zusammenhang mit internationalem Ge-

schäftsverkehr) oder 
10. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233 a 

StGB (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsar-
beit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). 

 
(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße 
im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung oder die 

Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vor-
schriften anderer Staaten gleich.  

 
(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist 
einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für 

die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt 

hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsfüh-
rung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in 

leitender Stellung.  
 

(4) Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen 
von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn  
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung 

von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversiche-
rung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechts-

kräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsent-
scheidung festgestellt wurde, oder 

2. der öffentliche Auftraggeber auf sonstige geeignete 

Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 
1 nachweisen kann. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Unternehmen sei-

nen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die 

Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Ab-

gaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zin-
sen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.  
 

(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen wer-
den, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen In-
teresses geboten ist. Von einem Ausschluss nach Absatz 4 

Satz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist oder ein Aus-

schluss offensichtlich unverhältnismäßig wäre. § 6f EU Absatz 
1 und 2 bleiben unberührt.  
 

(6) Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen 
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teil-

nahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn  
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Auf-

träge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- und 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermö-

gen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet wor-

den ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im 
Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 

eingestellt hat, 
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 

nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, 

durch die die Integrität des Unternehmens infrage ge-
stellt wird; § 6e EU Absatz 3 ist entsprechend anzuwen-

den, 
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhalts-

punkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit ande-

ren Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Ver-
haltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Ver-
hinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wett-

bewerbs bezwecken oder bewirken, 

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabe-

verfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unab-
hängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber täti-
gen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 

beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt 

werden kann, 
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das 

Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabe-

verfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsver-
zerrung nicht durch andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen beseitigt werden kann, 

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der 
Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheb-

lich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu 
einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu 
einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 
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8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder 
Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung be-

gangen, Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der 
Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln 

oder 
9. das Unternehmen 

a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentli-

chen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beein-
flussen, 

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhal-
ten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabe-
verfahren erlangen könnte, oder 

c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informatio-
nen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung 
des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflus-

sen könnten oder versucht hat, solche Informatio-

nen zu übermitteln. 

 
§ 6f VOB/A-EU 
Selbstreinigung 

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei 
dem ein Ausschlussgrund nach 6e EU vorliegt, nicht von der 
Teilnahme an dem Vergabeverfahren aus, wenn das Unter-

nehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nach-

gewiesen hat, dass es 
1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten ver-

ursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur 

Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 
2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder 

dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Scha-

den in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusam-
menarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öf-

fentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 
3. konkrete technische, organisatorische und personelle 

Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere 

Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden. 
§ 6e EU Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt. 

 
(2) Bei der Bewertung der von dem Unternehmen ergriffenen 
Selbstreinigungsmaßnahmen sind die Schwere und die be-

sonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens zu 
berücksichtigen. Die Entscheidung, dass die Selbstreinigungs-
maßnahmen des Unternehmens als unzureichend bewertet 

werden, ist gegenüber dem Unternehmen zu begründen. 
 

(3) Wenn ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund 
vorliegt, keine oder keine ausreichenden Selbstreinigungs-
maßnahmen nach Absatz 1 ergreift, darf es 

1. bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 6e EU Ab-
satz 1 bis 4 höchstens für einen Zeitraum von fünf Jahren 
ab dem Tag der rechtskräftigen Verurteilung von der Teil-

nahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, 

2. bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 6e EU Ab-

satz 6 höchstens für einen Zeitraum von drei Jahren ab 
dem betreffenden Ereignis von der Teilnahme an Verga-
beverfahren ausgeschlossen werden. 

 

VOB/B 
(letzte Änderung: 18. April 2016) 

 
§ 4 Abs. 8 VOB/B 

Ausführung  
(8)   

1. Der Auftragnehmer hat die Leistung im eigenen Betrieb 
auszuführen. Mit schriftlicher Zustimmung des Auftrag-

gebers darf er sie an Nachunternehmer übertragen. Die 
Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die 
der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Er-

bringt der Auftragnehmer ohne schriftliche Zustimmung 

des Auftraggebers Leistungen nicht im eigenen Betrieb, 
obwohl sein Betrieb darauf eingerichtet ist, kann der Auf-

traggeber ihm eine angemessene Frist zur Aufnahme der 
Leistung im eigenen Betrieb setzen und erklären, dass er 

nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen 
werde (§ 8 Absatz 3). 

2.  Der Auftragnehmer hat bei der Weitervergabe von Bau-

leistungen an Nachunternehmer die Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen Teile B und C zugrunde 

zu legen. 
3. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Nachun-

ternehmer und deren Nachunternehmer ohne Aufforde-

rung spätestens bis zum Leistungsbeginn des Nachunter-
nehmers mit Namen, gesetzlichen Vertretern und Kon-
taktdaten bekannt zu geben. Auf Verlangen des Auftrag-

gebers hat der Auftragnehmer für seine Nachunterneh-

mer Erklärungen und Nachweise zur Eignung vorzulegen. 

 
§ 8 Abs. 3 VOB/B 

Kündigung durch den Auftraggeber  
(3)  
1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn in 

den Fällen des § 4 Absätze 7 und 8 Nummer 1 und des § 

5 Absatz 4 die gesetzte Frist fruchtlos abgelaufen ist. Die 
Kündigung kann auf einen in sich abgeschlossenen Teil 

der vertraglichen Leistung beschränkt werden. 
2. Nach der Kündigung ist der Auftraggeber berechtigt, den 

noch nicht vollendeten Teil der Leistung zu Lasten des 

Auftragnehmers durch einen Dritten ausführen zu lassen, 
doch bleiben seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entste-
henden weiteren Schadens bestehen. Er ist auch berech-

tigt, auf die weitere Ausführung zu verzichten und Scha-
densersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die 

Ausführung aus den Gründen, die zur Kündigung geführt 
haben, für ihn kein Interesse mehr hat. 

3. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftragge-

ber Geräte, Gerüste, auf der Baustelle vorhandene an-
dere Einrichtungen und angelieferte Stoffe und Bauteile 

gegen angemessene Vergütung in Anspruch nehmen. 
4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstel-

lung über die entstandenen Mehrkosten und über seine 

anderen Ansprüche spätestens binnen 12 Werktagen 
nach Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden. 

 

 
§ 17 VOB/B 

Sicherheitsleistung 
(1)  
1. Wenn Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die 

§§ 232 bis 240 BGB, soweit sich aus den nachste-
henden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

2. Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausfüh-

rung der Leistung und die Mängelansprüche sicherzustel-

len. 
 

(2) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Si-
cherheit durch Einbehalt oder Hinterlegung von Geld oder 

durch Bürgschaft eines Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
geleistet werden, sofern das Kreditinstitut oder der Kreditver-
sicherer 

1. in der Europäischen Gemeinschaft oder 
2. in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

3. in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-
Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswe-

sen 
zugelassen ist. 
 

(3) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen 
Arten der Sicherheit; er kann eine Sicherheit durch eine an-

dere ersetzen. 
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(4) Bei Sicherheitsleistung durch Bürgschaft ist Vorausset-
zung, dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich aner-

kannt hat. Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich unter Ver-
zicht auf die Einrede der Vorausklage abzugeben (§ 771 BGB); 

sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach Vor-
schrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Der Auftraggeber 
kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen 

zur Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet. 
 

(5) Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so 
hat der Auftragnehmer den Betrag bei einem zu vereinbaren-
den Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das 

beide nur gemeinsam verfügen können ("Und-Konto"). Etwa-
ige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu. 
 

(6)  

1. Soll der Auftraggeber vereinbarungsgemäß die Sicher-

heit in Teilbeträgen von seinen Zahlungen einbehalten, 
so darf er jeweils die Zahlung um höchstens 10 v. H. kür-
zen, bis die vereinbarte Sicherheitssumme erreicht ist. 

Sofern Rechnungen ohne Umsatzsteuer gemäß § 13 b 
UStG gestellt werden, bleibt die Umsatzsteuer bei der 
Berechnung des Sicherheitseinbehalts unberücksichtigt. 

Den jeweils einbehaltenen Betrag hat er dem Auftrag-
nehmer mitzuteilen und binnen 18 Werktagen nach die-

ser Mitteilung auf ein Sperrkonto bei dem vereinbarten 
Geldinstitut einzuzahlen. Gleichzeitig muss er veranlas-
sen, dass dieses Geldinstitut den Auftragnehmer von der 

Einzahlung des Sicherheitsbetrags benachrichtigt. Ab-
satz 5 gilt entsprechend. 

2. Bei kleineren oder kurzfristigen Aufträgen ist es zulässig, 

dass der Auftraggeber den einbehaltenen Sicherheitsbe-
trag erst bei der Schlusszahlung auf ein Sperrkonto ein-

zahlt. 
3. Zahlt der Auftraggeber den einbehaltenen Betrag nicht 

rechtzeitig ein, so kann ihm der Auftragnehmer hierfür 

eine angemessene Nachfrist setzen. Lässt der Auftragge-
ber auch diese verstreichen, so kann der Auftragnehmer 

die sofortige Auszahlung des einbehaltenen Betrags ver-
langen und braucht dann keine Sicherheit mehr zu leis-
ten. 

4. Öffentliche Auftraggeber sind berechtigt, den als Sicher-
heit einbehaltenen Betrag auf eigenes Verwahrgeld-
konto zu nehmen; der Betrag wird nicht verzinst. 

 
(7) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werkta-

gen nach Vertragsabschluss zu leisten, wenn nichts anderes 
vereinbart ist. Soweit er diese Verpflichtung nicht erfüllt hat, 
ist der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftrag-

nehmers einen Betrag in Höhe der vereinbarten Sicherheit 
einzubehalten. Im Übrigen gelten die Absätze 5 und 6 außer 
Nummer 1 Satz 1 entsprechend. 

 

(8)  

1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für 
die Vertragserfüllung zum vereinbarten Zeitpunkt, spä-
testens nach Abnahme und Stellung der Sicherheit für 

Mängelansprüche zurückzugeben, es sei denn, dass An-
sprüche des Auftraggebers, die nicht von der gestellten 

Sicherheit für Mängelansprüche umfasst sind, noch nicht 
erfüllt sind. Dann darf er für diese Vertragserfüllungsan-
sprüche einen entsprechenden Teil der Sicherheit zu-

rückhalten. 
2. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für 

Mängelansprüche nach Ablauf von 2 Jahren zurückzuge-

ben, sofern kein anderer Rückgabezeitpunkt vereinbart 
worden ist. Soweit jedoch zu diesem Zeitpunkt seine gel-

tend gemachten Ansprüche noch nicht erfüllt sind, darf 
er einen entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhal-
ten. 

 

 
 

 
 

WRegG 
(letzte Änderung: 10. August 2021) 

 
§ 6 WRegG 

Abfragepflicht für Auftraggeber; Entscheidung über einen 
Ausschluss vom Vergabeverfahren 

(1) Ein öffentlicher Auftraggeber nach § 99 des Gesetzes ge-

gen Wettbewerbsbeschränkungen ist verpflichtet, vor der Er-
teilung des Zuschlags in einem Verfahren über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge mit einem geschätzten Auftragswert ab 

30 000 Euro ohne Umsatzsteuer bei der Registerbehörde ab-
zufragen, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu dem-

jenigen Bieter, an den der öffentliche Auftraggeber den Auf-
trag zu vergeben beabsichtigt, gespeichert sind. Ein Sektoren-
auftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes ge-

gen Wettbewerbsbeschränkungen sowie ein Konzessionsge-
ber nach § 101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind ab Erreichen der Schwel-

lenwerte des § 106 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen verpflichtet, bei der Registerbehörde vor Zu-

schlagserteilung abzufragen, ob im Wettbewerbsregister Ein-
tragungen zu demjenigen Bieter, an den sie den Auftrag zu 
vergeben beabsichtigen, gespeichert sind. Eine Verpflichtung 

zur Abfrage besteht abweichend von den Sätzen 1 und 2 nicht 
bei Sachverhalten, für die das Vergaberecht Aus-nahmen von 
der Anwendbarkeit des Vergaberechts vorsieht. Auslands-

dienststellen sind abweichend von den Sätzen 1 und 2 nicht 
verpflichtet, das Wettbewerbsregister abzufragen. Auf eine 

erneute Abfrage bei der Registerbehörde kann der Auftragge-
ber verzichten, wenn er innerhalb der letzten zwei Monate zu 
dem entsprechenden Unternehmen bereits eine Auskunft 

aus dem Wettbewerbsregister erhalten hat. Auftraggeber 
dürfen von Bietern oder Bewerbern nicht die Vorlage einer 
Auskunft nach § 5 Absatz 2 Satz 1 verlangen. 

 
(2) Daneben können Auftraggeber nach Absatz 1 bei der Re-

gisterbehörde abfragen 
1. bei öffentlichen Aufträgen und Konzessionen mit einem 

geschätzten Auftrags- oder Vertragswert unterhalb der 

Wertgrenzen nach Absatz 1, ob Eintragungen im Wett-
bewerbsregister zu demjenigen Bieter vorliegen, an den 

der Auftraggeber den Auftrag oder die Konzession zu 
vergeben beabsichtigt, und 

2. im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs, ob Eintragun-

gen im Wettbewerbsregister in Bezug auf diejenigen Be-
werber vorliegen, die der Auftraggeber zur Abgabe eines 
Angebots auffordern will. 

 
(3) Die Registerbehörde übermittelt dem abfragenden Auf-

traggeber die im Wettbewerbsregister gespeicherten Daten 
über das Unternehmen, das in der Abfrage benannt ist. Gibt 
es im Wettbewerbsregister zu einem Unternehmen keine Ein-

tragung, teilt die Registerbehörde dies dem Auftraggeber mit. 
 
(4) Die Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister dürfen nur 

den Bediensteten zur Kenntnis gebracht werden, die mit der 
Entgegennahme der Auskunft oder mit der Bearbeitung des 

Vergabeverfahrens betraut sind. 
 
(5) Der Auftraggeber entscheidet nach Maßgabe der vergabe-

rechtlichen Vorschriften in eigener Verantwortung über den 
Aus-schluss eines Unternehmens von der Teilnahme an dem 

Vergabeverfahren. § 7 Absatz 2 bleibt unberührt. 
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(6) Auftraggeber können von den Strafverfolgungsbehörden 
oder den zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten berufe-

nen Behörden ergänzende Informationen anfordern, soweit 
diese nach Einschätzung der Auftraggeber für die Vergabe-

entscheidung erforderlich sind. Die Strafverfolgungsbehör-
den und die zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten beru-
fenen Behörden dürfen die angeforderten Informationen auf 

Ersuchen des Auftraggebers übermitteln. 
 

(7) Die nach Absatz 3 und 6 sowie nach § 8 Absatz 4 Satz 5 
übermittelten Daten sind vertraulich und dürfen vom Auf-
traggeber nur für Vergabeentscheidungen genutzt werden. 

Die Daten sind nach Ablauf der rechtlich vorgesehenen Auf-
bewahrungsfristen zu löschen. 
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Anhang B 

Wichtige Erläuterungen 
 

 

1  
Bei der sog. „Eignungsleihe“ kann sich ein Bieter zum Nachweis seiner wirtschaftlichen, technischen oder berufli-

chen Leistungsfähigkeit (=Eignung) auf andere Unternehmen stützen. Dies gilt ungeachtet des rechtlichen Charak-

ters der zwischen ihm und diesem Unternehmen bestehenden Verbindungen, § 6d Abs. 1 S. 1 VOB/A-EU. Dies 

kann z.B. der Fall sein, wenn der Bieter nicht selbst alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen des Auf-

traggebers (z.B. vom Auftraggeber geforderter Mindestumsatz, geforderte Zahl, Art oder Umfang von Referenzen) 

für eine Teilnahme am Vergabeverfahren erfüllt und insoweit auf die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen 

zurückgreift. Die Anforderungen an die Nachweisführung zur Eignung des anderen Unternehmens und des Nicht-

vorliegens von Ausschlussgründen sind die gleichen, wie für den Bieter selbst (§ 6d Abs. 3 VOB/A-EU). 

 

2
  Mit Urteil vom 10.06.2008, Az. X ZR 78/07 stellte der BGH fest, dass die Verpflichtung der Bieter, ihre NU ver-

bindlich zu benennen, unzulässig sein kann, wenn die Bieter hierdurch in einem Maße belastet werden, das in 

keinem angemessenen Verhältnis zu den Vorteilen der Vergabestelle steht. Auch das OLG München stellte mit 

Beschluss vom 22.01.2009, Az. Verg 26/08; NZBau 2009, 470, fest, dass es für die Bieter unzumutbar sein kann, 

bereits bei Angebotsabgabe die von ihnen einzusetzenden NU zu benennen und entsprechende Verpflichtungs-

erklärungen vorzulegen. Eine Verpflichtung von Bietern, Eignungsnachweise für Nachunternehmer schon mit 

dem Angebot vorzulegen, ist allerdings nicht in jedem Fall unzumutbar. Ob diese Verpflichtung besteht, ergibt 

vielmehr in jedem Einzelfall eine am Wortlaut orientierte Auslegung der Angebotsunterlagen, so das OLG Naum-

burg, Urteil vom 30.09.2010, Az. 1 U 50/10. Der Bieter sollte zwingend die konkreten Vorgaben des Auftraggebers 

beachten und ggf. Rechtsrat einholen, wenn er von den verlangten Vorgaben des Auftraggebers abweichen will 

(Gefahr: Angebotsausschluss). 

 

3
   Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag setzt sich gem. § 28d SGB IV aus den Pflichtbeiträgen zur Krankenversi-

cherung (2025: 14,6 %), Rentenversicherung (2025: 18,6 %), Arbeitslosenversicherung (2025: 2,6 %) und Pflege-

versicherung (2025: 3,6 %) zusammen. Hierzu gehören sowohl die jeweiligen Arbeitgeber- als auch die Arbeitneh-

merbeitragsanteile und ferner die allein vom AN zu tragenden Beiträge (Beitragszuschlag für Kinderlose in der 

Pflegeversicherung 2025: 0,6 %). Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag beträgt somit mind. 39,4 % des Brutto-

lohnes bis zur Beitragsbemessungsgrenze. Hinzu kommen die Arbeitgeber-Umlagen zum Ausgleich der Arbeitge-

beraufwendungen nach dem AAG bei Krankheit und Mutterschaft. Dies folgt aus ihrer Gleichstellung mit dem 

Krankenversicherungsbeitrag gem. § 10 AAG (KSW/Rossbach § 28d SGB IV Rn. 3). Gem. § 28e Abs. 4 SGB IV um-

fasst die Hauptunternehmerhaftung zusätzlich Zinsen und Säumniszuschläge auf den Gesamtsozialversicherungs-

beitrag. 

 Die Hauptunternehmerhaftung gem. § 28e Abs. 3a SGB IV greift nach § 28e Abs. 3b SGB IV erst ab einer Min-

destauftragssumme von 275.000 Euro, wobei für die Schätzung § 3 der Vergabeverordnung gilt.  

 

 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=44811&pos=0&anz=1
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/KORE231102010
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/KORE231102010


 
43 

 

  Gem. § 28e Abs. 3b SGB IV entfällt die Haftung, soweit und solange der HU präqualifizierte NU (siehe Fn. 15) 

einsetzt. Ferner kann sich der HU durch Vorlage von lückenlosen Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugs-

stellen (Krankenkassen) exkulpieren (enthaften), § 28e Abs. 3f SGB IV (siehe Fn. 16). 

 

4
   Die Beiträge zur Gesetzlichen Unfallversicherung gehören nicht zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Sie wer-

den durch die zuständige Unfallversicherung, im Baugewerbe die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG 

BAU), durch Beitragsvorschüsse (§ 164 Abs. 1 SGB VII) und eine nach Ablauf des Umlagejahres endgültig festge-

legte Umlage erhoben. Maßgeblich für die Höhe sind Gefahrklasse und Beitragsfuß. Siehe zur Beitragserhebung 

auf der Homepage der BG BAU unter www.bgbau.de > Themen > Mitgliedschaft und Beitrag > Beitrag für Unter-

nehmen. 

 Die Hauptunternehmerhaftung gem. § 150 Abs. 3 SGB VII greift erst ab einer Mindestauftragssumme von 275.000 

Euro, wobei für die Schätzung § 3 der Vergabeverordnung gilt, § 150 Abs. 3 S. 1 SGB VII, § 28e Abs. 3d SGB IV. 

Gem. § 28e Abs. 3b SGB IV, § 150 Abs. 3 S. 1 SGB VII entfällt die Haftung, soweit und solange der HU präqualifizierte 

NU (siehe Fn. 15) einsetzt. Ferner kann sich der HU durch Vorlage von lückenlosen qualifizierten Unbedenklich-

keitsbescheinigungen des zuständigen Unfallversicherungsträgers exkulpieren (enthaften), § 150 Abs. 3 S. 2 SGB 

VII, § 28e Abs. 3f SGB IV (siehe Fn. 16). 

 

5
   Die Haftung betrifft die gesamte Nachunternehmerkette. Der Urlaubskassenbeitrag (vgl. § 5 Nr. 3 AEntG) ist der 

Anteil des an die ULAK (§ 3 Abs. 3 VTV) abzuführenden Sozialkassenbeitrags, der für das Urlaubsverfahren aufzu-

bringen ist. Im Jahr 2025 beträgt er 15,1 % der Bruttolohnsumme (§ 15 VTV). 

 

6
   Die Haftung betrifft die gesamte Nachunternehmerkette. Nach dem Scheitern der Mindestlohnschlichtung zu Be-

ginn des Jahres 2022 gibt es keinen neuen Bau-Branchenmindestlohn mehr. Für die Nachunternehmerhaftung 

tritt der jeweils geltende gesetzliche Mindestlohn an die Stelle des Branchenmindestlohns. Dieser gilt seit dem 

01.01.2015 und beträgt derzeit 12,85 Euro pro Zeitstunde (seit 01.01.2025; ab 01.01.2026: 13,90 Euro, ab 

01.01.2027: 14,60 Euro) für jedes Arbeitsverhältnis in Deutschland. Die in § 13 MiLoG normierte Haftung ent-

spricht wegen des Verweises derjenigen für die branchenspezifischen Mindestlöhne nach § 14 AEntG.  

 Eine Haftung kann bei entsprechender Beauftragung für die Lohnuntergrenzen des Ausbaugewerbes bestehen. 

Die aktuellen Werte können unter www.bmas.de > Arbeit > Arbeitsrecht > Entsendung von Arbeitnehmern > Bran-

chenmindestlöhne im Sinne des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes abgerufen werden. Ihre Geltung ergibt sich aus 

dem jeweiligen Mindestlohntarifvertrag i.V.m. der Allgemeinverbindlicherklärung, die regelmäßig durch Rechts-

verordnung (§ 7 AEntG) erfolgt. Die Haftung besteht dann gem. § 14 S. 2 AEntG nur für das Nettoentgelt. Dies ist 

der Betrag, der nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen an den AN auszuzahlen ist. In Entsen-

defällen sind die nach ausländischem Recht abzuziehenden Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zu berück-

sichtigen (Koberski/Asshoff/Eustrup/Winkler, AEntG, 3. Aufl., § 14 Rn. 23 - 33). 
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7
   Nach § 48 Abs. 1 S. 1 EStG ist der Empfänger einer Bauleistung grds. verpflichtet, von der Gegenleistung (maßgeb-

lich ist der Bruttobetrag) einen Steuerabzug von 15 % für Rechnung des Leistenden vorzunehmen. Wichtigste 

Ausnahme: Wenn der Leistende dem Leistungsempfänger eine im Zeitpunkt der Gegenleistung gültige Freistel-

lungsbescheinigung nach § 48b Abs. 1 S. 1 EStG vorlegt, hat kein Steuerabzug zu erfolgen. Zu beachten ist, dass 

der HU im Verhältnis zum Auftraggeber als Leistender gilt, auch wenn er selbst keine Bauleistungen ausführt, 

sondern lediglich abrechnet; im Verhältnis zu Subunternehmern ist er Leistungsempfänger und grds. zum Abzug 

verpflichtet. Der Steuerabzug ist unabhängig davon, ob der Leistende im Inland oder Ausland ansässig ist. 

 

8
   Bei Einsatz inländischer NU: Für bestimmte Bauleistungen gem. § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG schuldet der Leistungs-

empfänger die Umsatzsteuer, wenn er selbst nachhaltig Bauleistungen erbringt. Davon ist auszugehen, wenn dem 

Leistungsempfänger eine im Zeitpunkt der Gegenleistung gültige Bescheinigung („USt 1 TG“ - Bescheinigung) von 

seinem Finanzamt erteilt wurde. Die vorgenannten Regelungen sind seit dem 01.10.2014 in Kraft. Welche Bauleis-

tungen zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers führen, kann anhand der nicht abschließenden Posi-

tiv-/Negativliste des Bundesministeriums der Finanzen in Abschnitt 13b.2 Umsatzsteuer-Anwendungserlass ge-

prüft werden. Demnach sind die in § 1 Abs. 2 und § 2 der Baubetriebe-Verordnung genannten Leistungen regel-

mäßig Bauleistungen i. S. d. § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG, wenn sie im Zusammenhang mit einem Bauwerk ausgeführt 

werden, wobei der Begriff des Bauwerks weit ausgelegt wird. Entscheidend ist, dass sich die Leistung unmittelbar 

auf die Substanz des Bauwerks auswirkt. Bestehen Zweifel, ob eine Bauleistung nach § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG 

vorliegt, kann die sogenannte Vereinfachungsregelung des § 13b Abs. 5 S. 7 UStG in Anspruch genommen werden. 

 

 Bei Einsatz ausländischer NU: Leistet ein ausländischer Unternehmer, bestimmt sich die Steuerschuldnerschaft 

des Leistungsempfängers ausschließlich nach § 13b Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 S. 1 UStG, so dass es dann nicht 

darauf ankommt, ob es sich um Bauleistungen handelt oder ob der Leistungsempfänger seinerseits nachhaltig 

Bauleistungen erbringt.  

 

9
    Mit den am 30.07.2020 in Kraft getretenen Änderungen im AEntG, welche die Vorgaben der revidierten Entsen-

derichtlinie umsetzen, zählen im Baugewerbe nunmehr auch folgende im allgemeinverbindlichen BRTV geregelte 

Arbeitsbedingungen zu den zwingend einzuhaltenden Mindestarbeitsbedingungen: 

- Nachtarbeitszuschläge (§ 3 Nr. 5.2 i.V.m. § 3 Nr. 6 BRTV) 

- Sonn- und Feiertagszuschläge (§ 3 Nr. 5.3 i.V.m. § 3 Nr. 6 BRTV) 

- Erschwerniszuschläge (§ 6 BRTV) 

- Fahrtkostenabgeltung (§ 7 Nr. 3.1 BRTV) 

- Kosten der An- und Abreise (§ 7 Nr. 4.4 BRTV) 
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- Kosten der Wochenendheimfahrten (§ 7 Nr. 4.5 BRTV) 

- Verpflegungszuschuss (§ 7 Nr. 3.2, Nr. 4.2 BRTV) 

-  Wegezeitentschädigung (§ 7 Nr. 4.1 BRTV). 

    

10   Nach § 14 GewO ist grds. anzeigepflichtig der selbständige Betrieb eines stehenden Gewerbes, einer Zweignie-

derlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle. Eine Zweigniederlassung wird angenommen, wenn eine selb-

ständige Organisation vorliegt mit selbständigen Betriebsmitteln und gesonderter Buchführung und die Geschäfts-

leitung selbsttätig dort Geschäfte abschließt; eine unselbständige Zweigniederlassung wird angenommen bei ei-

ner örtlichen Anlage oder Einrichtung, die der Ausübung eines Gewerbes dient, wie z.B. ein Auslieferungslager. 

Kurzfristige Arbeiten auf einzelnen Baustellen stellen in der Regel keine Zweigniederlassung oder Zweigstelle dar. 

Anders kann dies sein bei einer Großbaustelle z.B. mit eigenem Containerbüro, insbesondere wenn dort Geschäfte 

mit Dritten abgeschlossen werden (Merkblatt Bundesministerium für Wirtschaft vom 04.03.1997, Az. II B 2-

139109/11).  

 

 Bei Arbeiten „über die Grenze hinweg“ wie z.B. Bau-, Montage-, Reparaturarbeiten von insgesamt bis zu 3 Tagen 

wird eine Gewerbeanmeldung nicht als erforderlich angesehen (Frikell/Hofman/Platzer/Seit, Ausländische Ar-

beitskräfte Bau, 3. Aufl., Seite 78 Rn. 78). 

 

 Seit dem 01.01.2015 besteht für alle Gewerbeämter die Verpflichtung, Gewerbeanzeigen auf Anhaltspunkte für 

Scheinselbständigkeit zu überprüfen (vgl. Abschnitt IV) und Verdachtsfälle an die Behörden der Zollverwaltung zu 

übermitteln (§ 3 GewAnzV). 

 

11
   Gem. § 1 Abs. 1 HwO ist der selbständige Betrieb eines zulassungspflichtigen Handwerks nur den in der Hand-

werksrolle eingetragenen Personen / Gesellschaften gestattet. Nach § 1 Abs. 2 HwO liegt ein zulassungspflichtiges 

Handwerk vor, wenn es ein Gewerbe vollständig umfasst, das in der Anlage A zur HwO aufgeführt ist (wie z.B. 

Maurer und Betonbauer, Straßenbauer, Zimmerer, Dachdecker, Gerüstbauer, Wärme-, Kälte-, Schallschutzisolie-

rer) und diese Tätigkeit handwerksmäßig betrieben wird (Gegensatz ist der sog. Industriebetrieb, zu dessen Nach-

weis aber allein die Mitgliedschaft bei der IHK oder die Eintragung im Handelsregister nicht (!) ausreichen, sog. 

dynamischer Handwerksbegriff). Der Akustik- und Trockenbau ist kein Handwerk im Sinne der Anlage A. Vorsicht 

geboten ist bei Garten- und Landschaftsbau-Betrieben, die Straßenbauleistungen ausführen, nicht in die Hand-

werksrolle eingetragen sind und auch keine Ausnahmebewilligung besitzen. In Anlage B zur HwO sind handwerks-

ähnliche Gewerbe (§ 18 Abs. 2 HwO) aufgeführt, die bei der Handwerkskammer lediglich anzeigepflichtig sind (wie 

z.B. Eisenflechter, Bautrocknungsgewerbe, Asphaltierer (ohne Straßenbau), Fuger (im Hochbau), Betonbohrer und 

-schneider). Achtung: Die IHK-Mitgliedschaft oder die Handelsregister-Eintragung können eine notwendige Ein-

tragung in die Handwerksrolle nicht ersetzen! 
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  Für NU eines Mitgliedstaates der EU oder eines anderen Vertragsstaates des EWR oder der Schweiz gilt die 

EU/EWR-Handwerk-Verordnung. Sie haben erleichterte Zugangsvoraussetzungen für die Eintragung in die Hand-

werksrolle nach § 2 (ständig) oder § 7 (vorübergehend) EU/EWR-Handwerk-Verordnung. Nach § 7 EU/EWR-

Handwerk-Verordnung ist ihnen, wenn sie im Inland keine gewerbliche Niederlassung unterhalten, die vorüber-

gehende und gelegentliche Erbringung von Dienstleistungen in einem Handwerk der Anlage A gestattet, wenn sie 

in einem dieser Staaten zur Ausübung vergleichbarer Tätigkeiten rechtmäßig niedergelassen sind. Eine entspre-

chende Bescheinigung oder ein Tätigkeitsnachweis sind der zuständigen Behörde vor dem erstmaligen Tätigwer-

den schriftlich anzuzeigen. Ist dies erfolgt, darf die Tätigkeit sofort nach der Anzeige erbracht werden, § 8 Abs. 2 

EU/EWR-Handwerk-Verordnung. 

 

12
   Der Inhalt des Gewerbezentralregisters ergibt sich aus § 149 Abs. 2 GewO: 

- Verwaltungsentscheidungen (z.B. Erlaubnisse) einschließlich etwaiger Verzichte im Verwaltungsverfahren 

- Geldbußeentscheidungen und strafrechtliche Verurteilungen wegen bei oder in Zusammenhang mit der Ge-

werbeausübung begangener Ordnungswidrigkeiten und Straftaten.  

  Bei Geldbußen erfolgt die Eintragung ab einer Höhe von 200 Euro (§ 149 Abs. 2 Nr. 3 GewO). 

 

13
   Das Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) regelt abschließend die zur Eintragung von Unternehmen im Wettbe-

werbsregister führenden Straftaten und Ordnungswidrigkeiten. Eingetragen werden zum einen rechtskräftige 

Verurteilungen, Strafbefehle oder bestandskräftige Bußgeldentscheidungen wegen der Delikte, die gemäß § 123 

Abs. 1 und Abs. 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zwingend zum Ausschluss aus dem 

Vergabeverfahren führen (u.a. Geldwäsche, Vorenthalten von Sozialabgaben, Steuerhinterziehung).  Zum anderen 

werden diejenigen fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 GWB (Kartellrechtsverstöße und Verstöße gegen 

bestimmte arbeitsrechtliche Vorschriften) eingetragen, die die Vergabestellen bisher im Gewerbezentralregister 

abfragen mussten.  Öffentliche Auftraggeber (§ 99 GWB), Sektorenauftraggeber (§ 100 GWB) und Konzessionsge-

ber (§ 101 GWB) müssen das Wettbewerbsregister abfragen, wenn die Schwellenwerte erreicht sind. Die Abfra-

gepflicht gilt nur für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll. Die Pflicht zur Abfrage des Wettbewerbsregisters 

nach § 6 WRegG hat die bisherige Pflicht zur Abfrage des Gewerbezentralregisters vollständig ersetzt. Die Mög-

lichkeit zur parallelen Abfrage beider Register bestand bis zum 31. Mai 2025 und ist nun entfallen.  

 

14 

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) verfolgt das Ziel, die internationale Menschenrechtslage zu ver-

bessern, indem es Anforderungen an ein verantwortungsvolles Management von Lieferketten festlegt. Es gilt seit 

dem 01.01.2023 für Unternehmen mit Sitz in Deutschland sowie für ausländische Unternehmen mit einer Zweig-

niederlassung gemäß § 13d HGB. Seit dem 01.01.2024 sind auch Unternehmen mit mindestens 1.000 Beschäftig-

ten in Deutschland vom Gesetz erfasst (zuvor: ab 3.000 Beschäftigten). Zur Erfüllung der gesetzlichen Pflichten 

sollten Hauptunternehmen (HU) ihre Nachunternehmen (NU) vertraglich zur Einhaltung der Sorgfaltspflichten 
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verpflichten. Diese Verpflichtung wird auf die NU übertragen, um die Haftung des HU zu minimieren. Dies hat 

direkte Auswirkungen auf die vertraglichen Beziehungen innerhalb der Lieferkette. 

Ein Verstoß gegen das LkSG stellt seit dem 01.01.2023 einen Ausschlussgrund bei öffentlichen Ausschreibungen 

dar. Gemäß § 22 LkSG können Unternehmen von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen werden, wenn 

sie rechtskräftig wegen einer Ordnungswidrigkeit nach dem LkSG mit einer Geldbuße von mindestens 175.000 

Euro belegt wurden. Der Ausschluss kann bis zu drei Jahre dauern, wobei die konkrete Dauer im Einzelfall festge-

legt wird. Eine Selbstreinigung gemäß § 125 GWB kann zur Wiederzulassung führen; nach erfolgreicher Selbstrei-

nigung muss der Ausschluss aufgehoben werden. 

Im Zuge der europäischen Bestrebungen zur Stärkung unternehmerischer Verantwortung hat die Europäische 

Kommission am 23.02.2022 den Entwurf einer Richtlinie über Nachhaltigkeitspflichten von Unternehmen (Cor-

porate Sustainability Due Diligence Directive – CSDDD) vorgestellt. Diese Richtlinie verfolgt einen umfassenderen 

Ansatz als das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) und erweitert sowohl den Kreis der betroffe-

nen Unternehmen als auch die inhaltlichen Anforderungen an die unternehmerische Sorgfaltspflicht. 

Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU am 05.07.2024 und dem Inkrafttreten am 25.07.2024 wurde ein 

bedeutender Schritt zur Vereinheitlichung der menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten auf 

europäischer Ebene vollzogen. Die Richtlinie sieht unter anderem vor, dass künftig auch Unternehmen mit mehr 

als 500 Beschäftigten und einem weltweiten Jahresumsatz von über 150 Mio. Euro erfasst werden. 

Das deutsche LkSG bleibt bis spätestens Juli 2027 in Kraft und wird anschließend durch die nationale Umsetzung 

der CSDDD ersetzt. 

 

15
   Die Präqualifikation im Sinne von § 6b Abs. 1 VOB/A bzw. § 6b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 VOB/A-EU stellt eine wettbewerbs-

unabhängige Eignungsprüfung dar, bei der Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachgewiesen wor-

den sind. Eine Präqualifikation des NU lässt gem. § 28e Abs. 3b SGB IV die HU-Haftung in der Sozialversicherung 

(Gesamtsozialversicherungsbeiträge und Unfallversicherungsbeiträge) entfallen, solange sie besteht. Da ihr u.a. 

die in den Fn. 16-18 beschriebenen Bescheinigungen zugrunde liegen, führt die Präqualifikation gegenüber der 

Vorlage von Einzelbescheinigungen zu einer starken Reduzierung des Prüfungs- und Kontrollaufwandes. Das Be-

stehen einer Präqualifikation kann auf der Homepage des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen 

e.V. unter www.pq-verein.de > pq-liste festgestellt werden. Unternehmen, Registriernummer und die fachlichen 

Leistungsbereiche der Präqualifikation sind frei einsehbar. Mit Zugangsdaten (Nutzername und Kennwort), die 

der HU von seinen präqualifizierten NU unbedingt anfordern sollte, können weitere Einzelheiten, u.a. die zu-

grunde liegenden verschiedenen Unbedenklichkeitsbescheinigungen, abgerufen werden. Die Präqualifizierungs-

stellen dürfen öffentlichen Auftraggebern bei berechtigtem Interesse Informationen zu den präqualifizierten Un-

ternehmen geben. Auch die BG BAU erhält entsprechende Auskünfte. Ein HU kann Informationen über ein präqua-

lifiziertes Unternehmen zur Exkulpation erhalten, wenn dieses Unternehmen dem HU eine entsprechende Voll-

macht erteilt. Die Leitlinie für die Durchführung eines Präqualifikationsverfahrens kann unter www.pq-verein.de 

> Downloads > Leitlinie mit Anlagen abgerufen werden. Allerdings führt die Präqualifizierung nur zu einer 

 

http://www.pq-verein.de/
http://www.pq-verein.de/
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Enthaftungsmöglichkeit, soweit und solange der NU tatsächlich präqualifiziert ist. Die Nachweisführung ist derzeit 

nur durch tagesaktuelle Screenshots möglich  

 

16
   Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Einzugsstellen (= Krankenkassen) müssen lückenlos ab Vertragsschluss 

bis zur Abnahme (bislang gerichtlich ungeklärt, ob auch der Gewährleistungszeitraum umfasst sein muss) vorlie-

gen, haben regelmäßig nur eine Gültigkeitsdauer von drei Monaten und weisen die Anzahl der AN, die bei der 

ausstellenden Krankenkasse versichert sind, aus. Die Anzahl der in den Bescheinigungen genannten Personen 

muss ausreichen, um die Arbeiten durchführen zu können. Kopien der Original-Bescheinigungen der Einzugsstel-

len werden anerkannt. Seit dem 01.01.2022 sind die Unbedenklichkeitsbescheinigungen der Krankenkassen ver-

einheitlicht; seit Juli 2022 sind sie im Abonnement erhältlich.  

 

17
   Die qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der BG BAU enthält Angaben über die Zugehörigkeit zur BG 

BAU, die bei der BG BAU veranlagten Unternehmensteile, die Höhe der Arbeitsentgelte, die geleisteten Beitrags-

zahlungen sowie die zeitliche Gültigkeit der Bescheinigung. (§ 150 Abs. 3 S. 2 SGB VII). Sie muss lückenlos ab Ver-

tragsschluss bis zur Abnahme (bislang ungeklärt, ob auch der Gewährleistungszeitraum umfasst sein muss) vor-

liegen. Mit Urteil vom 24.09.2025, B 2 U 14/23, hat das BSG entschieden, dass eine Plausibilitätsprüfung der Un-

bedenklichkeitsbescheinigung(en) nicht notwendig ist, da der Gesetzgeber ein System zur Vereinheitlichung und 

Vereinfachung der Generalunternehmerhaftung geschaffen habe, wonach die Vorlage von lückenlosen Unbe-

denklichkeitsbescheinigungen ausreichend sei.  

 Die Bescheinigung kann von Unternehmen telefonisch oder online (über „Online antworten“ unter 

www.bgbau.de/ub-anfordern oder über das Onlineportal „meine BG BAU“ unter https://meine.bgbau.de) bean-

tragt werden (auch im Abonnement). Sofern der NU für den HU eine Vollmacht einreicht, können Unbedenklich-

keitsbescheinigung direkt bei der BG BAU postalisch (www.bgbau.de/ub-vollmacht) oder online über „meine BG 

BAU“ (s.o.) mit zuvor ertelter Zugangsberechtigung des Nachunternehmers angefordert werden. Der zu wählende 

Weg kann zwischen Haupt- und Nachunternehmer vereinbart werden. Die BG BAU bietet eine gemeinsame Voll-

macht mit der SOKA-BAU und den Krankenkassen an. Damit kann zugleich eine qualifizierte SOKA-BAU-

Bescheinigung über den Nachunternehmer und eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Einzugsstellen bean-

tragt werden (siehe Fn. 16 und 18).  Die Unbedenklichkeitsbescheinigung enthält einen QR-Code für die Echtheits-

prüfung. Daher kann sie auch gescannt, abgespeichert, vervielfältigt und als Datei weitergereicht werden.  

  Achtung: Sofern der öffentliche Auftraggeber ausdrücklich die Vorlage eines Originaldokuments verlangt, muss 

dieses fristgerecht eingereicht werden. Wird stattdessen lediglich eine Kopie oder ein Scan vorgelegt, kann dies 

zum Ausschluss vom Vergabeverfahren führen. Unternehmen sollten daher frühzeitig klären, welche Form der 

Bescheinigung im jeweiligen Ausschreibungsverfahren gefordert ist. 
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18
   Die SOKA-BAU Enthaftungsbescheinigung enthält Angaben über die ordnungsgemäße Meldung und Zahlung der 

Sozialkassenbeiträge, die Anzahl der gemeldeten gewerblichen AN und die gemeldete Bruttolohnsumme. Ihre auf 

der Bescheinigung angegebene Gültigkeitsdauer beträgt grundsätzlich sechs Monate (abhängig von der bisheri-

gen Teilnahme am Sozialkassenverfahren) und befreit für diesen Zeitraum den HU bezogen auf die gemeldete 

Bruttolohnsumme von der Bürgenhaftung gegenüber SOKA-BAU. D.h. bei einer höheren Bruttolohnsumme wäh-

rend des NU-Einsatzes kann es noch zu einer anteiligen Haftung kommen. Der HU enthält die Enthaftungsbeschei-

nigung aufgrund einer Vollmacht des NU direkt von SOKA-BAU (auch im Abonnement möglich). Im Rahmen des 

Präqualifizierungsverfahrens werden die SOKA-BAU Enthaftungsbescheinigungen ebenfalls aufgrund einer Voll-

macht des NU von SOKA-BAU direkt an die Präqualifizierungsstelle gesandt. Vollmachtsformulare können unter 

www.soka-bau.de abgerufen werden. Darüber hinaus stellt SOKA-BAU auf Anforderung eine erweiterte Beschei-

nigung zur Verfügung, aus der die Erfüllung der Melde- und Zahlungspflichten sowie die Anzahl der Beschäftigten, 

gewerblichen Arbeitnehmer und Angestellten hervorgeht. Mit diesen Daten lässt sich überprüfen, ob es sich bei 

dem eingesetzten Nachunternehmen um ein tariftreues Unternehmen handelt. Es empfiehlt sich, eine solche 

Überprüfung auch während der Baumaßnahme und spätestens noch einmal vor dem Ausgleich der Schlussrech-

nung durchzuführen. Notwendig hierzu ist ebenfalls eine Vollmacht des Nachunternehmers. Das Formular kann 

auch für die Anforderung von Bescheinigungen bei den Einzugsstellen und der BG BAU genutzt werden (siehe Fn. 

16 und 17). 

 

19
   Beim Bürgenfrühwarnsystem erhält der HU von SOKA-BAU monatlich Auskunft, ob durch den NU ordnungsge-

mäße Meldung und Beitragszahlung erfolgt sind oder ob und in welcher Höhe Beitragsrückstände bestehen. Das 

Bürgenfrühwarnsystem basiert auf einer Vollmachterteilung des NU an den HU zur Einholung von Auskünften bei 

SOKA-BAU über monatliche Beitragsrückstände verbunden mit einer Bestätigung des NU, dass die Bruttolöhne für 

namentlich aufgelistete AN in den an SOKA-BAU gemeldeten Bruttolohnsummen enthalten sind. Infolgedessen 

kann der HU einem Haftungsrisiko frühzeitig begegnen, wird jedoch im Unterschied zu der SOKA-BAU Enthaf-

tungsbescheinigung (siehe Fn. 18) nicht von der Haftung gegenüber SOKA-BAU befreit. Vollmachtsformulare kön-

nen unter www.soka-bau.de abgerufen werden. 

 

20
   Nach Prüfung bescheinigt SOKA-BAU ggf., dass auf Grundlage der Angaben des Betriebes und etwaiger Mitglied-

schaft in einem Arbeitgeberverband einer anderen Branche als des Bauhauptgewerbes keine Verpflichtung zur 

Teilnahme am Sozialkassenverfahren der Bauwirtschaft besteht (Negativbescheinigung). Achtung: Stellt sich eine 

solche Bescheinigung als unzutreffend heraus, z.B. weil falsche Angaben gemacht wurden oder seit Ausstellung 

der Bescheinigung Änderungen eingetreten sind (z.B. neuerdings arbeitszeitlich überwiegend Tätigkeiten des Bau-

hauptgewerbes verrichtet werden), schützt eine solche Bescheinigung nicht vor einer Haftung nach § 14 AEntG! 

 

 

http://www.soka-bau.de/
http://www.soka-bau.de/
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21
   § 14 AEntG und § 13 MiLoG sehen keine Möglichkeit der Exkulpation von der Haftung für die Zahlung des 

Mindestlohnes vor. Bestätigen AN den Erhalt (mindestens) des Mindestlohnes für bestimmte Arbeitsstunden in 

einem bestimmten (vergangenen) Zeitraum (Mindestlohnbescheinigungen), kommt für diese Arbeitsstunden und 

diesen Zeitraum und in der entsprechenden Höhe eine HU-Haftung nicht in Betracht. Denn insoweit sind die 

Lohnansprüche der AN bereits erfüllt. Achtung: Solche Bescheinigungen sollten auf die Angabe des Zeitraums, die 

ausgewiesenen konkreten Arbeitsstunden und ggf. die richtige Höhe geprüft werden. Ferner wird man 

sicherheitshalber annehmen müssen, dass solche Bescheinigungen erst nach vorausgegangener Lohnabrechnung 

inhaltlich zutreffend erteilt werden können. Neben der Möglichkeit der Risikominimierung für die Vergangenheit 

besteht der Nutzen der Mindestlohnbescheinigungen im Wesentlichen in der Vermeidung des Vorwurfs einer 

Ordnungswidrigkeit aufgrund der Beauftragung eines „mindestlohnunzuverlässigen“ Auftragnehmers gem. § 23 

Abs. 1 Nr. 1 AEntG und § 21 Abs. 2 MiLoG und hinsichtlich etwaiger - rechtlich zu überprüfender - 

Vertragsgestaltungen wie Vertragsstrafenvereinbarungen oder Sonderkündigungsrechten. Die Haftung nach § 14 

AEntG und § 13 MiLoG setzt nach der Rechtsprechung, die bisher zu § 14 AEntG ergangen ist, voraus, dass ein 

Unternehmer eine eigene vertragliche Verpflichtung zur Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen 

übernommen hat und zur Erfüllung dieser Verpflichtung ein anderes Unternehmen beauftragt. Da eine Haftung 

nur im Rahmen eines solchen Auftraggeberverhältnisses auftreten kann, ist auch nur dort die Erteilung von 

Mindestlohnbescheinigungen sinnvoll (z.B. bei Beauftragung eines Unternehmens des Garten-, Landschafts- und 

Sportplatzbaus mit Tätigkeiten, die zur Erfüllung der eigenen vertraglichen Verpflichtungen dienen; hingegen aber 

nicht bei Beauftragung eines Steuerberaters oder eines Veranstaltungsdienstleisters, deren Tätigkeit nur dem 

Auftraggeber selbst und nicht dessen Verpflichtungen gegenüber einem weiteren Auftraggeber dient.  

  

Die aktuelle Situation, in der nach dem Scheitern der Mindestlohnverhandlungen zu Beginn des Jahres 2022 kein 

Bau-Branchenmindestlohn besteht und sich die Haftung auf Branchen-Mindestlöhne des Ausbaugewerbes und 

den gesetzlichen Mindestlohn beschränkt, kann jedoch zum Anlass genommen werden, den Bedarf von Mindest-

lohnbescheinigungen für das Bauhauptgewerbe neu zu bewerten: Der Vorwurf des Einsatzes mindestlohnunzu-

verlässiger Nachunternehmer spielte bisher in der Praxis keine Rolle. Zudem stellen Mindestlohnbescheinigungen 

nur einen - allerdings offensichtlich geeigneten - Weg dar, dem Vorwurf zu begegnen. Denkbar erscheint, sich 

nötigenfalls unter Verweis auf Preisniveau, Kalkulation und z.B. langjährig beanstandungsfreie Geschäftsbeziehun-

gen sowie Heranziehung weiterer Bescheinigungen (z.B. Steuerberater/in) zu verteidigen. Durch die  niedrigere 

Höhe des gesetzlichen Mindestlohns als Prüfmaßstab verringert sich das Risiko von Verstößen ebenfalls. Die Ent-

scheidung sollte unter Berücksichtigung der Risikobereitschaft und der konkreten Nachunternehmerverträge ein-

zelfallbezogen unter Abwägung des Aufwands der Anforderung und Kontrolle von Mindestlohnbescheinigungen, 

ggf. mit Beratung des Landesverbandes, getroffen werden. Bezüglich des Datenschutzes hat das OLG Brandenburg 

entschieden, dass ein berechtigtes Interesse nach Art. 6 Abs. 1f DGSVO vorliegt, wenn die Datenverarbeitung der 

Überprüfung der Einhaltung der Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns durch einen NU dient (OLG Branden-

burg Urteil vom 23.02.2022, Az. 4 U 111/21). Sollen weiterhin Mindestlohnbescheinigungen angefordert werden, 

kann dafür das unverbindliche Beispiel in Anhang C verwendet werden. 
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22
  Der Leistende kann gem. § 48b EStG bei dem für ihn zuständigen Finanzamt eine Freistellungsbescheinigung be-

antragen. Sie wird für längstens drei Jahre ausgestellt. Die Bescheinigung soll erteilt werden, wenn der Antrag-

steller glaubhaft macht, dass keine zu sichernden Steueransprüche bestehen, § 48b Abs. 2 EStG. Wird dem Antrag 

nicht entsprochen, erlässt das Finanzamt einen begründeten Bescheid, gegen den der Rechtsbehelf des Einspruchs 

statthaft ist. In Fällen, in denen die Freistellungsbescheinigung auf einen bestimmten Auftrag beschränkt ist, 

wird sie dem Leistungsempfänger im Original ausgehändigt; ansonsten genügt eine Kopie. Freistellungsbeschei-

nigungen sind von Leistungsempfängern, die unter die Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten der §§ 140 ff. 

AO fallen, nach § 147 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. Abs. 3 AO für sechs Jahre aufzubewahren. 

 

23
   Da es keine gesetzlichen Regelungen zur Vertragserfüllungs- und Mängelsicherheit gibt, werden entsprechende 

Sicherheiten regelmäßig vertraglich vereinbart. Dies erfolgt in Form einer Sicherheitsabrede, die Bestandteil des 

Bauvertrags ist. Bei Verträgen nach der VOB/B enthält lediglich § 17 VOB/B Regelungen zur Art der Sicherheits-

leistung sowie zum Umgang mit geleisteten Sicherheiten. Die grundsätzliche Frage, für welche Zwecke und in wel-

cher Höhe Sicherheiten zu leisten sind, bleibt jedoch auch in der VOB/B offen und muss individuell vereinbart 

werden. In der Praxis werden solche Vereinbarungen häufig über Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des 

Auftraggebers getroffen. Dabei ist stets zu prüfen, ob die jeweilige Regelung den Auftragnehmer unangemessen 

benachteiligt, da dies zur Unwirksamkeit der Klausel führen kann. Was unter einer „unangemessenen Benachtei-

ligung“ zu verstehen ist, wird durch die Rechtsprechung konkretisiert. Beispielhaft sei hier das Urteil des BGH 

vom 25.01.2022, Az. XI ZR 255/20 genannt: Ein formularmäßiger Ausschluss der Einrede der Anfechtbarkeit nach 

§ 770 Abs. 1 BGB im Bürgschaftsvertrag benachteiligt den Bürgen nicht unangemessen im Sinne von § 307 Abs. 1 

Satz 1, Abs. 2 Nr. 2 BGB. 

 

24
  Besonderes Augenmerk bei der Gestaltung von AGB hinsichtlich der Stellung von Sicherheiten ist darauf zu ver-

wenden, dass transparent dargestellt wird, für welche Zwecke die Sicherheiten jeweils gestellt werden. Ver-

tragserfüllungs- und Mangelhaftungsbürgschaft sind nicht auf erstes Anfordern zu vereinbaren. Eine Vorauszah-

lungsbürgschaft auf erstes Anfordern ist bei klarer Eingrenzung des Sicherungszweckes auf die Vorauszahlung 

hingegen möglich (OLG Düsseldorf, Urteil vom 24.01.2008, Az. 5 U 59/07). Eine Vorauszahlungsbürgschaft auf 

erstes Anfordern ist eine Sicherheit, bei der ein Bürge verpflichtet ist, eine geleistete Vorauszahlung sofort zurück-

zuzahlen, sobald der Gläubiger dies verlangt – ohne vorherige Prüfung der Anspruchsberechtigung. Der Bundes-

gerichtshof (Urteil vom 11.07.2024, Az. VII ZR 127/23) bestätigt, dass bei der Rückforderung aus einer Vorauszah-

lungsbürgschaft auf erstes Anfordern die allgemeinen Darlegungs- und Beweislastregeln gelten. Der Gläubiger 

muss darlegen, welche Leistungen erbracht wurden und welche Vergütung dem gegenübersteht. Die Entschei-

dung stärkt die Position des Bürgen und betont die Notwendigkeit einer transparenten Vertragsgestaltung. 

 

 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/duesseldorf/j2008/I_5_U_59_07urteil20080124.html
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25   Es muss klar definiert werden, für welchen Zeitraum die Sicherheit zu stellen ist. Insbesondere bei Verträgen nach 

der VOB/B wird häufig übersehen, dass gemäß § 17 Abs. 8 Nr. 2 S. 1 VOB/B Sicherheiten in der Regel bereits nach 

2 Jahren zurückzugewähren sind. Grundsätzlich sollte die Mängelsicherheit für den Zeitraum bis zur Verjährung 

des gesicherten Anspruchs gestellt werden.  

26   Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) ist davon auszugehen, dass eine Vertragserfüllungsbürg-

schaft zur Absicherung von Ansprüchen bis zur Abnahme des Werkes i.H.v. 10 % der Auftragssumme den Unter-

nehmer nicht unangemessen gemäß § 307 Abs. 1 BGB benachteiligt (BGH, Urteil vom 20.03.2014, Az. VII ZR 248/13 

und BGH, Urteil vom 07.04.2016, Az. VII ZR 56/15). Dies gilt aber für eine Vereinbarung zur Vertragserfüllungs-

bürgschaft nur insoweit, als die bis zur Abnahme entstandenen Ansprüche gesichert werden. Eine unangemessene 

Benachteiligung soll hingegen vorliegen, wenn eine Vertragserfüllungssicherheit auch für einen Zeitraum über die 

Abnahme hinaus wegen Mängelansprüchen i.H.v. 10 % der Auftragssumme zu stellen ist. Probleme ergeben sich 

damit dann, wenn zunächst eine Vertragserfüllungssicherheit i.H.v. 10 % vereinbart wird und diese sodann nach 

Abnahme in eine Gewährleistungssicherheit umgewandelt werden soll. Entsprechendes gilt, wenn andere Sicher-

heiten, wie z.B. die Abtretung von Ansprüchen, hinzutreten. Vorhandene Vertragsmuster sollten dahingehend 

(Übersicherung / kumulierte Sicherheiten) überprüft werden.  

 

27
   Die Haftung für Sozialversicherungsbeiträge gegenüber ausländischen Sozialversicherungsträgern ist rechtlich 

zweifelhaft. Bei Entsendefällen liegt ein Fall der „Einstrahlung“ des ausländischen Sozialversicherungsrechts vor 

(andernfalls bestünde Sozialversicherungspflicht in Deutschland), so dass die Vorschriften des SGB IV und SGB VII 

nicht anwendbar sind. Im Streitfalle sollte dringend Rechtsrat eingeholt werden! 

 

28
   SOKA-BAU bescheinigt dem Arbeitgeber bei Teilnahme am Urlaubskassenverfahren einer vergleichbaren Einrich-

tung auf Antrag die Befreiung von der Teilnahme am deutschen Urlaubskassenverfahren. Siehe dazu: www.soka-

bau.de > Arbeitgeber > Leistungen > Urlaubsverfahren > Entsendung in die EU und Schweiz. 

 

29
   Die A1-Bescheinigung erbringt den Nachweis der Sozialversicherungspflicht in dem ausstellenden EU-

Mitgliedstaat. Gleiches gilt für Entsendungen aus Island, Liechtenstein, Norwegen, der Schweiz und dem Vereinig-

ten Königreich Großbritannien und Nordirland. D.h. während der Dauer der Entsendung des AN nach Deutschland 

ist weiterhin das System der sozialen Sicherheit des Entsendelandes anwendbar. Zugleich ist die Anwendung deut-

schen Sozialversicherungsrechts ausgeschlossen. Die Bescheinigung verpflichtet den Arbeitgeber, die Sozialversi-

cherung entsprechend den im Heimatland des AN geltenden Regelungen durchzuführen. Beschäftigte aus den 

Mitgliedstaaten, die keine A1-Bescheinigung vorlegen, unterliegen deutschem Sozialversicherungsrecht. Die Be-

scheinigung kann nur auf Antrag von den zuständigen Behörden im Heimatland des AN ausgestellt werden. 

  

 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=67527&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=74616&pos=0&anz=1
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30
 Zuständig ist die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) der Bundesagentur für Arbeit, Villemombler Str. 

76, 53123 Bonn; Telefon: +49 (0)228 713 1313, Fax: +49 (0)228 713 270 1111, Mail: zav@arbeitsagentur.de, 

https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/zav/startseite.  

 

31
  Gem. § 1 Abs. 1a AÜG müssen folgende vier Voraussetzungen erfüllt sein: 1. Die ARGE muss zur Herstellung eines 

konkreten Werkes gebildet werden, 2. der Arbeitgeber muss Mitglied der ARGE sein, 3. für alle ARGE-Mitglieder 

müssen Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges gelten und 4. aufgrund des ARGE-Vertrages müssen alle Mit-

glieder zur selbständigen Erbringung von Vertragsleistungen verpflichtet sein. Sind alle Voraussetzungen erfüllt, 

liegt keine AÜ vor und das AÜG findet auf die Abordnung der AN an die ARGE keine Anwendung (Hinweise zur 

DACH-ARGE siehe Brettschneider/Magiera, Arbeitnehmerüberlassung in der Bauwirtschaft, 2. Aufl., Abschnitt 1.3). 

 

32  Gefahrtarifstellen des Bauhauptgewerbes: Bauwerksbau (Tarifstelle 100), Verkehrswege-, Erd- und Leitungsbau 

(Tarifstelle 300), Spezialtiefbau (Tarifstelle 350). 

 

33  Branchen mit allgemeinverbindlichen oder erstreckten Mindestlohn-Tarifverträgen nach dem TVG oder dem A-

EntG: Dachdeckerhandwerk, Elektrohandwerke, Gerüstbauerhandwerk, Aus- und Weiterbildung, Gebäuderei-

nigerhandwerk, Pflegebranche, Schornsteinfegerhandwerk sowie die Zeitarbeitsbranche.  

 

34  Bereiche mit Einschränkungen von der Allgemeinverbindlicherklärung:  

- holz- und kunststoffverarbeitende Industrie 

- Sägeindustrie und übrige Holzbearbeitung 

- Steine- und Erdenindustrie 

- Mörtelindustrie 

- Transportbetonindustrie  

- chemische oder kunststoffverarbeitende Industrie 

- Metall- und Elektroindustrie. 
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Anhang C 

Arbeitnehmer-Erklärung zum Mindestentgelt 

 

Bauvorhaben  ……………………………………… 

 

Bauauftraggeber  ……………………………………… Bauvertragsnummer ……………… 

 

Mein Arbeitgeber hat mich über § 13 des deutschen Mindestlohngesetzes (MiLoG) i.V.m. § 14 des deutschen Arbeit-

nehmer-Entsendegesetzes (AEntG) unterrichtet. Nach diesen Vorschriften haften Unternehmer, die Bauaufträge ver-

geben, für die Verpflichtungen des Auftragnehmers und weiterer Nachunternehmer und beauftragter Verleiher auf 

Zahlung des Mindestentgeltes an deren Arbeitnehmer nach dem AEntG. Die Vorschrift des § 14 AEntG lautet: 

1Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen beauftragt, haftet für die Verpflich-

tungen dieses Unternehmers, eines Nachunternehmers oder eines von dem Unternehmer oder einem Nachunternehmer beauftragten Ver-

leihers zur Zahlung des Mindestentgelts an Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen oder zur Zahlung von Beiträgen an eine gemeinsame 

Einrichtung der Tarifvertragsparteien nach § 8 wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. 2Das Mindestentgelt im 

Sinne des Satzes 1 umfasst nur den Betrag, der nach Abzug der Steuern und der Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung 

oder entsprechender Aufwendungen zur sozialen Sicherung an Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen auszuzahlen ist (Nettoentgelt). 

Zur Ablösung der zur Abdeckung des Haftungsrisikos gegebenen Sicherheiten ist regelmäßig nachzuweisen, dass der 

Arbeitgeber seinen Verpflichtungen zur Zahlung des Mindestentgelts nachgekommen ist. 

Vor diesem Hintergrund bestätige ich, 

Vor- und Nachname …………………………………………………………………………………. 

Arbeitgeber …………………………………………………Baustellenausweis-Nr. ……………..., 

dass meine Vergütung für jede tatsächlich geleistete Arbeitsstunde mindestens 

 

 

          □             12,82 € brutto 

□ ab 01.01.2026 13,90 € brutto 

□ ab 01.01.2027 14,60 € brutto 

 

 

beträgt und ich unter Abzug von Steuern und Sozialversicherung den Nettobetrag daraus für  

den Zeitraum ……………………………, in dem ich ………………. Arbeitsstunden geleistet  

habe, ausgezahlt bekommen habe. 

 

Ich versichere ausdrücklich, dass neben den gesetzlichen Abzügen keine weiteren Abzüge von meinem Bruttolohn 

erfolgt sind. 

Ich bin damit einverstanden, dass diese Erklärung den Auftraggebern vorgelegt wird. 

 

…………………………………………..                          ……………………………………………. 

Ort, Datum              Unterschrift des Arbeitnehmers 
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Anhang D 
Merkblatt für Baustellenleiter* 

 
 
 
 
Bei einer Kontrolle sind SOFORT zu informieren: 
 
- …………….……………………….. Tel.-Nr.: ……………..…………... E-Mail:…………………..…………... 
- …………….……………………….. Tel.-Nr.: ……………..…………... E-Mail:…………………..………..…. 
- …………….……………………….. Tel.-Nr.: ……………..…………… E-Mail:…………………..…………... 
- …………….……………………….. Tel.-Nr.: ……………..…………... E-Mail:…………………..………..… 
- …………….……………………….. Tel.-Nr.: ……………..…………... E-Mail:……………………..………... 
 
 
Baustellenüberprüfungen/-kontrollen 
 
Bitte beachten Sie, dass die Beamten/Kontrolleure sehr viel Erfahrung mit derartigen Situationen haben. Es wird 
unauffällig versucht, an möglichst viele Informationen zu kommen. Daher erteilen Sie nur strikt und höflich die 
Auskünfte, die zwingend geboten sind. Gleiches gilt für Unterlagen. Weitere Informationen können nicht helfen, im 
schlimmsten Fall schaden sie. 
 

Getreu nach dem Motto: Man kann sich nur reinreden, nicht rausreden! 

 

Allerdings sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach § 5 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz verpflichtet, an 

Baustellenkontrollen mitzuwirken, d.h. Auskünfte zu geben. Zu folgenden Auskünften sind Sie verpflichtet: 

 

- Name 

- beschäftigt bei ... (eigene Firma) 

- Anschrift von ... (eigene Firma) 

- Krankenkasse 

- Höhe des Arbeitslohnes 

- Personalausweis, Pass oder ggf. Ausweisersatzdokument 

 

Bei Fragen zu Nachunternehmern sind folgende Informationen zu geben: 

 

- Name des (eigenen) Nachunternehmers 

- arbeitet im Werkvertrag für ... (eigene Firma) 

- arbeitet völlig selbstständig - keine Vermischung mit Personal der eigenen Firma 

- keinerlei direkte Anweisungen an einzelne Arbeitnehmer des Nachunternehmers, außer bei 

Arbeitssicherheitsbelangen! ("Sie da, Helm aufsetzen!") 

- bei Einsatz von osteuropäischem Personal haben Sie Kopien von den Arbeitserlaubnissen vom Nachunternehmer 

vorliegen und können diese bei Befragung der Beamten vorzeigen. 

 

Alle weiteren Unterlagen werden den Beamten von der zuständigen Abteilung der eigenen Firma zugesandt (sofern 

gefordert). Ebenso werden alle weiteren Detailfragen von der Zentrale beantwortet. 

 

Damit dieses auch reibungslos und schnell erledigt werden kann, füllen Sie bitte das anliegende Formular (Anlage 10) 

im Falle von Baustellenkontrollen aus. 

 

Die Meldung muss auch ausgefüllt werden, wenn keine Beanstandungen von den Ämtern festgestellt werden. 

Die prüfenden Beamten haben in der Regel eine Prüfungsverfügung dabei. Fertigen Sie für die Zentrale eine Kopie,  

z.B. ein Foto mit dem Handy/Smartphone. 

 

Ein wichtiger Punkt ist, dass einer Mitnahme von baustelleneigenen Unterlagen förmlich und unverzüglich zu 

widersprechen ist. 
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Hat der Widerspruch keinen Erfolg, so hat sich der Baustellenleiter seinen Widerspruch auf dem beigefügten Muster 

(Anlage 11) bestätigen und die evtl. Mitnahme der Unterlagen quittieren zu lassen.  

 

In den meisten Fällen genügt es, wenn der Baustellenleiter die Herausgabe bzw. Mitnahme von Unterlagen verneint. 

Die Beamten kennen in der Regel ihren Kompetenzrahmen und versuchen nur manchmal, die andere Seite zu 

verunsichern.  

 

Entscheidend ist, dass Unterlagen, die ohne Ihre Erlaubnis mitgenommen werden, im Falle eines Ermittlungsverfahrens 

nicht gegen die eigene Firma verwandt werden können.  

 

Alle ggf. erforderlichen Unterlagen erhalten die Behörden unverzüglich von der Zentrale. 

 

Seien Sie auch hier höflich und kooperativ. Aber Sie haben eine Zentrale, die diese Dinge koordiniert.  

Die Vergangenheit hat bewiesen, dass „weniger oft mehr ist“. 
 

Bitte bewahren Sie Ruhe bei Überprüfungen und antworten Sie nur auf die Fragen, die Ihnen gestellt werden und die 

beantwortet werden müssen. Alle darüber hinaus gehenden Fragen möchten bitte an die zuständigen Stellen in der 

eigenen Firma gestellt werden.  

 

Verwenden Sie aber nicht die Formulierungen: „Das darf ich Ihnen nicht sagen - das geht Sie nichts an!“ Lieber: 
„Darüber habe ich keine Kenntnisse, die Fragen kann Ihnen Herr…/Frau… beantworten. 
Bitte wählen Sie die Tel-Nr...“.  
 

Wir hoffen, Ihnen hiermit einen kleinen Leitfaden gegeben zu haben.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

*Auszug aus Bundesfachabteilung Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz, Kaufmännischer Brief Nr. 5: 

Nachunternehmereinsatz auf der Baustelle - Verantwortlichkeit der Bauleitung bei Kontrollen durch Behörden und 

Haftungsfällen, April 2019, 5. überarbeitete Auflage 

 

 



Unterstützen Sie den Zoll! 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind gesetzlich 

verpflichtet, bei Prüfungen mitzuwirken. 

Sie haben insbesondere 

■ die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 

■ Unterlagen vorzulegen und 

■ das Betreten der Grundstücke und der Geschäfts- 

räume des Arbeitgebers zu dulden. 

Die Beschäftigten des Zolls tun alles, um Prüfungen 

zügig und ohne große Belastung des Arbeitsablaufs 

durchzuführen. Ihre Unterstützung bei der Durchfüh- 

rung der Prüfungen und die Vorlage der erforderlichen 

Unterlagen tragen hierzu bei. 

Es besteht die Möglichkeit eines – auch anonymen – Hin- 

weises auf Schwarzarbeit bei den Hauptzollämtern. 

Bei Fragen zum Thema Schwarzarbeit und illegale 

Beschäftigung wenden Sie sich bitte an Ihr örtlich 

zuständiges Hauptzollamt. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter www.zoll.de 

Ergänzende Unterlagen, die die Prüfung 

beschleunigen 

Von Arbeitnehmern: 

■ Arbeitsgenehmigung EU

■ Nebeneinkommensbescheinigung 

■ Entsendebescheinigung A 1 

Von Arbeitgebern: 

■ Namenslisten der eingesetzten Arbeitnehmer 

■ Kopien der Meldungen nach dem MiLoG, 

AEntG

■ Bautagebücher 

■ Betonlieferscheine 

Von ausführenden Unternehmern: 

■ Unterlagen, die Aufschluss über das Vertragsverhält- 

nis zum Auftraggeber geben 

Mögliche Verstöße und rechtliche Folgen 

Nichtgewährung des Mindestlohns nach MiLoG, AEntG 

■ Nichtgewährung des Mindestlohns:

Geldbuße bis zu 500.000 €

Nichtleistung des Urlaubskassenbeitrages nach AEntG 

■ Geldbuße bis zu 500.000 €

Meldepflichten zur Sozialversicherung

■ Verletzung der Sofortmeldepflicht:

Geldbuße bis zu 25.000 €

■ Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen:

Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder Geldstrafe 

Leistungsbezug 

■ Arbeitnehmer bezieht Sozialleistungen und arbeitet, 

ohne dies dem Sozialleistungsträger zu melden:

Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder Geldstrafe 

Beschäftigung von Ausländern 

■ Beschäftigung eines Ausländers ohne erforderliche

Erlaubnis (Arbeitsgenehmigung-EU / Aufenthaltstitel):

Geldbuße bis zu 500.000 €

Sonstiges 

■ Verletzung der Melde-, Aufzeichnungs- oder 

Aufbewahrungspflicht:

Geldbuße bis zu 30.000 €

■ Verstoß gegen die Duldungs- und Mitwirkungspflicht

bei Prüfungen:

Geldbuße bis zu 30.000 €

■ Verstoß gegen die Mitführungs- und Vorlagepflicht 

von Ausweispapieren:

Geldbuße bis zu 5.000 €

■ Unterlassener Hinweis des Arbeitgebers auf die oben 

genannte Mitführungs- und Vorlagepflicht:

Geldbuße bis zu 1.000 € 

Gemeinsam gegen 
Schwarzarbeit und 
illegale Beschäftigung 
Merkblatt zu den Prüfungen der 

Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung 

in der Bauwirtschaft 

Anhang E

http://www.zoll.de/


 

Was kontrolliert der Zoll? 
 

 
Viele Branchen sind besonders von Schwarzarbeit und 

illegaler Beschäftigung betroffen, in der Bauwirtschaft gra- 

vierend in der Erscheinungsform der Scheinselbständigkeit. 

Die Folgen sind: 

■ Wettbewerbsverzerrungen zulasten der gesetzestreuen 

Unternehmen, 

■ Unterlaufen der gesetzlichen und tariflichen Mindest- 

löhne, 

■ Verlust sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplätze, 

■ Sozialversicherungs- und Steuerausfälle in 

Milliardenhöhe, 

■ mangelhafte Absicherung bei Krankheit, Arbeitslosigkeit 

oder für das Alter. 

 
Am Ende zahlen wir alle drauf ! 

Dagegen müssen wir etwas tun. 

 
Es geht nicht nur um Prüfungen durch den Zoll, 

sondern auch darum, ein allgemeines Bewusstsein für 

die negativen Folgen von Schwarzarbeit und illegaler 

Beschäftigung zu schaffen. 

Deshalb engagieren sich 

■ der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes e.V. 

www.zdb.de 

■ der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V. 

www.bauindustrie.de 

■ die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 

www.igbau.de 

■ das Bundesministerium der Finanzen 

www.bundesfinanzministerium.de 

in einem bundesweiten Bündnis gegen Schwarzarbeit und 

illegale Beschäftigung in der Bauwirtschaft. 

Als flankierende Maßnahme wurden auf Länderebene 

regionale Aktionsbündnisse geschlossen. 
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Unterlagen, die vorgelegt werden müssen 

Von Arbeitnehmern und Selbstständigen: 

■ Personalausweis, Pass, Pass- oder Ausweisersatz 

■ bei Ausländern: Pass, Passersatz, Ausweisersatz, 

Aufenthaltstitel, Duldung, Aufenthaltsgestattung 

Von Arbeitgebern: 

Der Zoll ist befugt, Einsicht in die Lohn- und Melde- 

unterlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen 

zu nehmen, aus denen Umfang, Art oder Dauer von 

Beschäftigungsverhältnissen oder Tätigkeiten hervor- 

gehen oder abgeleitet werden können. 

Hierzu gehören z. B.: 

■ Nachweise über Meldungen zur Sozialversicherung 

im Inland und Ausland 

■ Lohnabrechnungen 

■ Nachweise über erfolgte Lohnzahlungen 

(z. B. Quittungen, Lohnzettel) 

■ Arbeitsverträge bzw. Dokumente, die dem Arbeits- 

vertrag nach den Regelungen des Heimatlandes 

entsprechen 

■ Arbeitszeitnachweise (z. B. Stundenzettel, 

Anwesenheitslisten, Urlaubslisten etc.) 

■ Nachweise über steuerfreie Zuschläge 

■ Konten, Buchungsbelege 

■ ggf. Verträge mit Subunternehmen 

■ Werkvertrag mit Leistungsverzeichnis 

Arbeitgeber müssen Beginn, Ende und Dauer der täglichen 

Arbeitszeit der Arbeitnehmer aufzeichnen und diese 

Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufbewahren. 

Die Beschäftigten des Zolls können sich sämtliche Unter- 

lagen auch am Ort der Beschäftigung vorlegen lassen. 

Darüber hinaus hat der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer 

nachweislich und schriftlich auf die Mitführungs- und 

Vorlagepflicht des Personalausweises, Passes, Pass- oder 

Ausweisersatzes hinzuweisen. Dieser Hinweis ist für die 

Dauer der Erbringung der Dienst- oder Werkleistungen 

aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen. 
 

  

 
Die Beschäftigten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

des Zolls prüfen unter anderem, ob 

■ Arbeitgeber ihre Beschäftigten korrekt zur Sozial- 

versicherung angemeldet haben, 

■ trotz abhängiger Beschäftigung eine Selbständigkeit vor- 

getäuscht wird (Scheinselbständigkeit), 

■ Sozialleistungen, wie z. B. Arbeitslosengeld I und II, 

zu Unrecht bezogen werden, 

■ Arbeitsbescheinigungen oder Nebeneinkommens- 

bescheinigungen richtig ausgestellt wurden, 

■ Ausländer eine Erwerbstätigkeit nicht ohne erforder- 

liche Erlaubnis ausüben, 

■ ausländische Arbeitnehmer nicht zu ungünstigeren 

Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische 

Arbeitnehmer beschäftigt werden, 

■ Arbeitsbedingungen eingehalten werden, wie z. B. Zah- 

lung des Mindestlohns nach Mindestlohngesetz (MiLoG) 

und des Branchenmindestlohns nach Arbeitnehmer- 

Entsendegesetz (AEntG) 

■ der Urlaubskassenbeitrag abgeführt wurde, 

■ gegen das Verbot der gewerbsmäßigen Arbeitnehmer- 

überlassung im Baugewerbe verstoßen wurde, 

■ Anhaltspunkte dafür bestehen, dass Steuerpflichtige 

den sich aus Dienst- oder Werkleistungen ergebenden 

steuerlichen Pflichten nicht nachkommen wie z. B. 

Entrichtung der Lohnsteuer und Umsatzsteuer. 

Der Zoll prüft dabei unangekündigt und verdachtslos. 

Er nimmt sich auch zurückliegende Zeiträume vor. 

http://www.zdb.de/
http://www.bauindustrie.de/
http://www.igbau.de/
http://www.bundesfinanzministerium.de/
http://www.bundesfinanzministerium.de/
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